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1 Einleitung 

1.1 Motivation 

Gegenstand der Arbeit sind Beschaffungsketten mechatronischer Produkte in der 

Automobilwirtschaft.  

Bei Beschaffungsketten handelte es sich in der Vergangenheit zumeist um stabile, 

überbetriebliche „Produktionsstrukturen“ mit langlaufenden Rahmenverträgen, vorde-

finierten Leistungen und Leistungsflüssen sowie marktmächtig-fokalen Unternehmen 

(in Anlehnung an Dietl, Royer und Stratmann 2009, S. 441; Arnold 1997, S. 126). Be-

dingt durch die Individualisierung der Nachfrage in Form komplexer mechatronischer 

Produkte erfahren jene Produktionsstrukturen heutzutage jedoch eine zunehmende 

Auflösung: Beschaffungsketten werden als Problemlösungsraum der Individualisie-

rung verstanden und für diesen Zweck verstärkt auftragsspezifisch etabliert (in Anleh-

nung an Kirn et al. 2008, S. 5-17).  

Kundenseitig bringt der Problemlösungsraum „mechatronische Beschaffungskette“ 

allerdings steigende Informationsbeschaffungskosten mit sich, da Beschaffungsalter-

nativen entlang mechatronischer Beschaffungsketten oftmals entscheidungsdefekt 

bzw. nur unzureichend abgrenz- und/oder bewertbar sind (in Anlehnung an Backhaus 

et al. 2010, S. 14-15; Domschke und Scholl 2008, S. 40-42)
1
. Dieser Kontrollverlust 

während der Beschaffungsanbahnung und -abwicklung ist einerseits darauf zurückzu-

führen, dass es sich bei mechatronischen Produkten um spezifische Primärprodukte, 

Baugruppen und Einzelteile hoher Varietät, unterschiedlicher Technologie (Mechanik 

/ Elektronik) sowie divergierender Lebenszyklen handelt, und andererseits, dass me-

chatronische Beschaffungsketten je Wertschöpfungsstufe aus einer weltweit nahezu 

unbegrenzten Anzahl an Lieferanten konstituiert werden können. Mit Blick auf die 

gesamte Beschaffungskette bezeichnet die vorliegende Arbeit diese Beobachtung als 

Synchronisationsdefekt.  

In der Automobilwirtschaft konkretisieren sich die vorherigen eher allgemeinen Be-

obachtungen darin, dass Werkstätten, Primärprodukthersteller usw. ihren weltweiten 

Kunden ein – im Außenverhältnis – zwar ausdifferenziertes Produktprogramm in Form 

mechatronischer Bauteile offerieren, gleichzeitig jedoch auch bestrebt sind, über die 

                                              

1
 Hierbei werden deskriptive Modelle zur Beschreibung und Erklärung der Entscheidungsprozesse von 

Beschaffungen ausgeklammert. Auch wird davon abstrahiert, ob es sich um einen (modifizierten) 

Wiederholungskauf oder Erstkauf handelt (siehe hierzu Arnold 1997, S. 21-41). 



2 

Lebenszyklen ihrer Produkte hinweg unternehmensinterne Skalen- und Verbundeffek-

te zu realisieren (in Anlehnung an Piller 2006, S. 214-216). Dies bedeutet, dass sie ihre 

Leistungen nur zeitlich oder örtlich begrenzt anbieten (Verfügbarkeit) oder varianten-

spezifisch engen Restriktionen hinsichtlich der funktionalen Interoperabilität unter-

werfen.  

In Anlehnung an Schäuffele und Zurawka (2010, S. 18-27), Bothe (2003, S. 1-13) 

und Hagen (2003, S. 27) ist Letzteres darauf zurückzuführen, dass entlang der gesam-

ten Beschaffungskette 

1. an Konstruktion, Fertigung, Vertrieb und Kundendienst mechatronischer Bauteile 

Hersteller mit unterschiedlichen Innovationsgeschwindigkeiten und Versorgungs-

zeiträumen beteiligt sind,  

2. die Aufrechterhaltung des Lieferservice in Richtung des Endkunden für einen Zeit-

raum von bis zu 20 Jahren zu hohen Kosten führt (z. B. gebundenes Kapital für 

Maschinen oder Schulungskosten) und 

3. die Absatzmengen in der Nachserienphase um bis zu 90% gegenüber der Serien-

phase absinken kann. 

Zu welchen praktischen Konsequenzen der zuvor beschriebene Zusammenhang ent-

lang von Beschaffungsketten führen kann, sei nachfolgend nochmals anhand des bei 

Hagen (2003, S. 37) berichteten Beispiels verdeutlicht:  

Der Halbleiterhersteller Infineon gab Mitte des Jahres 2000 eine Technologie-

umstellung bekannt, was zu einer umfangreichen Bauelemente-Abkündigung füh-

ren sollte: Insgesamt sollte die Fertigung von 313 Halbleiterbauelementen auf-

gegeben werden. Bis auf 39 Bauteile, welche ersatzlos aus dem Programm ge-

strichen werden sollten, bot Infineon Alternativbauelemente an. Deren letzte Be-

stellmöglichkeit waren im März, Juli und Dezember 2001. Als letztmögliche An-

lieferung war Dezember 2002 vorgesehen. 

Der Abnehmer und Steuergerätehersteller Hella KG Hueck & Co war von dieser 

Maßnahme mit 39 Bauelementen betroffen; für 36 Halbleiterbauelemente wur-

den Alternativbauteile vorgeschlagen, für weitere drei gab es keinen Vorschlag. 

Die Alternativbauteile waren für den weiteren Einsatz in Hella-Produkten jedoch 

weitgehend ungeeignet. Zwar waren die elektrischen Eigenschaften identisch, je-

doch waren die Abmessungen und die Positionen der Anschlussbeinchen jeweils 

andere. Betroffen von den 39 abgekündigten Bauelementen waren ca. 800 Ver-

kaufsartikel. Unter den betroffenen Kunden waren alle wichtigen Primärpro-
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dukthersteller. Die Lieferverpflichtungen der Artikel reichten in vielen Fällen 

noch bis ins Jahr 2009.  

1.2 Zielsetzung 

Da die spezifischen Eigenschaften mechatronischer Beschaffungsketten die Anwen-

dung von Standard-Synchronisationsverfahren (z. B. ECR & CPFR) nicht ohne Weite-

res zulassen, wird zur Bewältigung des Synchronisationsdefekts ein Ausweg in einer 

anwendungssystemgestützten Flexibilisierung der Beschaffungskette gesucht (in An-

lehnung an Ferstl und Sinz 2013, S. 107-108; Stevenson und Spring 2007, S. 701). Im 

Sinne der Produktionstheorie handelt es sich bei Anwendungssystemen um eine spezi-

fische Technologie zur Lenkung der Leistungserstellung (Ferstl und Sinz 2013, S. 3-12 

und S. 35-37; Schneeweiß und Kühn 1990, S. 381).  

Im Besonderen wird hierfür ein fachkonzeptuelles Datenmodell „mechatronischer 

Beschaffungsketten“ entworfen, welches die Informationsbeschaffungskosten während 

der Beschaffungsanbahnung und -abwicklung entlang von Beschaffungsketten senkt 

und damit kürzere Reaktionszeiten und/oder zusätzliche Handlungsoptionen eröffnet. 

Fachkonzeptuelle Datenmodelle beschreiben zum einen IT-technisch zu unterstützen-

de betriebswirtschaftliche Probleme als Ausgangspunkt einer konsistenten Umsetzung 

in Anwendungssysteme (Scheer 1997, S. 15) und reduzieren zum anderen die Informa-

tionsbeschaffungskosten spezifischer Aufgabenbereiche bzw. Anwendungsfälle. Der 

Entwurf eines neuen Datenmodells ist erforderlich, nachdem die im Rahmen der Ar-

beit untersuchten Modelle (z. B. Hepp 2011) einen nur geringen Nutzen mit Blick auf 

die Problemstellung aufzeigten. Die untersuchten Modelle waren vielfach zu unspezi-

fisch und/oder für andere Anwendungszwecke (z. B. andere Aufgaben, Branchen) 

konstruiert. 

Im Sinne der gestaltungsorientierten Wirtschaftsinformatikforschung (Österle et al. 

2011, S. 7-10; Heinrich, Heinzl und Riedl 2011, S. 58-59; Zelewski 2007, S. 71-120) 

handelt es sich bei fachkonzeptuellen Datenmodellen um IT-Artefakte vom Typ „Mo-

dell“ (Hevner 2004, S. 78). Zu deren Konstruktion wird nachfolgend eine Referenz-

modell-Perspektive eingenommen. Bei einem Referenzmodell handelt es sich um ein 

Modell normativer Aussagen (Fettke und Loos 2004b, S. 332) zur Beschreibung und 

Gestaltung von Realwelt-Objektsystemen. Beispiele hierfür sind die Referenzmodelle 

von Klein und Szyperski (2003) für E-Commerce oder von Scheer (1997) für industri-

elle Geschäftsprozesse.  
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Die Arbeit orientiert sich an den Richtlinien für gestaltungsorientierte Forschung in 

der Wirtschaftsinformatik und setzt diese wie folgt um: 

1. Entwurf als IT-Artefakt: Die Richtlinie fordert die Entwicklung von IT-Artefakten. 

Als IT-Artefakte gelten Konstrukte, Modelle, Methoden und Instanziierungen. In 

der vorliegenden Arbeit wird unter Verwendung der Modellierungssprache „Unifi-

ed Modeling Language“ (UML) ein fachkonzeptuelles Datenmodell für flexible 

mechatronische Beschaffungsketten entworfen.  

2. Problemrelevanz: Die Richtlinie fordert den Entwurf Nutzen stiftender IT-

Artefakte für relevante, aber bislang nicht oder nur ineffizient gelöste Probleme. 

Die Relevanz wird durch die Anspruchsgruppen der Arbeit bestimmt. Anspruchs-

gruppen der gestaltungsorientierten Wirtschaftsinformatikforschung sind Vertreter 

der eigenen, aber auch fremder Wissenschaftsdisziplin(en), Unternehmen oder 

auch öffentliche Verwaltungen. Der Nutzen spezifischer IT-Artefakte zur Flexibili-

sierung von Beschaffungsketten ist vielfach dokumentiert (Stevenson und Spring 

2007, S. 696-698; Sahin und Robinson 2002, S. 505-536): Danach reduzieren ge-

eignete IT-Artefakte die Informationsbeschaffungskosten und erhöhen damit zeit-

gleich die Reaktionsfähigkeit entlang der gesamten Beschaffungskette.  

3. Evaluation: Jegliches IT-Artefakt ist auf Nutzen, Qualität oder Wirksamkeit hin zu 

überprüfen, um den Beitrag zur Problemlösung aufzuzeigen. Zu deren Beurteilung 

sind geeignete Metriken (z. B. „… functionality, completeness, consistency) sowie 

nachvollziehbare Methoden (z. B. analytische Methoden) zu verwenden (Hevner 

2004, S. 85-86). Die Evaluation des hier konstruierten IT-Artefakts erfolgt unter 

Verwendung argumentativer Methoden im Hinblick auf das Merkmal Qualität. 

Qualität bezeichnet dabei die fachkonzeptuelle Reife des konstruierten IT-

Artefakts. 

4. Beitrag zur Wissenschaft: Die Arbeit soll einen Problemlösungsbeitrag zur gestal-

tungsorientierten Wirtschaftsinformatikforschung leisten (Hevner et al. 2004, S. 

80). Beiträge sind im Besonderen (weiter-)entwickelte Theorien oder IT-Artefakte. 

Mit dem konstruierten IT-Artefakt leistet die Arbeit einen Beitrag zur Wirt-

schaftsinformatikforschung. Das IT-Artefakt erlaubt Anwendungssysteme zur Len-

kung mechatronischer Beschaffungsketten begründet entwickeln sowie zugrunde 

liegende Entwicklungsprozesse beschleunigen zu können (Wiederverwendung, Wei-

terverwertung).  

5. Strenge der Forschung: Diese Richtlinie fordert die rigorose Verwendung empiri-

schen und analytischen Wissens. Hierzu zählen beispielsweise etablierte Theorien 

oder formale Sprachen sowie die Nutzung allgemein anerkannter Forschungsstan-
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dards. Im Rahmen der Arbeit erfolgt die Umsetzung dieser Richtlinie unter (1) Of-

fenlegung eines im Vorfeld definierten Vorgehensmodells, (2) Verwendung von 

Flexibilitätsanforderungen basierend auf der Neuen Institutionenökonomie sowie 

(3) Verwendung der Modellierungssprachen UML Use Cases und UML Klassendi-

agramme zur Spezifikation des fachkonzeptuellen Datenmodells. 

6. Forschung als Suchprozess: Die Entwicklung von IT-Artefakten stellt ein Prob-

lemlösungsverfahren dar, welches iterativ zwischen der Erzeugung und der Bewer-

tung des IT-Artefakts zu einer dem Problem besser angepassten Beschreibung des 

IT-Artefakts führen soll. Die Suche nach IT-Artefakten erfordert die Ausschöpfung 

aller verfügbaren Mittel zur Erreichung der Entwurfsziele, unter Berücksichtigung 

von Gesetzmäßigkeiten der Umwelt. Da die vorliegende Arbeit in gewisser Weise 

die erste Version des IT-Artefakts zur Verfügung stellt und hierzu auf kein iterati-

ves Vorgehensmodell zurückgreift, konnten keine expliziten weiteren Versionen des 

IT-Artefakts dokumentiert werden. Der Suchprozess kann jedoch implizit entlang 

des Standes der Forschung sowie der Reife des IT-Artefakts im Hinblick auf etab-

lierte industrielle fachkonzeptuelle Modelle nachvollzogen werden.  

7. Kommunikation der Ergebnisse: Die Ergebnisse müssen auf eine Weise dargestellt 

und kommuniziert werden, welche es dem Adressatenkreis ermöglicht, die Ergeb-

nisse intersubjektiv nachvollziehen und hinsichtlich ihrer weiteren Verwendung 

entscheiden zu können. Die Kommunikation der Ergebnisse erfolgte im Wesentli-

chen vor Publikum der Wirtschaftsinformatik oder in Fachdiskussionen mit An-

wendern im Rahmen des Drittmittel-Forschungsprojekts SyncLog (SyncLog - Le-

benszyklussynchronisation von Produkten und Embedded Systems zur Senkung des 

Logistikaufwands entlang der Automotive Supply Chain; Bundesvereinigung Logis-

tik e.V. (BVL) - Förderkennzeichen 15524). 

1.3 Aufbau der Arbeit 

Die Arbeit gliedert sich in fünf Hauptkapitel und bildet damit die wesentlichen Pha-

sen des Forschungsprozesses ab, wie er sich bei Österle et al. (2011, S. 9) und March 

und Storey (2008, S. 726) beschrieben findet. 

Das Hauptkapitel 2 hat die Beschreibung und Analyse des Stands der Forschung zur 

Beschaffungskettensynchronisation und -flexibilisierung zur Aufgabe und gliedert sich 

in drei Abschnitte. In Kapitel 2.1 erfolgt die Beschreibung des Gegenstandsbereichs, 

also der zu synchronisierenden Beschaffungskette. Diese Beschreibung beinhaltet lo-

gistische Objekte, Akteure und Technologien. Darauf aufbauend wendet sich die Ar-
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beit in Kapitel 2.2 mehrstufigen Standard-Synchronisationsverfahren zu und analysiert 

deren Grenzen: Autonomie & Opportunismus sowie divergierende Produktlebenszyk-

len. Da die vorliegende Arbeit zur Handhabung von Synchronisationsdefekten eine 

Anwendungssystem-gestützte Flexibilisierung vorschlägt, erfolgen in Kapitel 2.3 eine 

Exegese des Flexibilitätsbegriffs und die Ableitung eines geeigneten Flexibilitätskon-

zepts für Beschaffungsketten.  

Zur Identifizierung der spezifischen Flexibilitätsanforderungen mechatronischer Be-

schaffungsketten an fachkonzeptuelle Datenmodelle erfolgt in Hauptkapitel 3, spiegel-

bildlich zu Kapitel 2, zunächst eine Konkretisierung des Gegenstandsbereichs. Die 

Modellierung mechatronischer Produkte sowie das Verhalten von Akteuren automobi-

ler Beschaffungsketten erfolgt dabei unter Verwendung der in Hauptkapitel 2 einge-

führten Grundkonstrukte. Darauf aufbauend werden spezifische Synchronisationsde-

fekte mechatronischer Beschaffungsketten in der Automobilindustrie aufgezeigt und 

hieraus der spezifische Flexibilitätsbedarf in der Beschaffungsanbahnung und -

abwicklung abgeleitet. Zuletzt wird analysiert, inwieweit relevante fachkonzeptuelle 

Modelle die identifizierten spezifischen Synchronisationsdefekte abbilden und damit 

für eine individuelle Informationsbeschaffung herangezogen werden können.  

Das Hauptkapitel 4 hat die Spezifikation des IT-Artefakts zur Aufgabe. Hierfür 

gliedert sich das Hauptkapitel in drei Abschnitte. In Kapitel 4.1 werden die bezüglich 

der Spezifikation vorab getroffenen Entwurfsentscheidungen erläutert. Darauf aufbau-

end erfolgt in Kapitel 4.2 die Spezifikation von Flexibilitätsanforderungen mechatroni-

scher Beschaffungsketten. Die Spezifikation erfolgt in Form zeitlich strukturierter, 

funktionaler Anforderungen sowie unter Verwendung der Modellierungssprache UML 

Use Cases. Dabei handelt es sich um eine Standardsprache, welche typischerweise im 

fachkonzeptuellen Entwurf, also einer frühen Phase im Softwareentwicklungsprozess, 

zur Anwendung kommt (in Anlehnung an Fettke 2009, S. 560; Rupp 2009, S. 189-

193). Inhaltlich gruppiert werden die Anforderungen unter Zuhilfenahme von SCOR 

des Supply Chain Council (2010). Zuletzt erfolgt in Kapitel 4.3 die Spezifikation des 

fachkonzeptuellen Datenmodells unter Verwendung der Sprache UML Klassendia-

gramme. 

Das Hauptkapitel 5 hat die Evaluation des zuvor konstruierten IT-Artefakts zur Auf-

gabe. Da die Erstellung des IT-Artefakts unter Anwendung des gestaltungsorientierten 

Forschungsparadigmas erfolgt, ist das Ergebnis unter Rückgriff auf mindestens eines 

der dort genannten Evaluationskriterien zu überprüfen: Nutzen, Qualität und Wirk-

samkeit. Mit Blick auf das konstruierte IT-Artefakt greift die Arbeit im Speziellen das 

Merkmal „Qualität“ heraus und assoziiert damit die fachkonzeptuelle Reife des entwi-
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ckelten IT-Artefakts. Die Beurteilung der Reife erfolgt argumentativ unter Verwen-

dung eines integrationbasierten Verfahrens. Dieses Verfahren erlaubt eine verglei-

chende Gegenüberstellung des konstruierten IT-Artefakts mit den industriellen Stan-

dards ISO 10303 STEP AP 214 und MechaSTEP sowie die Ableitung des durch die 

Arbeit entstandenen Mehrwerts bzw. Beitrags zur „Knowledge Base“ im Sinne He-

vners.  

Das Hauptkapitel 6 schließt mit einer Zusammenfassung und greift forschungs-

pragmatische Entscheidungen nochmals auf. 
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2 Flexibilisierung synchronisationsdefekter Beschaffungsketten 

Hauptkapitel 2 grenzt den betrachteten Gegenstandsbereich ab, erläutert das Grund-

problem der Synchronisation und leitet hieraus den Bedarf nach flexiblen Beschaf-

fungsketten ab. Hierfür gliedert sich der Abschnitt in drei Unterkapitel: In Kapitel 2.1 

erfolgt die Beschreibung der zu synchronisierenden Beschaffungskette, bestehend aus 

logistischen Objekten, Akteuren und Technologien. In Kapitel 2.2 wendet sich die Ar-

beit Synchronisationsdefekten auftragsspezifischer Beschaffungsketten zu und skiz-

ziert Grenzen derzeitiger Standard-Lösungsansätze. Zuletzt wird in Kapitel 2.3 eine 

Begriffsexegese des Flexibilitätsbegriffs und darauf aufbauend eine Arbeitsdefinition 

flexibler Beschaffungsketten vorgenommen. 

2.1 Beschaffungsketten 

Beschaffungsketten beruhen auf dem Fluss logistischer Objekte. Diese fließen von 

Quellen zu Senken und überwinden dabei Raum- und Zeitdifferenzen sowie Grenzen 

von Unternehmen. Formal beschrieben werden Beschaffungsketten unter Verwendung 

von Konstrukten der Graphentheorie, also Knoten, Kanten und Kantengewichten 

(Diestel 2010, S. 1-31; Vahrenkamp und Mattfeld 2007, S. 3-16). 

Exkurs Graphentheorie: 

Ein ungerichteter Graph G = (V, E) sei definiert durch dessen nichtleere Kno-

tenmenge V und Kantenmenge E, wobei E eine Relation über die Knoten V ist, 

sodass gilt:  

E  V x V. 

Die Kante e  E verbindet zwei Knoten aus V: e=(vi, vj), mit i = 1..n  j = 

1..m, n, m   und nm. vi und vj werden in diesem Fall als benachbart be-

zeichnet, wobei vi und vj immer genau dann benachbart sind, wenn  

(vi,vj)  E  (vi = vj  vi  V). 

 

Weiterhin wird die Anzahl an Nachbarn eines Knotens vi als Grad von vi 

(grad(vi)) bezeichnet. Ein Knoten ohne Nachbarn wird isoliert genannt. Ferner 

wird ein Graph vollständig genannt, wenn jeder Knoten mit allen anderen Kno-
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ten verbunden ist. Ein vollständiger Graph mit v Knoten besitzt e = ½ (v
2
 - v) 

Kanten. 

Der Knoten vj heißt von vi erreichbar, sofern ein Weg von vi nach vj existiert. 

Die Menge aller von vi erreichbaren Knoten wird als die Erreichbarkeitsmenge 

EG(v) bezeichnet. In diesem Fall wird vi als Start- und vj als Endknoten des 

Weges bezeichnet. Die Länge des Weges beträgt n (Anzahl der Knoten). Die 

Angabe des Weges erfordert immer die Angabe aller Knoten in der den Weg 

definierenden Reihenfolge. 

Im Einzelnen können in Graphen folgende idealtypische Wegetypen identifi-

ziert werden: 

Pfad: Ein Weg wird im Speziellen als Pfad bezeichnet, sofern auf diesem 

Weg alle Knoten erreichbar und voneinander verschieden sind, sodass 

gilt:  

(vi,vj)  E  (vi ≠ vj  V) 

Zyklus: Ein Weg wird im Speziellen als Zyklus bezeichnet, sofern auf 

diesem Weg alle Knoten erreichbar sowie Start- und Endknoten des We-

ges identisch sind, sodass gilt: 

(vi,vj)  E  (vi = vj  V) 

Kreis: Ein Weg wird im Speziellen als Kreis bezeichnet, sofern auf die-

sem ausschließlich Start- und Endknoten identisch sind. 

Im Fall eines gerichteten Graphen nennt man das einer Kante zugeordnete Paar 

von Knoten gerichtete Kante mit dem Anfangsknoten vi und dem Endknoten vj. 

In gerichteten Graphen kann neben der gerichteten Kante (i, j) auch zugleich ei-

ne gerichtete Kante in Gegenrichtung (j, i) auftreten. Existiert in einem gerich-

teten Graphen eine Kante e, dann heißen vi Vorgänger von vj und vj Nachfolger 

von vi. Die Menge der Vorgänger eines Knotens vi werden als P(vi), die Menge 

der Nachfolger eines Knotens als N(vi) bezeichnet.  

Unter einem bipartiten Graph versteht man Graphen, deren Knotenmenge V in 

zwei disjunkte Teilmengen V1 und V2 zerfällt. Gerichtete bzw. ungerichtete 

Kanten verlaufen dann ausschließlich zwischen Knoten der Knotenmengen V1 

und V2, nicht aber innerhalb dieser Knotenmengen. Zuletzt werden unter ge-

wichteten Graphen genau solche Graphen verstanden, deren Kanten bewertet 

sind. Ein Graph heißt bewertet, wenn jeder Kante e eine Zahl dij zugeordnet ist. 
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Abhängig vom betrachteten Szenario bzw. Modelltyp erfahren die zuvor genannten 

Konstrukte mit Blick auf Beschaffungsketten unterschiedliche Interpretationen bzw. 

konzeptualisieren unterschiedliche Sachverhalte. Die Interpretation eines Graphen 

meint dabei die Belegung der Knoten und Kanten mit Objekten bzw. Objektwerten 

eines betrieblichen Objektsystems (in Anlehnung an Ferstl und Sinz 2013, S. 6-8; Lu-

ger 2009, S. 48).  

Tab. 1 Beispiele logistischer Interpretationen graphentheoretischer Konstrukte (in Anlehnung 

an Vahrenkamp und Mattfeld 2007, S. 5) 

Modelltyp Knoten Kanten  Gewichte 

Logisches Modell Akteur Leistung Anzahl 

Physisches Modell Ort Verkehrsweg Distanzen 

Hierarchisches Modell Bauteil (Über-/Unter) Ordnung Anzahl 

Zeitliches Modell Zustand Übergang Dauer 

Nachfolgend seien Beschaffungsketten unter strukturell-logischen Gesichtspunkten 

beschrieben (logisches Modell). In diesem Fall werden Knoten als Akteure und Kanten 

als beauftragte Leistungen (synonym: Fremdbezugsgüter) interpretiert.  

In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass der Fluss logistischer Objekte entlang 

unterschiedlicher Topologien erfolgen kann. Gemeinsam mit „Stern“, „Gabel“, 

„Kreis“ und „Netz“ zählen „Ketten“ zu den fünf idealtypischen Topologien, welche in 

Anlehnung an Shaw (1964, S. 113) und später auch Hill, Fehlbaum und Ulrich (1994, 

S. 101) in Wertschöpfungssystemen identifiziert werden können. Unter Rückgriff auf 

die grundlegenden Eigenschaften von Graphen (Diestel 2010, S. 14-18; Vahrenkamp 

und Mattfeld 2007, S. 3-16), unterscheiden sich jene Topologien hinsichtlich ihrer Er-

reichbarkeitsmenge (also der Menge aller erreichbaren Akteure), Wegelängen (also der 

Länge der Leistungskette) sowie Richtungen (also der Richtung des Leistungsflusses). 

Speziell die Richtung des Leistungsflusses definiert dabei auch die grundsätzliche Rol-

lenverteilung zwischen Kunden und Lieferanten: Die gerichtete Kante, als Leistungs-

flussrichtung, weist vom Lieferanten zum Kunden. Die Kantengewichte treffen in die-

sem Zusammenhang Aussagen zur geleisteten Menge. 
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2.1.1 Logistische Objekte 

Vergleichbar zum Sichtenkonzept in der Architektur Integrierter Informationssyste-

me ARIS (Scheer 2001) können auf Leistungen, wie auch auf Unternehmen, zeitgleich 

unterschiedliche Blickwinkel eingenommen und damit unterschiedliche Eigenschaften 

ein und desselben Objektes offengelegt werden. Schichtel (2002, S. 99-100) spricht in 

diesem Zusammenhang von der Attribut- und Struktursicht. 

2.1.1.1 Attributsicht 

In der Attributsicht werden Leistungen eigenschaftenbasiert beschrieben (z. B. 

„PKW“ anhand der Eigenschaften Bauart, Getriebe und Kraftstoff). Jede Eigenschaft 

wird dabei durch eine nichtleere Menge an Merkmalen präzisiert, wobei jedem Merk-

mal weiterhin eine nichtleere Menge an Merkmalswerten zugeordnet ist. Entsprechend 

wird in diesem Zusammenhang auch oftmals von Produktqualität gesprochen (Busse 

von Colbe, Hammann und Laßmann 1991, S. 73).  

Da für einzelne Anwendungsfälle immer nur eine begrenzte Anzahl der grundsätz-

lich zunächst einmal unendlich vielen Produkteigenschaften relevant ist, werden Leis-

tungen typischerweise kontextabhängig anhand unterschiedlicher Mengen von Teil-

qualitäten identifiziert, beschrieben und klassifiziert. Die Beurteilung der Wichtigkeit 

einzelner Teilqualitäten für spezifische Entscheidungen sowie die Wahrnehmung der 

konkreten Merkmalsausprägungen können dabei entlang von Beschaffungsketten – 

aufseiten von Kunden und Lieferanten – unterschiedlich ausfallen. In Anlehnung an 

Arnold et al. (2011, S. 95) und Lassmann (1992, S. 92) lassen sich hierbei im Einzel-

nen folgende Kontexte bzw. Teilqualitäten identifizieren: (1) Entwicklung & Kon-

struktion, (2) Einkauf & Bereitstellung (einschließlich Eingangslogistik), (3) Fertigung 

& Montage (einschließlich Durchgangslogistik), (4) Vertrieb (einschließlich Aus-

gangslogistik) und (5) Kundendienst. 

Konkret kann die Modellierung jener Eigenschaften unter Verwendung sogenannter 

Sachmerkmalleisten erfolgen (Arnold et al. 2011, S. 142-148; Eigner und Stelzer 

2009, S. 71-75). Sachmerkmalleisten fassen alle relevanten Sachmerkmale einer 

Gruppe artverwandter Objekte/Gegenstände (z. B. Wellen, Platten oder Spiralbohrer) 

zusammen. Eine einzelne Sachmerkmalausprägung ist hierbei, je nach Art des Sach-

merkmals, entweder ein Größenwert oder eine sonstige Information (z. B. eine attribu-

tive Angabe samt Datentyp). Speziell in „Einkauf & Bereitstellung“ haben sich in der 

hierfür relevanten Fachliteratur u. a. der Fremdbezugstyp, der Bedarfswert, die Be-

darfsvorhersagegenauigkeit, Gütergestalt oder auch Produktkomplexität als Sach-
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merkmale herausgebildet (Arnolds et al. 2013, S. 20-37; Wirtz 2010, S. 571-587; 

Tempelmeier 2008, S. 22-31; Schulte 2001, S. 20-21). 

Abhängig vom Verwendungszweck werden Sachmerkmalleisten ferner entweder als 

horizontale oder vertikale Sachmerkmalleisten klassifiziert (in Anlehnung an Leukel 

2004, S. 269). Während horizontale Sachmerkmalleisten versuchen, ein branchenüber-

greifendes, „weites“ Spektrum von Leistungen zu beschreiben, sind vertikale Sach-

merkmalleisten auf die Anforderungen einzelner Branchen (Achtung: nicht Kontexte) 

zugeschnitten. Implementiert finden sich sowohl horizontale als auch vertikale Sach-

merkmalleisten beispielsweise in Klassifikationssystemen (Leukel 2004, S. 267-286).  

Im Hinblick auf den Lenkungsbedarf auftragsspezifischer Beschaffungsketten blei-

ben Sachmerkmale aus „Einkauf & Bereitstellung“ bzw. deren Umsetzung in Sach-

merkmalleisten jedoch hinter den Erwartungen zurück. Obwohl zwischen jenen Sach-

merkmalen sachlogische Abhängigkeiten anzunehmen sind (z. B. Einfluss der Pro-

duktkomplexität auf die Gütergestalt), werden jene Merkmale als voneinander unab-

hängig modelliert. Ferner sind jene Merkmale zu unspezifisch oder fokussieren ledig-

lich ausgewählte Bereiche (z. B. das Bestandsmanagement), als dass sie eine Auftrags-

steuerung über mehrere Wertschöpfungsstufen hinweg erlauben würden.  

2.1.1.2 Struktursicht  

Die zuvor erläuterten Sachmerkmale (z. B. Produktkomplexität) deuten bereits an, 

dass es sich bei Fremdbezugsgütern um zusammengesetzte Leistungen mit eigener 

Struktur handeln kann. Die Struktursicht legt diese Abhängigkeiten offen und erlaubt 

in Beschaffungsketten damit beispielsweise Teilebedarfsermittlungen oder Montage-

ablaufplanungen. 

A. Grundkonstrukte 

Die struktursichtbasierte Modellierung erfordert die Einführung spezifischer, grund-

legender Konstrukte: Endprodukte, Baugruppen und Einzelteile (in Anlehnung an 

Schichtel 2002, S. 105-122). Danach werden Fremdbezugsgüter, welche nicht mehr 

zerstörungsfrei voneinander getrennt werden können, als Einzelteil bezeichnet (ET). 

Alle anderen Fremdbezugsgüter werden entweder als Baugruppe (BG) oder Endpro-

dukt (EP) bezeichnet. Endprodukte und Baugruppen bestehen entweder aus (1) zwei 

oder mehr Einzelteilen oder (2) Baugruppen niedrigerer Ordnung. Bezogen auf ein 

Endprodukt können dessen ET und BG dabei als „wirkungsgleich“, also substitutional 

oder „wirkungsverschieden“, also komplementär zueinander in Beziehung stehen. 
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Komplementäre Fremdbezugsgüter stehen vielfach in einem technisch bedingten fes-

ten (Mengen-)Verhältnis zueinander. Substitutionale Fremdbezugsgüter können bei 

totaler Substitution vollständig durch ein anderes Fremdbezugsgut ersetzt werden, oh-

ne dass sich das Ergebnis der Kombination, also das EP, ändert. Bei einer partiellen 

Substitution hingegen kann ein ET oder BG durch kein anderes Bauteil äquivalent er-

setzt werden.  

B. Versionen, Varianten und Alternativen 

Aufbauend auf diesen Grundkonstrukten sind weitere Spezialisierungen von End-

produkten, Baugruppen und Einzelteilen zu differenzieren: Versionen, Varianten und 

Alternativen (nachfolgend Schichtel 2002, S. 82-97; Wilkes 1987, S. 12-35).  

Versionen ergeben sich aus der Vorstellung, dass Endprodukte, Baugruppen 

und/oder Einzelteile nicht unveränderlich sind, sondern zu unterschiedlichen Zeitpunk-

ten in ihren Lebenszyklen unterschiedliche Eigenschaften aufweisen bzw. zeitgleich 

mit unterschiedlichen Eigenschaften existieren. Dies bedeutet, dass die Versionen ei-

ner Leistung schematisch jeweils orthogonal zu deren Struktur in sog. Versionsebenen 

anzuordnen sind (Abb. 1). Jede Leistung einer Hierarchiestufe wird hierbei von einer 

eigenen Versionsfläche „durchschnitten“. Versionen schließen damit auch die seman-

tische Lücke zwischen der Struktur- und Attributsicht, indem sie jeder Leistung im 

Strukturmodell eine Menge an Merkmalen und möglichen Werten zuweisen. 

 

Abb. 1 Versionen & Versionsebenen 

Ferner kann jede Leistung zeitgleich in mehreren Haupt- und Unterversionen exis-

tieren. Unterversionen werden hierbei als vollständige Spezialisierungen der Haupt-

version verstanden. Das bedeutet, dass jede Unterversion über spezifische Eigenschaf-
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ten der Hauptversion verfügt, die Unterversionen jedoch zueinander verschieden sind. 

Damit einhergehende Vorgänger-Nachfolger-Beziehungen sind zeitlicher und/oder 

funktionaler Natur. Zusätzlich ist mit dem Versionsbegriff auch eine Anpassung der 

ursprünglichen Definition von Einzelteilen, Baugruppen und Endprodukten verbun-

den. Die Menge der zu einem Zeitpunkt möglichen Kombinationsbeziehungen von 

Einzelteilen und Baugruppen wird auf deren Versionsebenen verlagert bzw. durch die 

Versionen eines Einzelteils usw. bestimmt (Abb. 2).  

Inwieweit Versionen von Einzelteilen und Baugruppen funktional, also auch monta-

ge- und signaltechnisch zueinander äquivalent sind bzw. einander (vollständig/partiell) 

substituieren können, wird durch deren Gültigkeiten beschrieben. Das Konstrukt „Gül-

tigkeit“ dient der Prozesssteuerung und trifft eine Aussage dahingehend, unter welchen 

räumlichen und zeitlichen Rahmenbedingungen eine Version einer Leistung zum Ein-

satz kommen bzw. Verwendung finden darf. Mittels dieses Konstrukts kann beispiels-

weise definiert werden, dass eine von der „Konstruktion“ freigegebene Version nur in-

nerhalb eines bestimmten Zeitraums, an einem bestimmten Produktionsstandort oder 

gemeinsam mit einer anderen Leistung verbaut/verwendet werden darf. Das Konstrukt 

der Gültigkeit darf allerdings nicht mit dem Konstrukt der Freigabe verwechselt wer-

den. Während eine Freigabe lediglich bedeutet, dass eine Version grundsätzlich zur 

Verwendung freigegeben ist, können Gültigkeiten diese grundsätzliche Möglichkeit 

der Verwendung wieder einschränken.  

 

Abb. 2 Versionsproduktmodell 
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Varianten entstehen durch die Berücksichtigung vordefinierter Randbedingungen 

(z. B. Absatzgebiete) im Rahmen der Konstruktion. Die Variantenbildung erfolgt auf 

Basis ausgewählter und „hart“ vordefinierter Sachmerkmale (z. B. Absatzgebiet = 

„USA“). Speziell im Automobilbau sind dies u. a. die Karosserieform (Cabrio, Limou-

sine, usw.) oder Motorisierung (Benziner, Diesel, usw.). Varianten können damit als 

Aufgabenstellung an die Entwicklung & Konstruktion interpretiert werden. In diesem 

Sinne sind einzelne Endprodukte, Baugruppen und/oder Einzelteile dann als konkrete 

Lösungen für eine vorgegebene Variante bzw. Aufgabenstellungen anzusprechen. Ein-

zelteile, Baugruppen und Endprodukte werden oftmals zunächst variantenunabhängig 

entwickelt; erst später, wenn eine Unterscheidung zwingend notwendig wird (z. B. 

unterschiedliche Adapter/Netzteile für unterschiedliche Absatzländer), spaltet sich ein 

Entwicklungspfad in mehrere auf. Jeder Entwicklungspfad wird dann zu einer Varian-

te zusammengefasst. Zwischen Versionen und Varianten besteht damit ein unmittelba-

rer Zusammenhang. Die zeitliche Abfolge einerseits und die inhaltlichen Ähnlichkei-

ten andererseits stellen die zwei Dimensionen dar, entlang derer Versionen beschrie-

ben bzw. zu Varianten zusammengefasst werden (Abb. 3). Sind innerhalb einer Vari-

antenmenge zwei Lösungen parallel verfügbar, werden diese auch als Alternativen be-

zeichnet. 

 

Abb. 3 Versionen und Varianten (adaptiert aus Schichtel 2002, S. 93) 
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2.1.2 Akteure 

Akteure bilden das zweite wesentliche Element von Beschaffungsketten. In Anleh-

nung an Hill, Fehlbaum und Ulrich (1994, S. 122) werden Akteure bzw. deren Verhal-

ten nachfolgend unter Verwendung von Zielen, Aufgaben, Methoden und Prozessen 

formalisiert.  

2.1.2.1 Ziele 

Mit Blick auf Beschaffungsketten offenbart die betriebswirtschaftliche Literatur eine 

Vielzahl an Zielen (Koppelmann 2004, S. 103-122; Roland 1993, S. 7-12). Speziell in 

der hier vorliegenden Arbeit erfolgt die Konzeptualisierung des Ziel-Begriffs unter 

Verwendung der logistischen Effizienz, als Quotient von Versorgungsservice und Lo-

gistiksystemgesamtkosten. In Anlehnung an Jung (2010, S. 29-33) und Troßmann 

(2006, S. 156) handelt es sich beim Versorgungsservice sowie den Logistiksystemge-

samtkosten um Formalziele, welche das operative Sachziel, nämlich die Bereitstellung 

spezifischer Fremdbezugsgüter, ökonomisch bewerten.  

Der Quotient aus Versorgungsservice und Gesamtkosten bringt zum Ausdruck, dass, 

bezogen auf einen spezifischen Kundenauftrag, nicht nur ein definierter Versorgungs-

service angestrebt wird, sondern auch gleichzeitig die dabei anfallenden Kosten mini-

miert werden sollen (in Anlehnung an Pfohl 2010, S. 29-41). Vielfach wird hierbei 

anstatt von Versorgungsservice auch von Lieferservice gesprochen. Dies ist darauf zu-

rückzuführen, dass unter dem Gesichtspunkt von Kunden-Lieferanten-Beziehungen 

Versorgungs- und Lieferservice zwei Seiten derselben Medaille darstellen. In der Ver-

gangenheit wurde empirisch eine Korrelation von Versorgungsservice und Gesamtkos-

ten festgestellt: Bei steigendem Versorgungsservice steigen auch die damit verbunde-

nen Gesamtkosten.  
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Versorgungsservice und Gesamtkosten setzen sich im Einzelnen aus im Folgenden 

beschriebenen Konstrukten zusammen.  

Tab. 2 Versorgungsservice  

Konstrukt Erläuterung 

Versorgungszeit 
Dauer der Lieferung vom Zeitpunkt der Auftragserteilung bis zum 

Erhalt der Leistung 

Versorgungs- 

zuverlässigkeit 

Wahrscheinlichkeit, dass die zugesagte Versorgungszeit eingehalten 

wird
2
 

Versorgungs- 

beschaffenheit 

Wahrscheinlichkeit, dass – bezogen auf die zugesagte Lieferzeit – 

die richtigen Leistungen nach Art, Menge und Beschädigungsgrad 

geliefert werden 

Versorgungs- 

flexibilität 

Wahrscheinlichkeit, dass – bezogen auf eine Mengenveränderung – 

im Auftrag eine zuvor zugesagte Lieferzeit eingehalten werden kann 

Lieferinformations- 

fähigkeit 

Wahrscheinlichkeit, dass – bezogen auf die Lieferzeit – Auskunft 

bzgl. des jeweiligen Auftragsstatus (Lieferfortschritt, Liefertermin) 

gegeben werden kann 

 

Tab. 3 Logistiksystemgesamtkosten 

Konstrukt Erläuterung 

Auftragsabwicklungs-

kosten 

Kosten für die Abwicklung von Aufträgen  

(z. B. Personal-, IT-Kosten) 

Lagerhaltungskosten 

Fixe und variable Kosten der Lagerung sowie zur Finanzierung 

von Beständen  

(z. B. Heizkosten, Versicherungsprämien, Kosten durch Schwund) 

Lagerhauskosten 
Kosten der Unterhaltung von Lagerhäusern  

(z. B. Miet-, Flächen- und Personalkosten) 

Transportkosten 
Kosten des inner- und außerbetrieblichen Transports  

(z. B. Transport vom Lager zum Bestimmungsort) 

Verpackungskosten Kosten der Kommissionierung und sonstigen Handhabung 

                                              

2
 Wird maßgeblich durch Lieferbereitschaft des Herstellers/Lieferanten bestimmt und als α- und β-Servicegrad 

konzeptualisiert. α-Servicegrad (Fehlmengenereignis-orientiert): Wahrscheinlichkeit, dass der in einer Periode 

auftretende Bedarf vollständig innerhalb der Wiederbeschaffungszeit des Herstellers/Lieferanten befriedigt wird. 

β-Servicegrad (Fehlmengen-orientiert): durchschnittlicher Anteil an der Gesamtnachfrage, der ohne 

lagerbedingte Lieferzeit ausgeliefert werden kann. Anders als der α-Servicegrad beschreibt der β-Servicegrad 

nicht abstrakt die Wahrscheinlichkeit, dass es überhaupt zu einem Ereignis „Fehlmenge“ kommt, sondern misst 

die Höhe der Fehlmenge im Verhältnis zum Gesamtbedarf. 
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Serviceniveau- und  

Loskosten 

Kosten, welche zwar nicht zu Logistiksystemkosten im engeren 

Sinn zählen, im Sinne einer Gesamtkostenbetrachtung jedoch 

zwingend mitberücksichtigt werden müssen 

Kosten einer Loserstellung (z. B. Rüstkosten) und Kosten für die 

Aufrechterhaltung eines definierten Servicelevels (z. B. Kosten 

aufgrund von Störungen oder Änderungen in der Auftragsreihen-

folge)  

2.1.2.2 Aufgaben & Methoden 

Werden die mit der Bereitstellung spezifischer Fremdbezugsgüter „abzuarbeiten-

den“ Aufgaben als eine marktbezogene Gesamtaufgabe interpretiert, können jene Auf-

gaben unter Verwendung des Beschaffungsmarketings systematisch gruppiert und be-

schrieben werden (nachfolgend Troßmann 2006, S. 132-143). In diesem Fall zählen 

einzelne Aufgaben sowie deren Aufgabenobjekte und Methoden zur Beschaffungspro-

grammpolitik, Beschaffungskonditionenpolitik, Lieferantenstrukturpolitik oder Kom-

munikationspolitik. Mit Blick auf die zur Aufgabendurchführung geeigneten Be-

schreibungs-, Analyse- und Prognosemethoden sei beispielhaft auf Arnolds et al. 

(2013; Kapitel zu Preisstruktur- und Wertanalysen), Kluck (2008, S. 45-123) und 

Koppelmann (2004, S. 181-195, 204-234, 260-270, 381-385) verwiesen. Eine zusam-

menfassende Darstellung der skizzierten Politiken liefert Tabelle 4.  

(1) Beschaffungsprogrammpolitik 

Die Beschaffungsprogrammpolitik bestimmt das auf Beschaffungsmärkten zu be-

schaffende Programm an Fremdbezugsgütern (synonym: Beschaffungssortiment), so-

wohl in dessen art- und mengenmäßiger Zusammensetzung als auch dessen zeitlicher 

Verteilung. Das Beschaffungssortiment des Einzelnen wird hierbei maßgeblich von 

dessen Absatzprogramm sowie möglichen Verbundwirkungen beeinflusst. Hierbei ist 

insbesondere zu klären, welcher Zusammenhang zwischen zu beschaffenden Fremd-

bezugsgütern besteht:  

 Ein Angebotsverbund zwischen zwei Leistungen liegt immer genau dann vor, 

wenn die Nachfrage nach einer Leistung die Angebotssituation einer zweiten 

Leistung preislich und/oder mengenmäßig beeinflusst. 

 Innerbetriebliche Verbundwirkungen hingegen sind Abhängigkeiten, welche sich 

aus den Lager- oder Produktionsprozessen ergeben: Im Fall von Komplementär-/ 

Konkurrenzbeziehung empfehlen sich einzelne Leistungen zur gemeinsamen 

Verwendung bzw. schließen sich wechselseitig aus. Speziell für das Planen von 
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Verfügbarkeiten oder das Anlegen von Sicherheitsbeständen ist von Interesse, 

inwieweit einzelne Fremdbezugsgüter durch andere substituiert werden können. 

Fremdbezugsgüter gehen dann entweder als Einzelteile oder Baugruppen unmittel-

bar in die eigene Produktion ein, oder werden als sich nicht mehr verändernde Han-

delswaren bezogen. 

Die zeitliche Nachfrageverteilung an Fremdbezugsgütern bestimmt sich durch die 

Bedarfsmengen und -termine sowie etwaige Mengenbeschränkungen aufseiten von 

Herstellern und Lieferanten. Grundlage derartiger Entscheidungen sind allerdings 

Vorentscheidungen hinsichtlich des grundsätzlichen Bereitstellungsprinzips (Vorrats-

haltung, einsatzsynchrone Anlieferung großer Mengen, Einzelbeschaffung im Bedarfs-

fall). Nach dem Bereitstellungsprinzip „Vorratshaltung“ werden Bestände angelegt, 

ohne bereits präzise deren Verwendung zu kennen. Anwendbar ist dieses Konzept 

immer dann, wenn der Bedarf dem Grunde nach bekannt ist, sowohl hinsichtlich des 

Zeithorizonts als auch hinsichtlich dessen ungefährer Höhe. Nach den Bereitstellungs-

prinzipien „einsatzsynchrone Anlieferung großer Mengen“ bzw. „Einzelbeschaffung 

im Bedarfsfall“ werden spezifische Reihenfolgen, Mengen und Termine auf konkrete 

Bedarfe bzw. Aufträge hin geplant. In diesen Fällen wird auf eine Lagerung verzichtet, 

da die Fremdbezugsgüter unmittelbar weiterverwendet werden.  

(2) Beschaffungskonditionenpolitik  

Die Beschaffungskonditionenpolitik umfasst die Gestaltung der Bedingungen zu de-

nen Fremdbezugsgüter beschafft werden. Beschaffungskonditionen beinhalten die un-

mittelbaren Geldleistungen an Hersteller bzw. Lieferanten, etwaige Rabatte, Lieferan-

tenkredite sowie Lieferungs- und Zahlungsbedingungen. 

Niederschlag findet die Konditionenpolitik in den Verträgen zwischen Kunden und 

Herstellern bzw. Lieferanten. In Beschaffungskettenszenarien finden unter anderem 

folgende Vertragstypen Verwendung:  

 Termin- und Optionsverträge: Verträge dieses Typs erlauben, vorab die 

Konditionen für ein zeitlich nachgelagertes Geschäft vertraglich zu fixieren. 

Speziell im Fall von Termingeschäften werden Lieferung und Zahlung für einen 

späteren Zeitpunkt vereinbart. Mengen, Preise, Lieferbedingungen usw. sind dabei 

für beide Seiten verbindlich. Bei Optionsgeschäften hingegen können Kunden 

gegen Zahlung eines Optionspreises bis zum Ende einer Optionsfrist entscheiden, 

ob sie ein bereits preislich fixiertes Geschäft auch tatsächlich realisieren möchten.  
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 Vormerkvertrag: Bei Verträgen dieses Typs werden sämtliche Konditionen, mit 

Ausnahme der Bestellmenge, vorab fest vereinbart. Die Bestellmenge wird dann 

kurzfristig vom Kunden kommuniziert. Anders als beim Optionsvertrag zeichnen 

sich Vormerkverträge dadurch aus, dass es auch tatsächlich zu einer Bestellung und 

Lieferung kommen wird.  

 Kauf auf Abruf: Bei diesem Vertragstyp wird, umgekehrt zum Vormerkvertrag, die 

Bestellmenge verbindlich vereinbart; offen bleibt hingegen der Liefertermin. Der 

Liefertermin wird vom Abnehmer kurzfristig bestimmt.  

 Sukzessivliefervertrag: Dieser Vertragstyp stimmt mit dem „Kauf auf Abruf“ in 

hohem Maße überein; allerdings kommt es in diesem Fall zu mehreren 

Teillieferungen. Deren Termine werden entweder kurzfristig vom Abnehmer 

festgelegt oder bereits bei Vertragsabschluss verbindlich vereinbart. 

 Rahmenvertrag: Dieser Vertragstyp regelt die Geschäftsbeziehungen zweier 

Parteien auf längere Zeit (z. B. jährlich) und regelt sämtliche Konditionen im Sinne 

insgesamt abrufbarer Kontingente.  

(3) Lieferantenstrukturpolitik 

Die Lieferantenstrukturpolitik behandelt zwei Aspekte, den grundsätzlichen Be-

schaffungsweg sowie die Beschaffungslogistik.  

Der Beschaffungsweg regelt, welche Akteure konkret in eine Leistungsbeziehung 

und einen damit verknüpften Informationsfluss eingebunden werden (z. B. Hersteller 

oder Groß- und Einzelhändler, Makler etc.). Ferner regelt die Lieferantenstrukturpoli-

tik u. a., wie viele Hersteller und Lieferanten für jeweils äquivalente Fremdbezugsgü-

ter vorgesehen sind, oder auch, nach welchen Vorgaben und Methoden die Lieferan-

tenauswahl im Einzelfall erfolgt.  

In der Beschaffungslogistik werden Probleme des physischen Transports und der 

Lagerung der Fremdbezugsgüter gelöst (z. B. Transport- und Lagerprinzipien). Mit 

Blick auf die Zielsetzung der Arbeit wird die Beschaffungslogistik nachfolgend jedoch 

nicht weiter thematisiert. Auch auf eine eigenständige Vorstellung der Kommunikati-

onspolitik wird nachfolgend verzichtet, da diese im Rahmen der vorliegenden Arbeit 

als „Querschnittfunktion“ verstanden wird, welche eine Programm-, Konditionen- und 

Bezugspolitik überhaupt erst ermöglicht. 
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Tab. 4 Aufgabenübersicht der Beschaffung 

Beschaffungspolitik 
Aufgabe  

(inkl. Erläuterung) 
Planungsobjekte  

Programmpolitik Programmplanung 

Festlegung der  

Fremdbezugsgüter durch 

Make-or-Buy-  

Entscheidungen 

Planungsobjekt der Programmplanung 

sind sämtliche zur Durchführung des 

Produktionsprogramms notwendigen 

Einsatzgüter. Zur Aufgabendurchführung 

können beispielhaft Stücklistenverfahren 

oder Methoden des Target Costing heran-

gezogen werden. 

Bedarfsplanung 

Ermittlung der  

Nettobedarfe 

Planungsobjekt der Bedarfsplanung sind 

die für einen Planungszeitraum definier-

ten Fremdbezugsgüter. Zur Aufgaben-

durchführung können beispielhaft Verfah-

ren der verbrauchsorientierten Teilebe-

darfsermittlung (z. B. Mittelwertverfah-

ren; Regressionsanalysen) herangezogen 

werden. 

Bestellmengenplanung 

Ermittlung wirtschaftlicher 

Bestellabrufmengen 

Planungsobjekt der Bestellmengenpla-

nung sind die für einen Planungszeitraum 

definierten Fremdbezugsgüter. Zur Auf-

gabendurchführung können beispielhaft 

unterschiedliche Bestellpolitiken (Be-

stellpunkt-, Bestellrhythmus, Mischver-

fahren) herangezogen werden. 

Bestellterminplanung 

Ermittlung von  

Bestellabrufterminen 

Planungsobjekt der Bestellterminplanung 

sind die für einen Planungszeitraum defi-

nierten Fremdbezugsgüter. Mit Blick auf 

die Methoden sei auf die Bestellmengen-

planung verwiesen. 

Lagerplanung 

Planung der  

Lagerkapazitäten 

Planungsobjekt der Lagerplanung ist die 

Lagerinfrastruktur. Zur Aufgabendurch-

führung können beispielhaft Kennzahlen-

systeme unter Berücksichtigung unter-

schiedlicher Lagerstrategien (First-In-

First-Out, Last-In-First-Out, Highest-In-

First-Out, Lowest-In-First-Out, First-

Expired-First-Out) herangezogen werden. 

Konditionenpolitik Kontraktplanung 

Erarbeitung von Vertrags- 

und Verhandlungs-

strategien 

Planungsobjekt der Kontraktplanung sind 

die Vertrags- und Verhandlungsformen. 

Zur Aufgabendurchführung können bei-

spielhaft unterschiedliche Vertragstypen 

oder Portfolio-Konzepte herangezogen 

werden. 
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Bezugs- und  

Lieferantenpolitik 

Lieferanten- 

strukturplanung  

Festlegung von Kriterien 

zur Lieferantenauswahl 

bzw. -bewertung; Ein-

grenzung des Beschaf-

fungsmarktes 

Planungsobjekt der Lieferantenstruktur-

planung ist der Lieferantenstamm. Zur 

Aufgabendurchführung können beispiel-

haft Selbstauskünfte, Portfolio-Konzepte, 

Scoring-Modelle, Preisstruktur- oder 

Nutzwertanalysen herangezogen werden. 

Lieferantenplanung  
insb. Angebots-  

{einholung | vergleich | 

auswahl} 

Planungsobjekt der Lieferantenplanung 

ist das einzelne Angebot für ein zu be-

schaffendes Fremdbezugsgut. Mit Blick 

auf die Methoden sei auf die Lieferanten-

strukturplanung verwiesen. 

Gütertransportplanung 

Termingerechte Anliefe-

rung abgerufener Fremd-

bezugsgüter 

Planungsobjekt der Gütertransportpla-

nung sind die zu einer Bestellung zählen-

den Transportvorgänge. Zur Aufgaben-

durchführung können beispielhaft Rou-

tenplanungen oder Tourenplanungen her-

angezogen werden. 

Eingangslogistik 

Qualitative und quantita-

tive Überprüfung der be-

stellten Fremdbezugsgüter 

Planungsobjekt der Eingangslogistik sind 

sämtliche Lieferungen von Fremdbezugs-

gütern. Zur Aufgabendurchführung kön-

nen beispielhaft Stichprobenverfahren 

oder Kennzahlensysteme herangezogen 

werden. 

Einlagerung 

Gewährleistung einer stö-

rungsfreien Versorgung 

der Produktion mit den 

benötigten Fremdbe-

zugsgütern 

Planungsobjekt der Einlagerung sind 

sämtliche Einlagerungsvorgänge. Zur 

Aufgabendurchführung kann beispielhaft 

auf Kanban-Prinzipien zurückgegriffen 

werden. 

 

2.1.2.3 Ablaufmodelle 

Die zuvor beschriebenen Politiken haben in unterschiedlichem Ausmaß Eingang in 

Ablaufmodelle der Beschaffungsanbahnung und -abwicklung gefunden. Ablaufmodel-

le ordnen die zuvor beschriebenen Aufgaben nach sachlogischen Abhängigkeiten und 

detaillieren diese im Einzelfall. Nachfolgend wird verdeutlicht, dass sich jene Modelle 

im Hinblick auf die berücksichtigten Aufgaben, (personellen/maschinellen) Aufgaben-

träger sowie die zur Aufgabendurchführung notwendigen Methoden und Daten sicht-

bar voneinander unterscheiden. Da die im Einzelfall abzuarbeitenden Aufgaben als 

leistungs- und lieferantentypspezifisch angenommen werden, wird im Folgenden auch 

ein besonderes Augenmerk auf die Annahmen hinsichtlich des Fremdbezugsguts so-

wie des Lieferantenverhaltens gelegt.  
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(1) Österle 1995 

Das Modell Österles (1995, S. 39-45) beschreibt die Beschaffungsanbahnung 

und -abwicklung in Form eines Interaktionsmodells zwischen Kunde und Lieferant. 

Auf Kundenseite beschreibt das Modell acht Aufgaben. Drei der Aufgaben werden 

dabei ausschließlich von personellen Aufgabenträgern ausgeführt (vgl. Abb. 4).  

 

Abb. 4 Beschaffungsprozess angelehnt an Österle (1995, S. 44) 

Obwohl das Modell wichtige Kunden-Aufgaben konzeptualisiert, blieb im Rahmen 

der Modellkonstruktion unberücksichtigt, dass sich Hersteller (im Modell Vertreter, 

Verkaufsunterstützung und Marketing) gegenüber ihren Kunden opportunistisch ver-

halten. Dieser Schluss liegt nahe, da das Modell keinerlei Qualitätssi-

cherungsmaßnahmen vorsieht und so beispielsweise den gesamten Wareneingang oder 

auch die Zahlungsabwicklung unberücksichtigt lässt. Für diese These spricht ferner die 

Tatsache, dass das Modell auch keinerlei Aufgaben auslösende Status berücksichtigt 

noch konkrete Daten zur Aufgabenerfüllung vorgibt. Das Abstraktionsniveau des Mo-

dells legt ferner nahe, dass dessen Konzeptionierung losgelöst von technologischen 

Gegebenheiten spezifischer Fremdbezugsgüter erfolgte: Weder berücksichtigt das 

Modell leistungstypspezifische Aufgaben zur Prüfung preisgünstigerer Alternativen 

oder Identteilen noch Aufgaben zur Prüfung von „Lagerfähigkeiten“ oder „langfristi-

gen Verfügbarkeiten“. Welche konkreten Problemlösungsmethoden im Einzelnen zur 

Aufgabenerfüllung notwendig wären, lässt das Modell ebenfalls offen. 
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(2) Scheer 1997 

Das Modell Scheers (1997, S. 410) beschreibt die Beschaffungsanbahnung 

und -abwicklung in Form eines Vorgangskettendiagramms (VKD). Anders als bei Ös-

terle schlägt der Beitrag auf Kundenseite sieben Aufgaben vor, welche sich jedoch bis 

in die Warenannahme und die Bezahlung hinein erstrecken. Sämtliche Aufgaben er-

folgen in diesem Fall teil- oder vollautomatisiert (vgl. Abb. 5). 

Explizite Annahmen zum Fremdbezugsgut- und Lieferantentypen konnten dem Bei-

trag nicht entnommen werden. Da das Modell spezifische Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen (z. B. Rechnungsprüfung) vorsieht und ferner darstellt, welche In-

formationen hierfür im Einzelfall benötigt werden, ist im Weiteren davon auszugehen, 

dass das Lieferantenverhalten „Opportunismus“ eine der Prämissen des Beitrags dar-

stellte. Vergleichbar zu Österle (1995) scheint allerdings auch in diesem Fall die Kon-

zeptionierung des Beitrags losgelöst von technologischen Gegebenheiten erfolgt zu 

sein: Auch im Beitrag Scheers wird der Verbau bzw. die Beschaffung preisgünstigerer 

Alternativen oder Identteile nicht (explizit) berücksichtigt. Ebenfalls werden Probleme 

einer technologisch bedingten, nur begrenzten Lagerfähigkeit sowie begrenzte Ver-

fügbarkeiten ausgewählter Teile nicht explizit berücksichtigt. Welche konkreten Prob-

lemlösungsmethoden im Einzelnen zur Aufgabenerfüllung notwendig wären, lässt der 

Beitrag ebenfalls offen. 

 

Abb. 5 Vorgangskettendiagramm angelehnt an Scheer (1997, S. 410) 
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(3) Tripp 2002 

Das Modell nach Tripp (2002, S. 126-128) beschreibt die Beschaffungsanbahnung 

und -abwicklung in einer eigenen Notation. Anders als bei den zuvor beschriebenen 

Arbeiten sollen in dem Modell gleichermaßen strategische, taktische als auch operati-

ve Vorgänge der Beschaffung berücksichtigt werden. Der Autor nimmt dabei an, dass 

zwischen den einzelnen strategischen, taktischen und operativen Aufgaben zwar ein 

logischer, nicht aber ein unmittelbar zeitlicher Bezug existiert. Dieses nutzt der Autor, 

um ein „generisches“ Ablaufmodell zu definieren. Insgesamt schlägt der Autor sieben 

Aufgabenbereiche vor, welche vergleichbar zu Scheer (1997) bis in die Warenan-

nahme und die Bezahlung hineinreichen. Welche spezifische Aufgabe im Einzelfall 

von welchem Aufgabenträger zu übernehmen ist, schildert der Autor jedoch nicht (vgl. 

Abb. 6). Welche Daten im Einzelfall benötigt werden, lässt der Autor ebenfalls offen. 

Das Modell weist ferner ähnliche Schwächen wie die Arbeiten von Österle und Scheer 

auf: Die Spezifität des zu beschaffenden Objektes scheint bei der Konzeptionierung 

des Modells keine Rollen gespielt zu haben; konkrete Problemlösungsmethoden wer-

den ebenfalls nicht vorgestellt. 

 

Abb. 6 Generischer Beschaffungsprozess angelehnt an Tripp (2002, S. 127) 

(4) Wirtz 2010 

Das Modell nach Wirtz (2010) beschreibt die Beschaffungsanbahnung 

und -abwicklung in Form eines E-Procurement Transaktionsphasenmodells in einer 

eigenen Notation. Anders als bei Tripp (2002) schlägt das Modell zehn Aufgaben vor, 

die im Rahmen der Bereitstellung auszuführen sind. Diese Aufgaben gruppiert das 

Modell in eine Anbahnungs-, Vereinbarungs- und Abwicklungsphase. Welcher Auf-

gabenträger die Aufgaben im Einzelnen durchführt, bleibt in diesem Modell allerdings 

ebenso unbeantwortet wie die Frage danach, welche Daten im Detail für die Aufgaben 

je Transaktionsphase notwendig sind. Beim Entwurf des Modells scheint der Autor zu 
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berücksichtigen, dass sich Lieferanten gegenüber ihren Kunden opportunistisch ver-

halten. Dafür spricht die Tatsache, dass das Modell Qualitätssicherungsmaßnahmen in 

allen Phasen vorsieht, so z. B. Bestandskontrolle, Budgetfreigabe oder auch Rech-

nungskontrolle. Explizite Annahmen hierzu konnten allerdings auch dieser Quelle 

nicht entnommen werden. Gleiches gilt hinsichtlich der Spezifität der logistischen Ob-

jekte. 

 

Abb. 7 Beschaffungstransaktion (Wirtz 2010, S. 578) 

(5) SCOR 2010 

Das Supply Chain Operations Reference-Modell (Kurz: SCOR) des Supply Chain 

Council beschreibt „Beschaffung“ bzw. logistische Prozesse im Allgemeinen in Form 

von Input-Transformation-Output-Beziehungen (nachfolgend Corsten und Gössinger 

2008, S. 148-160). Seit seiner Einführung im Jahr 1996 hat sich das Modell zu einem 

branchenübergreifenden De-facto-Standard zur Analyse, Verbesserung und Umset-

zung von Beschaffungsketten entwickelt.  

SCOR basiert auf der Überlegung, dass sich alle Aktivitäten entlang einer Beschaf-

fungskette auf Basis fünf grundlegender Prozesstypen beschreiben lassen: PLAN, 

SOURCE, MAKE, DELIVER und RETURN. Betrachtungsgegenstand dieser Prozess-

typen ist der Leistungs- und Informationsfluss entlang der gesamten Beschaffungsket-

te, vom Last-tier-Supplier bis zum Endkunden. Andere Unternehmensaktivitäten wie 

Produktentwicklung oder auch After-Sales-Kundenbetreuung werden hingegen nicht 

betrachtet.  
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Die grundlegenden Prozesstypen werden in Planungs- und Ausführungsprozesse 

aufgeteilt. Zusätzlich definiert das SCOR-Modell sogenannte Infrastrukturprozesse. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurde auf die Darstellung der zuletzt genannten 

Prozesse in Abb. 8 allerdings verzichtet. 

 

Abb. 8 SCOR Prozesstypen (Corsten und Gössinger 2008, S. 152) 

 Ausführungsprozesse, zu denen SOURCE (Beschaffen), MAKE (Herstellen), 

DELIVER (Liefern) und RETURN (Entsorgen bzw. Retouren) zählen, beschreiben 

den kompletten Material- und Informationsfluss im Rahmen der 

Auftragsabwicklung. Die Prozesse werden nach produktionslogistischen 

Organisationsprinzipien strukturiert. Speziell mit Blick auf SOURCE-Prozesstypen 

sind dies „source stocked-product“, „source make-to-order product“ sowie „source 

engineer-to-order product“. Hinsichtlich des „Delivery“ können „deliver stocked 

product“, „deliver make-to-order product“ sowie „deliver engineer-to-order prod-

uct“ als Prozesstypen identifiziert werden. Auf die Darstellung des „deliver-retail-

product“ wurde verzichtet (*). Die RETURN-Prozesse werden weiter nach 

SOURCE und DELIVER sowie hierin in „defective-, MRO- und excess-products“ 

unterschieden.  

 Planungsprozesse, zu denen PLAN (Planen) gehört, sollen den zukünftigen Bedarf 

und unternehmensinterne Fähigkeiten miteinander abgleichen. Unterschieden wird 

PLAN SOURCE, PLAN MAKE, PLAN DELIVER und PLAN RETURN. 
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 Infrastrukturprozesse, welche auch als ENABLE-Prozesse bezeichnet werden, 

definieren Aktivitäten, die zur Vorbereitung von Abläufen in der 

Beschaffungskette erforderlich sind. Zu jedem der Ausführungs- und 

Planungsprozesse sind separate Infrastrukturprozesse definiert. Sie sollen für einen 

reibungslosen und effizienten Ablauf sorgen und können unabhängig von den 

Ausführungs- oder Planungsprozessen ausgeführt werden. Auf die detaillierte 

Darstellung der ENABLE-Prozesse wurde im Modell verzichtet (**). 

Weiterhin ist SCOR hierarchisch strukturiert und gliedert sich in vier Ebenen. Jede 

der Ebenen verfolgt eine unterschiedliche Zielsetzung, stellt aber auch gleichzeitig 

eine Detaillierung der jeweils vorangegangenen Ebene dar. Die ersten zwei Ebenen 

dienen Beschaffungsketten übergreifenden Prozessanalysen. Deren Detaillierung und 

akteursspezifische Implementierung erfolgt auf den Ebenen drei und vier. Letztere ist 

jedoch nicht mehr Gegenstand des Standards (vgl. Abb. 9). 

 Prozesstypen (Ebene 1): Diese Ebene beschränkt sich auf die Verwendung der fünf 

Prozesstypen PLAN, SOURCE, MAKE, DELIVER und RETURN. Eine Detaillie-

rung der einzelnen Prozesstypen je Akteur wird auf den nachfolgenden Ebenen 

vollzogen.  

 Prozesskategorien (Ebene 2): Auf dieser Ebene werden die fünf Prozesstypen in 

Prozesskategorien untergliedert, strukturiert nach ihrer jeweiligen Spezifität (make-

to-stock, make-to-order, engineer-to-order, Gleiches für source und deliver). Für 

jeden Ausführungsprozess ist ferner eine Planungskategorie (plan make-to-stock) 

definiert. Ziel der Ebene 2 ist die Detaillierung der Gesamtkonfiguration und die 

Verknüpfung der Teilprozessketten. 

 Prozesselemente (Ebene 3): Auf dieser Ebene werden die Prozesskategorien durch 

Prozesselemente detailliert. Zu jedem Prozesselement sind Best Practices und 

Benchmarks sowie Ein- und Ausgangsinformationen (Inputs, Outputs) definiert. 

Auf dieser Ebene wird immer nur eine Prozesskategorie betrachtet. 

 Implementierungsebene 4: Die vierte Ebene stellt den Übergang von den 

standardisierten branchenübergreifenden Prozesselementen zu den 

akteursspezifischen Prozessschritten dar. Demzufolge kann diese Ebene auch nicht 

mehr Gegenstand des allgemeinen Standards sein. Der einzelne Akteur richtet auf 

dieser Ebene die Prozesse nach seinen eigenen Belangen aus. Diese Ebene 

unterstützt die softwaretechnische Umsetzung bzw. Implementierung. 
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Abb. 9 SCOR Prozesshierarchieebenen (Corsten und Gössinger 2008, S. 157) 

Mit Blick auf die Beschaffungsanbahnung und -abwicklung findet sich in Abb. 10 

SCOR Beschaffungsprozess S1 „Source stocked Product“ (zugekauftes Material be-

schaffen) modelliert. Dieser Prozesstyp wird aufgeteilt in die Prozesselemente S1.1 

Schedule Material Deliveries (Materiallieferung terminieren), S1.2 Receive Material 

(Material annehmen), S1.3 Verify Material (Material prüfen), S1.4 Transfer Material 

(Material transferieren) und S1.5 Authorize Supplier Payment (Bezahlung des Liefe-

ranten veranlassen). 
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Abb. 10 Beispiel SOURCE Ebene 3 (Corsten und Gössinger 2008, S. 155) 

Aus der Menge der vorgestellten Ablaufmodelle gibt SCOR auf die Fragen nach 

„Aufgabenträgern“, „Opportunismus“ und „Spezifität“ nach Auffassung des Autors 

die detailliertesten Antworten. Gleichwohl muss auch in diesem Fall angemerkt wer-

den, dass, obwohl „Spezifität“ ein explizites Konzept innerhalb des Modells darstellt, 

die Konzeptualisierungen der Ebene 2 und 3 vielfach abstrakt beschrieben sind. Dieses 

erschwert die Anwendung des Standards für spezifische Leistungen sowie darauf auf-

bauend die Implementierung auf Ebene 4. 

2.1.3 Technologien 

Mit Bezug auf den Gegenstandsbereich werden nachfolgend zuletzt ausgewählte 

Technologien für eine teilautomatisierte Lenkung des Leistungsflusses beschrieben. 

Der Technologiebegriff gründet im vorliegenden Fall auf der Produktionstheorie und 

beschreibt die Menge aller durch ein technisches System erreichbaren (Pro-

duktionssystem-) Zustände (Schneeweiß und Kühn 1990, S. 381). Ferstl und Sinz 

(2013, S.4-5) bezeichnen derartige Systeme als maschinelle Aufgabenträger.  

Zu maschinellen Aufgabenträgern zählt die vorliegende Arbeit insbesondere An-

wendungssysteme bzw. für deren Gestaltung relevante E-Business-Standards zur Iden-

tifizierung & Klassifizierung von Leistungen und Akteuren sowie zum Datenaus-
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tausch. Auf die Beschreibung typischer E-Business Standards für Produktkataloge, wie 

beispielsweise BMEcat oder cXML, wird verzichtet, da die DV-technische Repräsen-

tation von Akteuren und Leistungen nicht im Fokus der Arbeit steht. 

2.1.3.1 Standards zur Identifikation & Klassifikation 

Zur Identifizierung und Klassifizierung von Akteuren und Leistungen haben sich bis 

heute unterschiedliche Standards entwickelt. Diese unterscheiden sich hinsichtlich ih-

res funktionalen Umfangs (also der Anzahl an Hierarchiestufen und berücksichtigten 

Sachmerkmalen), ihres Verwendungszwecks (z. B. Branche, Kontext) oder auch ihrer 

unternehmensindividuellen Erweiterbarkeit. Unter Rückgriff auf Prozeus (2013), 

Schubert (2013), GS 1 Germany (2011a; 2011b; 2011c), Leukel (2004, S. 269-280) 

und Hentrich (2001, S. 179-190) seien nachfolgend exemplarisch die Standards GS1, 

eCl@ss, UN/SPSC und ETIM beschrieben. Diese Standards finden in der Praxis viel-

fach Verwendung und verfügen über eine ausreichend detaillierte Beschreibung in der 

Literatur. Im Rahmen der Anwendungssystemgestaltung können diese Standards u. a. 

zur Bildung relevanter Produkt- und Lieferantenstammdaten herangezogen werden. 

Dies ist bedeutsam, da für einzelne Branchen standardisierte Klassifikationsstrukturen 

vielfach nicht verfügbar sind und damit nicht vernachlässigbare Informationsbeschaf-

fungskosten nach sich ziehen können. 

(A) GS1 

Die Globale Lokationsnummer (GLN) ist ein Nummernschlüssel, welcher zur welt-

weit eindeutigen Identifikation von Unternehmen, deren „Töchter“ und Niederlassun-

gen sowie sonstigen Betriebsteilen dient. In der unternehmensübergreifenden Kom-

munikation löst die GLN die bisherige Internationale Lokationsnummer (ILN) zuneh-

mend ab. Die GLN setzt sich aus einem Länderpräfix (z. B. 43 für Deutschland), einer 

unternehmensspezifischen Basisnummer, einem individuellen Nummernteil zur Identi-

fikation von Unternehmensteilen sowie einer Prüfziffer zusammen. Damit erlaubt die 

GLN beispielsweise „proprietäre“ Kunden- und Lieferantennummern zu ersetzen oder 

auch Lagerstrukturen bis auf Stellplatzebene zu etablieren.  

Die Globale Artikelidentnummer (GTIN) ist ein weltweit eindeutiger Nummern-

schlüssel, welcher eine Leistung in ihrer spezifischen Ausführung (Farbe, Größe, Ver-

packungseinheit etc.) identifiziert. Die GTIN kann dabei gleichermaßen auf Produkte 

und Dienstleistungen angewendet werden. GTIN-Nummern basieren auf der GLN. 

Damit können Unternehmen eigenständige und weltweit überschneidungsfreie Ident-

nummern für ihre Produkte und Dienstleistungen generieren. Als Spezialisierung der 
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GTIN findet die Serialized Global Trade Item Number (S/GTIN) Anwendung. Diese 

baut auf GTIN auf und erlaubt, einzelne Produkte unter Berücksichtigung einer zusätz-

lich vergebenen Seriennummer nicht nur auf Typ-, sondern auch Instanz-Ebene zu 

identifizieren.  

Da Leistungen vielfach an logistische Transportobjekte bzw. Versandeinheiten ge-

bunden sind, wird an dieser Stelle noch kurz der Serial Shipping Container Code 

(SSCC) aufgegriffen. Mit dem 18-stelligen SSCC können Versandeinheiten auf ihrem 

Weg vom Versender bis zum Empfänger weltweit eindeutig identifiziert bzw. lücken-

los zurückverfolgt werden. Sie wird einmalig vergeben und kann von allen an Be-

schaffungsketten beteiligten Akteuren für Zwecke der Sendungsübergabe und Sen-

dungsverfolgung genutzt werden. 

(B) eCl@ss 

eCl@ss ist eine insbesondere in Deutschland und Europa verbreitete, branchenüber-

greifende Klassifikationsstruktur. Institutionell getragen wird eCl@ss vom gleichna-

migen eCl@ss-Verein (http://www.eclass.de/), zu dessen Mitgliedern u. a. deutsche 

Industrieunternehmen (z. B. Volkswagen AG) zählen. 

Die Klassifikationsstruktur eCl@ss zeichnet sich durch einen vierstufigen, hierar-

chischen Klassifikationsschlüssel aus. Im Einzelnen werden die Stufen als Sachgebiet, 

Hauptgruppe, Gruppe und Untergruppe bezeichnet. Für jede Stufe werden im Klassifi-

kationsschlüssel zwei Stellen berücksichtigt, sodass für jede Stufe bis zu 99 Klassen 

möglich sind. Auf der frei zugänglichen eCl@ss ContentDevelopmentPlatform 

(eCl@ss 2013) berücksichtigt der Standard derzeit 30 Sachgebiete. Eine einzelne Leis-

tung wird dabei jeweils einer Untergruppe zugeordnet. Jeder Untergruppe ist eine 

Sachmerkmalleiste zugeordnet, welche zusätzlich zur Klassenhierarchie weitere klas-

senspezifische Eigenschaften konzeptualisiert. Bei diesen Sachmerkmalleisten handelt 

es sich entweder um Standardmerkmalleisten, welche klassenspezifische Merkmale 

beinhalten, oder Basismerkmalleisten, welche ein „Grundgerüst“ allgemeingültiger 

Produkteigenschaften konzeptualisieren. In eCl@ss besteht die Basismerkmalleiste in 

der Regel aus den fünf Merkmalen „Hersteller-Artikelnummer“, „Hersteller“, „Pro-

dukttyp“, „Produktname“ und „EAN Code“. Diese Merkmale beschreiben noch keine 

physischen Produkteigenschaften, sondern haben einen eher kaufmännischen Cha-

rakter. Mit den Merkmalleisten unterscheidet sich eCl@ss deutlich von anderen Klas-

sifikationsstrukturen wie zum Beispiel UN/SPSC. 
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(C) UN/SPSC 

Der United Nations Standard Products and Services Code (UN/SPSC) ist eine aus 

dem nordamerikanischen Raum stammende und ebenfalls branchenübergreifende 

Klassifikationsstruktur. 

Zur Klassifikation von Sachgütern und Dienstleistungen verwendet UN/SPSC einen 

hierarchischen Nummernschlüssel. Vergleichbar zu eCl@ss repräsentieren jeweils 

zwei Ziffern eine Hierarchiestufe. Im Einzelnen kennt UN/SPSC vier Ebenen: Pro-

duktsegment, Produktfamilie, Produktklasse und Produktgruppe. Ist ein noch höherer 

Detaillierungsgrad notwendig, kann die Klassifikationsstruktur um eine unternehmens-

spezifische Stufe („Geschäftsfunktion“) ergänzt werden. Die Geschäftsfunktion wider-

spricht allerdings in gewisser Weise dem Klassifizierungs- bzw. Standardisierungsge-

danken, da Geschäftsfunktionen unternehmensspezifisch bzw. proprietär sind.  

Anders als beispielsweise eCl@ss oder das nachfolgend noch vorgestellte ETIM, 

stellt UN/SPSC allerdings keinerlei Sachmerkmale zur Leistungsbeschreibung zur 

Verfügung. Ferner fehlen dem Standard verschlagwortete Synonyme. Bereits 2004 

enthielt UN/SPSC über 18.000 Produktgruppen und klassifizierte damit ein breites 

Leistungsspektrum.  

Tab. 5 Beispiel UN/SPSC 

Hierarchiestufe UN/SPSC Beschreibung 

Produktsegment 44 Bürogeräte, -zubehör und -material 

Produktfamilie 44|10 
Büromaschinen und dazugehöriges Material 

und Zubehör 

Produktklasse 44|10|23 Verpackungsmaschinen 

Produktgruppe 44|10|23|06 Bindemaschinen 

Geschäftsfunktion 44|10|23|06|10 Bindemaschinen, geleast 

(D) ETIM 

Das Elektrotechnische Informationsmodell (ETIM) ist eine aus dem deutschsprachi-

gen Raum stammende und branchenspezifische Klassifikationsstruktur für im Elektro-

großhandel vertriebene Produkte. Institutionell getragen wird ETIM vom gleichnami-

gen Verein ETIM Deutschland e. V. (http://www.etim.de/). Anders als eCl@ss und 

UN/SPSC verwendet ETIM keinen Nummerierungsschlüssel. Zur Klassifikation elekt-

rotechnischer Geräte verwendet ETIM folgende Klassifikationsstruktur: 
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 Artikelgruppen fassen auf oberster Ebene thematisch ähnliche Artikelklassen 

zusammen. Einer Artikelgruppe werden keine Merkmale zugeordnet. Eine 

Artikelgruppe ist gekennzeichnet durch einen eindeutigen Identifikator und einen 

eindeutigen Namen. 

 Artikelklassen beschreiben herstellerübergreifend gleichartige Artikel. Jede 

Artikelklasse ist genau einer Artikelgruppe zugeordnet. Einer Artikelklasse sind 

Sachmerkmale zugehörig. Eine Artikelklasse ist ferner gekennzeichnet durch einen 

eindeutigen Identifikator, einen eindeutigen Namen und eine Nummer, die auf die 

Artikelgruppe verweist. Ferner ist es möglich, für Artikelklassen Synonyme zu 

definieren. Die Synonyme stehen untereinander nicht in Beziehung. Ein Verweis 

auf mehrere Artikelklassen ist möglich. 

 Ein Merkmal wird konzeptualisiert durch dessen Name, Merkmalstyp, Einheit und 

Vorgabewert. 

Als branchenspezifische Klassifikationsstruktur sieht sich ETIM nicht den Anforde-

rungen branchenübergreifender Klassifikationsstrukturen ausgesetzt. Demnach muss 

ETIM auch nicht vergleichbar viele Hierarchiestufen wie beispielsweise UN/SPSC 

oder eCl@ss berücksichtigen: Durch die Branche ist das Produktsegment bereits vor-

definiert. Bei branchenspezifischen Klassifikationsstrukturen steht vielmehr die Be-

schreibung der Sachmerkmale im Vordergrund, da unter Verwendung dieser der ei-

gentliche Produktvergleich erfolgt. 

2.1.3.2 Konventionelle Anwendungssysteme 

Wie bereits erwähnt, können die zuvor beschriebenen Standards betreffend der Ge-

staltung von Anwendungssystemen zur Lenkung von Beschaffungsketten herangezo-

gen werden. Abhängig von dem zugrunde liegenden Ablaufmodell unterstützen jene 

Systeme im Einzelfall unterschiedliche Aufgaben. Zu den konventionellen Lösungen 

werden im Weiteren Advanced Planning and Scheduling (APS)-, Produktdatenma-

nagement (PDM)- und Supplier-Relationship-Management (SRM)-Systeme sowie 

weitere operative E-Procurement-Systeme gezählt.  

(A) APS-Systeme 

APS-Systeme haben in Beschaffungsketten eine übergreifende Planung und Steue-

rung von Leistungsprozessen zur Aufgabe. APS-Systeme sollen dabei insbesondere 

eine Echtzeit-Entscheidungsunterstützung fördern und die Analyse von Beschaffungs-

szenarien, die mehrere Akteure umfassen, ermöglichen. Anwendungssysteme dieses 

Typs erheben den Anspruch, zu diesem Zweck unterschiedliche Zeithorizonte sowie 
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Material- und die Kapazitätsplanungen miteinander verbinden zu können. Im Einzel-

nen sollen APS-Systeme die strategische Unternehmensplanung mit ihren Jahresbe-

trachtungen, mit der taktischen Absatz- und Produktionsplanung, mit ihren Wochen- 

und Monatszeithorizonten und der Produktionsplanung und -steuerung sowie mit ihren 

stundengenauen Feinplanungen miteinander verbinden (Meyr, Wagner und Rohde 

2010, S. 125-133; Hellingrath 2008, S. 462-463; Corsten und Gössinger 2008, S. 163-

170). 

Konkret sollen APS-Systeme auf einer strategischen Planungsebene beispielsweise 

eine Bewertung von Beschaffungskettenstrukturen hinsichtlich der räumlichen Anord-

nung von Produktionsstätten oder Lagern sowie die grundsätzliche Bewertung und 

Auswahl unterschiedlicher Lieferanten erlauben. Auf einer taktischen Planungsebene 

sollen APS-Systeme etwa die Einplanung von Logistikressourcen ermöglichen, um 

tatsächliche bzw. prognostizierte Kundenaufträge erfüllen zu können. Dies beinhaltet 

die Möglichkeit zur Festlegung von Sicherheitsbeständen und Definition von „geeig-

neten“ Transportmitteln. Auf operativer Planungsebene sollen APS-Systeme eine ope-

rative Prozesssteuerung ermöglichen. Die einzelnen Akteure sollen hierdurch in die 

Lage versetzt werden, flexibel auf Veränderungen externer Rahmenbedingungen rea-

gieren zu können. Die wesentlichen Bestandteile der operativen Ausführungsebene 

umfassen das Auftragsmanagement, das Transportmanagement, das Lagermanagement 

sowie das Fulfillment-Management. 

 

Abb. 11 APS-Systeme (in Anlehnung an Hellingrath 2012) 

Source Make Deliver

Beschaffungskettendesign

Bedarfsplanung
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(B) PDM/PLM 

PDM-Systeme sind Anwendungssysteme, welche in Beschaffungsketten die Unter-

stützung der Produktentwicklung zur Aufgabe haben. PDM-Lösungen verwalten pro-

duktdefinierende Daten in Verbindung mit den produktbezogenen kaufmännischen 

und technischen Geschäftsprozessen. Damit erlauben PDM-Systeme eine lückenlose 

Rekonstruktion beliebiger Konstruktions- und Fertigungsstände über den gesamten 

Produktlebenszyklus eines Bauteils (Eigner und Stelzer 2009, S. 27-43; Riefler 2009, 

S. 82-83, 85-87). Diese Form der Bauzustands-Nachweisführung ist heutzutage im 

Hinblick auf Produkthaftungsfragestellungen, gerade auch in der Automobilindustrie, 

von enormer Bedeutung. Konzeptionell erfolgt die Nachweisführung über das in Kapi-

tel 2.1 eingeführte Konstrukt der Gültigkeit. Die Konfigurationen der Vergangenheit 

entsprechen allen bislang konstruierten und/oder gefertigten Varianten und Alternati-

ven. Die Konfiguration der Gegenwart beschreibt die derzeit gefertigten Produkte. Zu-

künftige Konfigurationen sind Produkt- und zugehörige Dokumentenstrukturen, die 

sich derzeit in Änderung befinden, aber noch nicht zur Produktion freigegeben sind. 

Bestandteil heutiger PDM-Systeme sind oftmals auch internetbasierte Engineering-

Collaboration-Plattform-Module, welche eine unmittelbare Einbindung von Kunden 

und Lieferanten in die Produktentwicklungsplanung und -steuerung erlauben. Zusam-

menfassend werden PDM-Lösungen daher auch häufig als „Backbone“ produktbezo-

gener Daten über einen gesamten Produktlebenszyklus verstanden. Synonym zu PDM-

Systemen wird heutzutage auch von Produktlebenszyklus-Management-Systemen 

(PLM-Systemen) gesprochen. 

(C) SRM 

SRM-Systeme sind Anwendungssysteme, welche Nachfrager in Beschaffungsketten 

bei der Auswahl, Bewertung und Entwicklung einzelner Lieferanten oder ganzer Lie-

ferantenketten unterstützen. Das SRM überträgt Ansätze des Customer Relationship 

Management (CRM) auf Beschaffungsketten und stellt, vergleichbar zu PDM-

Systemen für Produkte, an zentraler Stelle relevante Stammdaten zu Lieferanten und 

Herstellern zur Verfügung (z. B. Beschaffungskonditionen oder lieferbare Pro-

duktvarianten). SRM-Systeme erlauben ferner eine automatisierte Lieferanten-

Segmentierung und -Bewertung (z. B. im Hinblick auf die Einhaltung von Produktqua-

litäten), was insbesondere bei einer Vielzahl von Lieferanten von Bedeutung ist. Im 

Einzelfall erlauben Systeme dieses Typs ferner Angebotsprüfungen 

und -beauftragungen (Bradler und Mödder 2013, S. 75-78; Appelfeller und Buchholz 

2011, S. 4-14; Große-Wilde 2004, S. 61-63). 
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(D) Direct-Purchasing-Systeme 

Vergleichbar zu SRM-Systemen haben auch Direct-Purchasing-Systeme zur Aufga-

be, Lieferantenauswahlentscheidungen in Beschaffungsketten herbeizuführen. Dabei 

fokussieren Direct-Purchasing-Systeme insbesondere die Phasen der Angebotsprüfung 

und -beauftragung und folgen dabei im Einzelnen den nachfolgend vorgestellten Or-

ganisationsstrukturen (nachfolgend in Anlehnung an Brenner und Wenger 2013, S. 7-

9; Picot, Reichwald und Wigand 2008, S. 276-285; Stoll 2007, S. 19-32; Brenner und 

Zarnekow 2001, S. 493-501): 

 Käuferkataloge: Im Fall von Käuferkatalogen (engl. Desktop Purchasing Systems) 

werden elektronische Produktkataloge jeweils aufseiten des Kunden betrieben. 

Dieses erlaubt Käufern, „logische“ Multi-Supplier-Produktkataloge aufzubauen, 

um damit katalogübergreifende Suchvorgänge und Vergleiche sowie 

unternehmensspezifische Workflows (z. B. Berechtigungsprüfung, Genehmigung 

oder Budgets) zu realisieren. Gerade in dynamischen Marktsegmenten erfordert 

dies jedoch ein Katalogmanagement bzw. einen kontinuierlichen 

Aktualisierungsaufwand (z. B. Preistabellen etc.). Um den Produkt- und 

Lieferantenauswahlprozess noch zielgerichteter zu beeinflussen, können auf 

Nachfragerseite ferner kundeneigene PDM-Systeme angebunden sein, welche 

aktuelle Stücklisteninformationen oder sonstige technische Produktspezifikationen 

bereitstellen. 

 Lieferantenkataloge: Im Fall von Lieferantenkatalogen (engl. Shop-Systems) wer-

den elektronische Produktkataloge aufseiten der Lieferanten betrieben. Da der Lie-

ferant in diesem Fall alleinig für den Betrieb zuständig ist, bedeutet dies, dass der 

Aufbau eines „logischen“ Multi-Supplier-Produktkatalogs oder auch die 

Etablierung spezifischer Workflows auf Nachfragerseite nicht unmittelbar 

durchführbar ist. Auch Benutzeroberflächen und Funktionalitäten der einzelnen 

Kataloge unterscheiden sich, was kundenseitig einen erhöhten Lernaufwand nach 

sich ziehen kann. Lieferantenkataloge bieten typischerweise die Möglichkeit, die 

lieferantenseitigen Warenwirtschaftssysteme mit geringem Aufwand anzubinden, 

wodurch die Produktkataloge aktuelle Preis- und Verfügbarkeitsinformationen ent-

halten. 

 Elektronische Marktplätze: Im Fall von elektronischen Marktplätzen werden die 

elektronischen Produktkataloge bei Intermediären betrieben. Marktplatzbetreiber 

erhalten von Leistungsanbietern deren individuelle Produktkataloge und bereiten 

diese für bestimmte Abnehmer zu einem „logischen“ Multi-Supplier-

Produktkatalog auf. Im Unterschied zu Käufer- und Lieferantenkatalogen führen 
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elektronische Marktplätze zeitgleich mehrere Abnehmer und Lieferanten 

zusammen und erlauben damit n:m-Kunden-Lieferanten-Beziehungen.  

 Auktions- und Ausschreibungssysteme: Nicht jeder Bedarf kann sinnvoll unter 

Verwendung von Katalogen oder Marktplätzen beschafft werden. Zum einen sind 

nicht alle Bedarfe innerhalb eines Katalogs sinnvoll vollumfänglich beschreibbar, 

zum anderen existieren vielfach Beschaffungsprozesse und 

Preisbildungsmechanismen, die sich von Katalogen oder Marktplätzen 

unterscheiden. Dies gilt insbesondere für Beschaffungsvorgänge mit dynamischer 

Preisfindung bzw. Beschaffungsvorgänge, in welche Dritte (also z. B. 

Marktplatzbetreiber) keinen Einblick erhalten sollen (z. B. Provisionsregeln). In 

diesem Fall finden elektronische Ausschreibungen und Auktionen Verwendung. 

Ausschreibungen und Auktionen eignen sich insbesondere bei projektindividuellen 

Bedarfen. Abwandlungen des klassischen Ausschreibungsprozesses sind möglich, 

etwa durch die Vorgabe eines Preislimits, der offenen oder verdeckten Ange-

botsabgabe und der Ausschreibung von Einzelbedarfen. Einkaufsorientierte 

Auktionen stellen eine Weiterentwicklung des „klassischen“ 

Ausschreibungsmechanismus dar, bei welcher einzelne Bieter die Möglichkeit 

erhalten, ihre Gebote kontinuierlich nachzubessern. Stoll (2007, S. 30-32) 

beschreibt in diesem Zusammenhang unterschiedliche einkaufsorientierte 

Auktionstypen, namentlich Englische Auktion, Japanische Auktion, Holländische 

Auktion und Brasilianische Auktion. Auf die Darstellung der Details dieser 

Auktionstypen wird im Folgenden jedoch verzichtet und stattdessen auf Stoll 

(2007) verwiesen.  

2.1.3.3 Kognitive Anwendungssysteme 

In Anlehnung an Strube et al. (2003, S. 19-22) können kognitive Anwendungssys-

teme im Kontext von Beschaffungsketten dadurch charakterisiert werden, dass  

 sie in ihre Umgebung, also die Beschaffungskette, handelnd eingebunden sind,  

 ihre Informationsverarbeitung durch Lernfähigkeit und Antizipation ausgezeichnet 

ist und  

 sie ihr Handeln umgebungsadaptiv steuern, indem sie systemrelevante Aspekte der 

Beschaffungskette repräsentieren. 

Zu kognitiven Anwendungssystemen zählen u.a. sprach- und bildverarbeitende Sys-

teme, Multiagentensysteme und wissensbasierte Systeme. Während sprachverarbeiten-

de Systeme der maschinellen Übersetzung oder Extraktion und Analyse logistischen 
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Wissens aus großen Datenbeständen dienen können, verfügen bildverarbeitende Sys-

teme beispielsweise über das Potenzial zur Prozessunterstützung und Automatisierung 

in der Produktion. Zur Lösung zwischenbetrieblicher Koordinationsaufgaben können 

ferner Agentensysteme herangezogen werden. Hierzu wurden in theoretischen Unter-

suchungen für unterschiedliche Anwendungsszenarien (z. B. Agent.Enterprise) viel-

versprechende Lösungen aufgezeigt (Timm und Lattner 2010, S. 99-103; Kirn et al. 

2006). Zuletzt sind aber insbesondere wissensbasierte Systeme in der Praxis die erfolg-

reichsten Anwendungen kognitiver Lösungen (Beierle und Kern-Isberner 2008, S. 13-

16; Puppe 2003, S. 277). Systeme dieses Typs formalisieren Wissen eines abgegrenz-

ten Anwendungsbereichs (z. B. medizinische Diagnostik, Finanzberatung usw.) und 

dienen dort der Entscheidungsunterstützung (z. B. Mertens, Borkowski und Geis 

1993). Welchen Beitrag kognitive Lösungen zur Bewältigung logistischer Herausfor-

derungen insgesamt leisten können, wurde in neuerer Zeit insbesondere im Rahmen 

des Sonderforschungsbereichs SFB 637 „Selbststeuerung logistischer Prozesse – Ein 

Paradigmenwechsel und seine Grenzen“ untersucht (SFB 637 2013).  

(A) Architekturen 

Architekturen kognitiver Systeme sind den Modellen der menschlichen Informati-

onsverarbeitung nachempfunden und gehen letztlich auf den von Newell und Simon 

(1972) entwickelten General Problem Solver bzw. dessen Implementierung als Pro-

duktionssystem zurück (Strube et al. 2003, S. 23-24).  

Produktionssysteme bestehen aus einem (1) Arbeitsgedächtnis, welches als Input 

und Output für die in einem (2) Langzeitgedächtnis gespeicherten Produktionsregeln 

gelten. Dabei handelt es sich um „Wenn-Dann“-Regeln, deren Bedingungsteil mit dem 

aktuellen Inhalt des Arbeitsgedächtnisses abgeglichen wird. Im Fall einer Überein-

stimmung wird eine Regel ausgeführt („feuern“) und so der Inhalt des Arbeitsgedächt-

nisses verändert. Ein Regelinterpreter als dritter Bestandteil sorgt für die Regelausfüh-

rung und Konfliktlösung (z. B. für den Fall, dass gleichzeitig mehrere Regeln feuern 

könnten). Dieser Grundarchitektur entstammt auch der De-facto-Standard „Common-

KADS“ zur Entwicklung wissensbasierter Systeme. 

Dem CommonKADS-Grundmodell weiter folgend, unterscheiden sich „konventio-

nelle“ von „kognitiven“ Logistik-Anwendungssystemen dadurch, dass sie das spezifi-

sche Logistik-Domänenwissen explizit, formal und getrennt von den zur Entschei-

dungsunterstützung notwendigen Entscheidungsmodellen in einer Wissensbasis (engl. 

Domain Knowledge Repository) konzeptualisieren. Die zur Verfügung stehenden Ent-

scheidungsmodelle (engl. Problem solving Methods (PSM)) erlauben dann unter Ver-
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wendung des bestehenden Domänenwissens die Ableitung von Entscheidungsempfeh-

lungen oder die Generierung neuen Domänenwissens (in Anlehnung an Schreiber et al. 

2002, S. 91-117). 

 

Abb. 12 CommonKADS-Architektur wissensbasierter Systeme 

(B) Wissensbasen  

Eine adäquate Form der Wissensrepräsentation ist eine wesentliche Voraussetzung 

einer zielführenden Entscheidungsunterstützung. Die Form der Wissensrepräsentation 

bezieht sich dabei im Speziellen auf Objekte, auf Ereignisse und Texte sowie Bilder 

(Strube 2003 et al., S. 40-48). Für die einzelnen Teilbereiche haben sich bis heute un-

terschiedlichste Sprachen entwickelt. So werden beispielsweise Objekte unter Ver-

wendung von semantischen Netzen, Schemata oder auch Frames konzeptualisiert, Er-

eignisse und Texte dagegen unter Verwendung von Propositionen und Scripts. 

Dem CommonKADS-Modell folgend, wird nachstehend die Wissensrepräsentation 

unter Verwendung von Ontologien bzw. Ontologie-Modellierungssprachen erläutert. 

Der Begriff Ontologie stammt originär aus der Philosophie und wurde dort verwendet, 

um die Existenz von Dingen in der Welt zu beschreiben und zu klassifizieren. In der 

Wirtschaftsinformatik haben Studer, Benjamins und Fensel (1998, S. 184) das Kon-

strukt der Ontologie als „... a formal, explicit specification of a shared conceptualizati-

on“ definiert. Die „Konzeptualisierung“ bezieht sich auf die Identifizierung relevanter 

Konstrukte und Beziehungen, die in einem Informationssystem vorhanden sind. „Ex-

plizit“ bezieht sich auf die Tatsache, dass sowohl die Konstrukte als auch Einschrän-

kungen für deren Verwendung eindeutig und in einer möglichst wenig fehlinterpretier-

baren Form spezifiziert werden müssen. „Formal“ bedeutet in diesem Zusammenhang, 

dass Ontologien in einer maschinell verarbeitbaren Sprache definiert werden müssen. 
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„Shared conceptualization“ weist zuletzt darauf hin, dass Ontologien eine zwischen 

einzelnen Personen, Gruppen von Personen oder Anwendungssystemen gemeinsame 

Sicht auf eine Domäne bereitstellen müssen. Aus dieser letzten Eigenschaft kann abge-

leitet werden, dass Ontologien beispielsweise unter Rückgriff auf betriebswirtschaftli-

che und/oder volkswirtschaftliche Theorien (als gemeinsames Wissen) konstruiert 

werden können. Werden Wissensbasen unter Verwendung von Ontologien konzeptua-

lisiert, dürfen diese beiden Begriffe nicht gleichgesetzt werden. Vergleichbar zu Da-

tenbanken bildet die TBox einer Ontologie das Schema der Wissensbasis. Die Wis-

sensbasis als Ganzes beinhaltet neben der Ontologie allerdings zusätzlich noch das 

Faktenwissen, abgebildet in der ABox. 

Zur Spezifikation von Ontologien werden wahlweise informale (grafische) oder 

formale Beschreibungssprachen eingesetzt. Als Beispiel einer informalen Beschrei-

bungssprache gilt u. a. die Conceptual Modeling Language (CML), die im Rahmen des 

CommonKADS-Projekts entwickelt wurde. Zur formalen Spezifikation hingegen wird 

heutzutage typischerweise auf die Web Ontology Language (OWL) des World Wide 

Web Consortium (W3C) zurückgegriffen (W3C 2012). Abhängig von der verwendeten 

Modellierungssprache können die in der Wissensbasis beschriebenen Aussagen ferner 

auch imperfekt konzeptualisiert werden. Imperfekte Aussagen sind im Einzelnen unsi-

cher und/oder unscharf. Unscharfe Aussagen sind solche, die objektiv nicht überprüf-

bar sind (etwas ist warm/kalt, süß/sauer…) und daher von Situation zu Situation indi-

viduell anders entschieden werden können. Unsichere Aussagen (z. B. der Lieferant 

hat eine Lieferzeit von drei Tagen) sind hingegen objektiv überprüfbar, nicht jedoch zu 

jedem Zeitpunkt. Es handelt sich um eine Prognose, deren Wahrheitsgehalt erst zu ei-

nem späteren Zeitpunkt festgestellt werden kann. Da imperfekte Informationen im 

Rahmen der Arbeit jedoch nicht weiter von Bedeutung sind, sei für weiterführende 

Details beispielsweise auf Lämmel und Cleve (2012, S. 91-113) verwiesen.  

(C) Problemlösungsmethoden  

Die Wissensbasis bildet das Fundament, auf dem sogenannte Problemlösungsme-

thoden (PSM) aufsetzen (Puppe, Stoyan und Studer 2003, S. 617-625; Studer, Benja-

mins und Fensel 1998, S. 163-165). Problemlösungsmethoden werden seit Anfang der 

1980er-Jahre systematisch entwickelt. Eine umfangreiche Übersicht zu Problemlö-

sungsmethoden sowie entsprechenden Vorarbeiten kann beispielsweise Puppe (1990, 

S. 30-198) oder auch Puppe (1991, S. 73-112) entnommen werden. 

Bei PSMs handelt es sich um doppelt parametrisierte Algorithmen: Neben der Pa-

rametrisierung durch Daten sind sie auch entsprechend einer Domänenterminologie 
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parametrisiert. Beispiel: Zur Durchführung einer Diagnose ist unerheblich, ob damit 

Defekte eines Kfz oder Krankheiten einer Person identifiziert werden. In beiden Fällen 

existieren Symptome – „Kfz springt nicht an“ bzw. „Fieber“ – und zugehörige Ursa-

chen wie bspw. „Zündkerzen defekt“ oder „Grippe“, welche es zu analysieren gilt.  

PSMs können demnach als abstraktes Problemlösungswissen verstanden werden, 

welches auf einer Metaebene festlegt, auf welche Art und Weise vorhandenes Domä-

nenwissen im Einzelfall zur Aufgabenunterstützung verwendet werden kann. Schrei-

ber et al. (2002, S. 123-124) spricht im Fall von PSMs auch von sogenannten „task 

templates“ und weckt Assoziationen hinsichtlich der aus der Softwareentwicklung be-

kannten Entwurfsmuster (engl. design patterns): „A task template is a partial know-

ledge model in which inference and task knowledge are specified. A task template 

supplies the knowledge engineer with inferences and tasks that are typical for solving 

a problem of a particular type. In addition, a task template specifies a typical domain 

scheme that would be required from the task point of view.“ 

Grundsätzlich können PSM in analytische und synthetische Problemlösungsmetho-

den spezialisiert werden. Nach CommonKADS beziehen sich analytische PSMs immer 

auf Objekte, welche bezogen auf ein Informationssystem bereits existent sind (z. B. 

„PKW“-Diagnose), während sich synthetische Methoden auf Objekte beziehen, die 

erst durch die Anwendung jener Methoden entstehen bzw. konstruiert werden (z. B. 

ein Lieferantenauftrag). 

 

Abb. 13 Aufgabentypen nach CommonKADS (angelehnt an Schreiber et al. 2002, S. 125) 
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2.1.3.4 Electronic-Data-Interchange-Verfahren 

(A) EDIFACT 

Bei Electronic Data Interchange For Administration, Commerce and Transport 

(EDIFACT) handelt es sich um ein internationales und branchenübergreifendes Stan-

dard-Verfahren zum asynchronen und vollautomatischen Austausch strukturierter Da-

ten im elektronischen Geschäftsverkehr. In der Innensicht ist EDIFACT in sogenannte 

Subsets strukturiert. Subsets sind branchenspezifische EDIFACT-Teilmengen (z. B. 

ODETTE für die Automobilindustrie, EDITRANS für die Transportwirtschaft oder 

EDIFICE für die Hightech-Industrie), welche spezifischen Anwendergruppen für diese 

relevante Nachrichtentypen zur Verfügung stellen. Nachrichtentypen können bei-

spielsweise Lieferabruf DELFOR (delivery forecast) oder Rechnung INVOIC (invoice 

message) sein. Anwender dieses Verfahrens haben nachrichtentypspezifisch lediglich 

die konkreten Inhalte zu definieren, welche unter Verwendung dieses Verfahrens aus-

getauscht werden sollen. Dies betrifft insbesondere die „Muss“- und „Kann“-Daten. 

Sofern die beteiligten Anwendungssysteme nicht in der Lage sind, EDIFACT-

Nachrichten unmittelbar zu verarbeiten, können „Konverter“ eingebunden werden. 

Konverter erlauben, proprietäre „Inhouse-Formate“, unter Verwendung von Mapping-

tabellen, in standardisierte Zwischenformate (z. B. XML) zu überführen. EDIFACT-

Nachrichten können über jedes beliebige Medium ausgetauscht werden, das zur Über-

tragung elektronischer Daten geeignet ist (Dietrich 2007, S. 157-158).  

(B) ebXML 

Vergleichbar zu EDIFACT handelt es sich bei ebXML (Electronic Business using 

eXtensible Markup Language) ebenfalls um ein Standard-Verfahren für den elektroni-

schen Nachrichtenaustausch. ebXML ist dabei kein Standard an sich, sondern eine Zu-

sammenstellung verschiedener Standards der United Nations Centre for Trade Facilita-

tion and Electronic Business (UN/CEFACT) und Organization for the Advancement of 

Structured Information Standards (OASIS) (Dietrich 2007, S. 158). Hierzu zählen  

 ein XML-basierter Nachrichtendienst (Message Service Specification),  

 Schnittstellenbeschreibungen zwischen dem Nachrichtendienst und der 

unternehmensinternen IT-Infrastruktur (Business Service Interfaces) sowie  

 ein zentrales Verzeichnis mit allgemeinen sowie unternehmensspezifischen 

Beschreibungen von Produkten und Geschäftsprozessen (ebXML Registry), z. B. 

zum Zwecke der Lieferantenauswahl.  



44 

Auf ebXML basierende E-Business-Transaktionen erfordern, dass daran teilneh-

mende Transaktionspartner ihr Beschaffungsprogramm bzw. Leistungsangebot im 

Vorfeld unter Verwendung sogenannter Collaboration Protocol Profiles (CPP) spezifi-

zieren. Ein CPP konzeptualisiert gleichermaßen technische als auch betriebliche Da-

ten. Soll es im Anschluss zu einer Interaktion zwischen zwei oder mehreren Transakti-

onspartnern kommen, sind die allgemeinen CPP zwischen den betroffenen Transakti-

onspartnern noch zu harmonisieren. Das Ergebnis der CPP-Harmonisierung ist das 

Collaboration Protocol Agreement (CPA). Der konkrete Interaktionsprozess zwischen 

zwei Akteuren auf Basis von ebXML findet sich bei Dietrich (2007, S. 159-160) und 

Oasis (2001) beschrieben. 

(C) RosettaNet 

Vergleichbar zu ebXML dient RosettaNet als Standard für den elektronischen Nach-

richtenaustausch u. a. in der Elektro- und Halbleiterindustrie und wurde von der 

gleichnamigen Unterorganisation des GS1 US (https://www.gs1us.org/) entwickelt.  

Das Rosetta-Net-Framework besteht aus Wörterbüchern, Partner Interface Processes 

(PIP), einem Implementation Framework und einem E-Business-Prozess (Dietrich 

2007, S. 160-161). Im Fall der Wörterbücher sind im Speziellen RosettaNet Technical 

Dictionary (RNTD) und das RosettaNet Business Dictionary (RNBD) voneinander zu 

unterscheiden. Das RNTD konzeptualisiert die gemeinsame Sprache zur Definition 

von Produkten und Dienstleistungen. Das RNBD definiert sogenannte Business Pro-

perties. Dies sind einzelne Eigenschaften geschäftlicher Transaktionen. Im RosettaNet 

Implementation Framework (RNIF) sind Protokolle zur Realisierung und Implemen-

tierung von RosettaNet-Infrastrukturen enthalten. Der Austausch von Informationen 

zwischen Transaktionspartnern vollzieht sich mittels der Übertragung von XML-

Dokumenten. Den zentralen Bestandteil von RosettaNet stellen allerdings die soge-

nannten PIPs dar. PIPs konzeptualisieren Standardgeschäftsprozesse (z. B. Order- und 

Inventory Management) und damit gleichermaßen die Ablauflogik des Prozesses so-

wie den dort verwendeten Wortschatz. Umfassende Geschäftsprozesse werden mittels 

Abfolgen mehrerer PIPs gebildet (Dietrich 2007, S. 160-161).  

In Beschaffungsketten unterstützen damit insbesondere ebXML und RosettaNet die 

Beschreibung des Produktprogramms in Form von Produktmodellen, die Ermittlung 

von Lieferantenfähigkeiten (mittels der Partner Interface Profiles) sowie die Steuerung 

des Transaktionsprozesses. Für auftragsspezifische Beschaffungsketten scheinen diese 

Verfahren dennoch ungeeignet, da sich die mit diesen Verfahren verbundenen „Rüst-
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kosten“ (z. B. Spezifikation des CPA) lediglich in stabilen langlaufenden Beschaf-

fungsketten amortisieren. 

2.2 Synchronisation 

2.2.1 Verfahren & Instrumente  

2.2.1.1 Einordnung  

Das Spektrum an Verfahren zur Synchronisation von Beschaffungsketten wird in 

der wissenschaftlichen Literatur unterschiedlich systematisiert. Im übertragenen Sinn 

sprechen Kieser und Kubicek (1992, S. 95-126) etwa von personenbezogenen und 

technokratischen Synchronisationsinstrumenten, während beispielsweise Leavitt 

(1965, S. 1144-1154) oder Frese (1989, S. 914) von struktureller, personeller und 

technokratischer Synchronisation bzw. der Gestaltung der Entscheidungskompetenz 

und der Gestaltung der Kommunikationsbeziehung sprechen. Die nachfolgend gewähl-

te Systematik spezialisiert Synchronisationsverfahren zweistufig: Im ersten Schritt 

werden Synchronisationsverfahren hinsichtlich ihrer Wirkungsweise gruppiert. In ei-

nem zweiten Schritt erfolgt eine detaillierende Gruppierung hinsichtlich der Synchro-

nisationsrichtung. Dies bedeutet, dass Beschaffungsketten direkt oder indirekt unter 

Verwendung heterarchischer oder hierarchischer Synchronisationsverfahren sowie auf 

Basis von Vertrauen oder der Unternehmenskultur synchronisiert werden können (in 

Anlehnung an Corsten und Gössinger 2008, S. 54-93). 

 

Abb. 14 Synchronisationsverfahren (adaptiert aus Corsten und Gössinger 2008, S. 54) 

Im Fall der direkten Synchronisation erfolgt die Steuerung von Beschaffungsketten 

heterarchisch oder hierarchisch. Hierarchisch synchronisierte Beschaffungsketten 

zeichnen sich insbesondere durch ein mit Entscheidungs- und Weisungsrechten ausge-

stattetes fokales Unternehmen aus, welches das „Kernelement“ derartiger Beschaf-

fungsketten bildet. In diesem Fall sind alle anderen Akteure der Beschaffungskette von 

Synchronisationsverfahren

Heterarchie Hierarchie Vertrauen Unternehmenskultur

direkt indirekt
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jenem Kernelement in hohem Maße abhängig und weisen eine damit nur vergleichs-

weise geringe Autonomie
3
 auf. Hierarchisch synchronisierte Beschaffungsketten 

zeichnen sich somit durch eine klare Über-/Unterordnungsbeziehung aus. Abb. 15 

zeigt ein Beispiel einer hierarchisch koordinierten Beschaffungskette aus der Perspek-

tive eines fokalen Unternehmens in Bezug zu dessen Leistungsstruktur.  

 

Abb. 15 Hierarchisch synchronisierte Beschaffungsketten 

Heterarchisch synchronisierte Beschaffungsketten hingegen zeichnen sich durch 

gleichberechtigte Unternehmen mit einem jeweils „hohen“ Maß an Autonomie aus. In 

jenen Beschaffungsketten werden Bereitstellentscheidungen nicht zentral gesteuert, 

sondern jeweils dezentral getroffen. Mit Blick auf die nachfolgenden Untersuchungen 

mechatronischer Beschaffungsketten wird angenommen, dass es sich hierbei um genau 

solche heterarchische Beschaffungsketten handelt.  

Zu den Instrumenten der heterarchischen Synchronisation zählen u. a. die Selbstab-

stimmung (z. B. in Arbeitsgruppen oder Beratungsausschüssen) oder die marktbasierte 

Synchronisation auf Grundlage von Preisen (Corsten und Gössinger 2008, S. 58-72). 

Im Fall der marktbasierten Synchronisation erfolgt die Preisbildung in Anlehnung an 

bereits bekannte Marktpreise oder unter Rückgriff auf Verhandlungen bzw. Auk-

tionen. Instrumente der hierarchischen Synchronisation sind die persönliche Weisung 

(auf Basis persönlichkeitsgebundener und positionsbezogener Autorität), Programme 

(als generelle Prozesshandbücher wie in bestimmten Situationen zu verfahren ist) oder 

Planungen (in Form von Ziel- und/oder Mittelvorgaben). Auf die Beschreibung indi-

rekter Synchronisationsverfahren wird verzichtet, da diese nur im Fall dynamischer 

Beschaffungsketten und damit im Rahmen wiederholter Austauschprozesse sinnvoll 

                                              

3
 Für eine Erläuterung des Autonomiebegriffs sei auf Kapitel 2.2.2.1 „Autonomie & Opportunismus“ verwiesen. 
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Anwendung finden können. Damit bieten derartige Verfahren potenziell nur sehr ein-

geschränkte Möglichkeiten zur Synchronisation auftragsspezifischer Beschaffungsket-

ten mit jeweils nur einmaligem Synchronisationsbedarf. 

Die im Weiteren beschriebenen Lösungsansätze Supply Chain Monitoring, Efficient 

Consumer Response (ECR), Collaborative Planning, Forecasting and Replenishment 

(CPFR) und Supply Chain Event Management (SCEM) werden im Folgenden den di-

rekten Synchronisationsverfahren zugeschrieben. 

2.2.1.2 Supply Chain Monitoring 

Das Supply Chain Monitoring ist ein Standardinstrument zur kurzfristigen, Beschaf-

fungsketten übergreifenden Synchronisation von Bedarfs- und Bestandsinformationen 

ohne spezielle Wirkungsrichtung (Hellingrath et al. 2008, S. 463-467). Dabei werden 

Bestände und Bedarfe zwischen jeweils zwei Akteuren entlang einer Beschaffungsket-

te miteinander verglichen und im Fall von Störungssituationen Warnmeldungen gene-

riert. Als Störungssituationen gelten: 

 Bestandsunter- und Bestandsüberdeckungen (sowohl „absolut“, als auch in Form 

von „Reichweiten“), 

 signifikante Änderungen im Nachfrageverhalten (im Sinne von Über-

/Unterschreitung einer zuvor festgelegten Varianz der Nachfrage), 

 technische Veränderungen bei Produktmodifikationen und  

 eine verspätete oder keine Ankunft avisierter Mengen. 

Das Supply Chain Monitoring verfolgt damit das Ziel, in versorgungskritischen Be-

schaffungsketten durch Frühwarnung und Beschaffungsketten übergreifende Informa-

tionstransparenz eine „hohe“ Verfügbarkeit von Fremdbezugsgütern sicherzustellen. 

Zur Bemessung des Risikos in Beschaffungsketten werden Kriterien wie z. B. „lange“ 

Wiederbeschaffungs- und Reaktionszeiten, „hohe“ Lagerkosten oder auch eine bereits 

„hohe“ Variantenvielfalt auf Unterlieferantenebene herangezogen. 

Der europäische Automobilverband ODETTE entwickelte zu diesem Zweck einen 

Referenzprozess, bestehend aus Initialisierungs- und Serviceprozessen sowie Prozes-

sen der operativen Durchführung:  

 Die Initialisierungs- und Serviceprozesse haben die (1) Identifizierung und (2) 

Anpassung kritischer Kettenglieder sowie die Einführung des Supply-Chain-

Monitoring-Konzepts selbst zum Gegenstand. Ferner behandeln die 

Serviceprozesse die Ermittlung von Kennzahlen zur Erfüllung des Berichtswesens.  
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 Die operativen Prozesse des Supply Chain Monitoring umfassen die Berechnung 

von Bedarfs- und Bestandsaktualisierung, Warnmeldungen sowie den hieraus 

resultierenden Handlungsbedarf. 

 

Abb. 16 Prozesse des Supply Chain Monitoring (adaptiert aus Hellingrath et al. 2008, S. 465) 

Der operative Prozess startet mit der Aktualisierung der Bedarfs- und Bestandsinfor-

mationen (z. B. Bedarfsprognosen sowie Lieferabrufe) durch die Kunden und Liefe-

ranten. Dabei werden Kundenbedarfe durch mehrstufige Stücklistenauflösung kaska-

dierend über die Stufen der Beschaffungskette hinweg in unterauftragsspezifische Ein-

zelbedarfe überführt. Im Folgeschritt wird im Rahmen des Bedarfs-/Bestandsabgleichs 

für jeden Unterauftrag überprüft, ob sich unter Berücksichtigung der zuvor berechne-

ten Nettobedarfe das aktuelle und prognostizierte Bestandsniveau für ein bestimmtes 

Bauteil noch innerhalb einer vordefinierten Intervallgrenze bewegt. Um eine übermä-

ßige Sensibilität dieses Prozesses zu vermeiden, sind Grenzintervalle zu definieren, 

welche einer vordefinierten Eskalationsstufe entsprechen und damit einhergehende 

Warnmeldungen bzw. Gegenmaßnahmen mit sich bringen.  

Aus der Skizzierung der operativen Prozesse wird deutlich, dass deren Ausführung 

eine Vielzahl unterschiedlichster Informationsobjekte erfordert (u. a. bauteilspezifi-

sche Bestandsreichweiten, Produktionsvorlaufzeiten, Betriebskalender, Transportdau-

ern, Transportbeziehungen auf Teileebene), von deren Vorliegen in auftragsspezifi-

schen Beschaffungsketten allerdings nicht zwingend ausgegangen werden kann.  

2.2.1.3 ECR & CPFR 

Bei Efficient Consumer Response (ECR) sowie Collaborative Planning, Forecasting 

and Replenishment (CPFR) handelt es sich um Standardinstrumente zur kooperativen, 

mittelfristigen Lenkung von Beschaffungsketten (nachfolgend in Anlehnung an Hel-

lingrath et al. 2008, S. 477-480; Lange 2008, S. 528-530; Georg 2006, S. 57-71). Bei-

de Instrumente setzen einen vertrauensvollen Umgang der Partner miteinander voraus, 
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da die Umsetzung jener Verfahren den Austausch sensibler Daten (z. B. geplante und 

realisierte Abverkaufszahlen) notwendig macht.  

Die Entstehung des ECR geht auf eine von Kurt Salmon & Associates durchgeführte 

und 1993 veröffentliche Studie zur Aufdeckung von Schwachstellen sowie Potenzialen 

im Distributionskanal zwischen Herstellern und Händlern der Lebensmittelindustrie 

zurück („Efficient Consumer Response – Enhancing Consumer Value in the Grocery 

Industry“). Das ECR verfolgt das Ziel, eine unternehmensübergreifende Planung und 

Steuerung der Prozesskette zwischen Herstellern, Logistikdienstleistern und dem Han-

del sicherzustellen, sodass Unzulänglichkeiten wie 1. „teure“ Zwischenlager oder 2. 

Out-of-Stock-Situationen respektive Überbevorratungen eliminiert werden. Hierfür 

findet eine Umkehrung des in der traditionellen Beschaffungskette dominierenden 

Push-Prinzips statt: Der Produktionsimpuls geht vom Endkunden aus (Pull-Prinzip) 

und gelangt über den Handel zum Hersteller. Damit soll sichergestellt werden, dass 

nur die vom Endkunden aus dem Regal entnommene Ware nachproduziert 

bzw. -geliefert wird. Die Erreichung der zuvor skizzierten Zielsetzung erfordert die 

Ausführung spezifischer „Supply“- oder „Demand Side“-ECR-Instrumente. Aus Abb. 

17 wird dabei deutlich, dass das ECR insbesondere die „Demand Side“ fokussiert. Im 

Mittelpunkt jener „Demand Side“-Instrumente finden sich insbesondere Einzelinstru-

mente zur Sortimentsgestaltung, Produktneueinführungen oder Verkaufsförderung. 

Mit Blick auf den Gegenstand „Beschaffungskette“ werden nachstehend insbesondere 

die „Supply Side“-Instrumente herausgegriffen und detailliert.  

Nach Georg (2006, S. 68-71) zählt zu jenen Instrumenten neben „Efficient Opera-

ting Standards“ und „Efficient Administration“ insbesondere das Efficient Replenish-

ment zur nachfragesynchronen Produktion und Distribution von Waren auf der Basis 

von realen Bestandsführungsdaten bzw. prognostizierten Verkäufen. Abhängig von der 

jeweils betrachteten Beschaffungskette und den damit einhergehenden Verantwor-

tungsbereichen von Lieferanten, Herstellern und Handel bzgl. der Bestellverantwor-

tung differenziert sich Letzteres nochmals in ein Buyer Managed Inventory und ein 

Vendor Managed Inventory
4
:  

                                              

4
 „Efficient Operating Standards“ als „Efficient Administration“ sind aufseiten der Supply-Side-Strategien 

für die Problemdeduktion nicht weiter von Relevanz und werden daher nicht weiter betrachtet. 
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Abb. 17 Efficient-Consumer-Response-Haus (in Anlehnung an Lange 2008, S. 529) 

 Buyer Managed Inventory (BMI): In diesem Fall werden Bestellungen durch den 

Kunden (Handel) generiert und anschließend an die Hersteller bzw. Lieferanten 

übermittelt. Das BMI-Konzept entspricht der „klassischen“ Aufgabenverteilung 

zwischen Hersteller und Händler. Der Kunde überwacht den Bestand seines Lagers 

und löst bei Erreichen einer minimalen Lagerreichweite eine Bestellung beim 

Hersteller aus. Vorteile entstehen hier lediglich durch den verbesserten Austausch 

von Absatzinformationen, die dem Lieferanten eine an der tatsächlichen Nachfrage 

orientierte Produktionsplanung ermöglichen. 

 Vendor Managed Inventory (VMI): Der zu BMI gegenläufige Prozess liegt vor, 

wenn die Bestellverantwortung vom Kunden auf einen vorgelagerten Akteur in der 

Beschaffungskette übertragen wird. Dieser generiert die Bestellungen für den 

Kunden auf Basis der ihm übertragenen Informationen bezüglich der einzelnen 

Lagerbestände sowie Absatzzahlen. Die Entscheidung über Liefertermine 

und -mengen werden demnach in die Autonomie des Lieferanten übergeben. Im 

Gegenzug versorgt der Kunde den Lieferanten mit zusätzlichen Informationen 

bzgl. Bedarfsprognosen, geplanten Verkaufsaktionen oder Marktanalysen, die dem 

vorgelagerten Akteur eine bessere Abstimmung in der Planung von Produktion und 

Distribution ermöglichen. 

Wird neben der Bestellverantwortung ferner noch nach der Sortimentsstruktur diffe-

renziert, kann zusätzlich noch ein Co-Managed Inventory (CMI) identifiziert werden. 

Jegliche Sonderaktionen des Kunden beeinflussen den Leistungsfluss entlang der Be-

schaffungskette. In diesen Fällen sind Hersteller bzw. Lieferanten typischerweise nicht 
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länger in der Lage, Mengenschwankungen zu prognostizieren und entsprechend zu 

reagieren. Durch das Verfahren des Co-Managed Inventory (CMI) wird der Dispositi-

onsprozess derart definiert, dass die Sortimente durch eine Aufteilung der Verantwor-

tungsbereiche voneinander getrennt geplant und gesteuert werden können. Der Her-

steller bzw. Lieferant übernimmt die Verantwortung der Bestellgenerierung für „Nor-

malware“, während der Kunde „Aktionsware“ plant und steuert.  

Das Collaborative Planning, Forecasting and Replenishment (CPFR) wurde Ende 

der 1990er-Jahre unter der Leitung der Voluntary Interindustry Commerce Standards 

Association (VICS) sowie des UCC (Uniform Code Council) entwickelt (fortfolgend 

Georg 2006 S. 78-89). CPFR basiert auf den Grundgedanken des ECR und bündelt 

dessen eher lose gekoppelte Instrumente zu einem integrierten Gesamtkonzept. Die 

mit dem Gesamtkonzept assoziierten Aufgabenbereiche 1. Strategie & Planung, 2. Be-

darfs- & Absatzplanung, 3. Bestandsführung und 4. Analyse bilden den Kern des 

CPFR und sollen Herstellern und Handelsunternehmen eine kooperative Planung, 

Prognose und Beschaffung über mehrere Wertschöpfungsstufen hinweg ermöglichen 

(vgl. Abb. 18). Das bis dato nur jeweils „lokal“ vorliegende Wissen zur Absatz- und 

Beschaffungsplanung wird im Rahmen von CPFR unternehmensübergreifend zusam-

mengefasst und soll dadurch die Planungssicherheit aller Akteure entlang der Beschaf-

fungskette steigern. CPFR unterscheidet sich von ECR dahingehend, dass an Planung 

und Steuerung Kunden und Lieferanten gemeinsam beteiligt sind. Beim ECR wird die 

Planung und Steuerung nur von einem Akteur vorgenommen bzw. an diesen übertra-

gen. Eine umfassende Beschreibung des Ansatzes findet sich bei Georg 2006 (S. 78-

171). 
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Abb. 18 CPFR-Prozess (in Anlehnung an Hellingrath et al. 2008, S. 478) 

2.2.1.4 Supply Chain Event Management 

Beim Supply Chain Event Management (SCEM) handelt es sich ebenfalls um ein 

Standardinstrument zur kurzfristigen, direkten Beschaffungsketten-Synchronisation 

(nachfolgend Corsten und Gössinger 2008, S. 187-190; Hellingrath et al. 2008, S. 480-

485; Otto 2003, S. 1-13).  

Das SCEM überwacht die in einer Beschaffungskette relevanten Ist-Prozess-

Zustände und vergleicht diese mit im Vorfeld definierten Soll-Prozess-Zuständen. So-

fern Planabweichungen identifiziert werden, hat das SCEM die Aufgabe, kurzfristig 

Gegenmaßnahmen einzuleiten, um eine termingerechte Ausführung der betroffenen 

Prozesse zu gewährleisten oder wahlweise Prozessalternativen zu initiieren. Bei der 
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Messung von Prozessabweichungen bezieht sich das SCEM auf die zu transformieren-

den realen (z. B. Endprodukt, eine Charge, eine Palette, eine LKW-Ladung etc.) 

und/oder abstrakten (z. B. eine Bestellung, Lagerbestand, ein Produktions- oder Trans-

portauftrag) Leistungsobjekte. Abhängig vom Leistungsobjekt kann das Prozessverhal-

ten variieren und es bedarf dann spezifischer Handlungsempfehlungen. 

Zusammenfassend hat das SCEM folgende Aufgaben zum Gegenstand: 

 Überwachen (Monitor): Beobachtung der relevanten Prozesse einer 

Beschaffungskette sowie Bewertung der erhobenen Ist-Statusmeldungen durch 

Abgleich mit Soll-Prozesszuständen. 

 Melden (Notify): Benachrichtigung betroffener Entscheidungsträger, sofern im 

Rahmen der Überwachung eine als kritisch eingestufte Abweichung festgestellt 

wird. Die Funktion „Melden“ kann dabei auch in die Funktionen „Simulieren“ und 

„Steuern“ hineinreichen, sofern den betroffenen Entscheidungsträgern bereits 

Handlungsalternativen angeboten werden. 

 Simulieren (Simulate): Tritt ein Event ein, sind alternative 

Handlungsmöglichkeiten zu identifizieren und zu beurteilen. Diese 

Handlungsalternativen werden simulativ bewertet. 

 Steuern (Control): Auswahl und Umsetzung der den größten Erfolg 

versprechenden Handlungsalternativen zur Beseitigung der Abweichung (z. B. 

sofortige oder mittelfristige Gegenmaßnahmen, komplette Neuplanung). 

 Messen (Measure): Definition und Auswertung von Leistungsindikatoren zur 

Prozess begleitenden Überwachung. Diese Funktion steht in gewisser Weise 

orthogonal zu den zuvor genannten Funktionen. Sie ermöglicht, das Ergebnis einer 

durchgeführten Maßnahme und mögliche Verbesserungspotenziale sowie 

Schwachstellen bei den Soll-Planprozessen zu identifizieren und auszuweisen. 

Liegt eine Prozesshierarchie vor, wie etwa im SCOR-Modell, sind die genannten 

Aufgaben auf jeder Ebene wahrzunehmen. Kann auf einer Ebene eine Abweichung 

nicht behoben werden, dann ist eine Meldung an die hierarchisch übergeordnete Ebene 

weiterzuleiten.  

Das zentrale Konstrukt des SCEM, auf welchem die zuvor genannten Funktionen 

aufsetzen, sind Ereignisse (Events). Ereignisse können geplant oder ungeplant sein:  

 Bei geplanten Ereignissen handelt es sich um Ereignisse, die sich aus der Soll-

Prozessdefinition ergeben und zu einem definierten Zeitpunkt in der 

Beschaffungskette auftreten (z. B. Rückmeldung eines Auftrags). Geplante 

Ereignisse bedürfen keinerlei Intervention. 
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 Bei ungeplanten Ereignissen handelt es sich um Ereignisse (1) außerhalb der 

Toleranzgrenzen (z. B. hinsichtlich Eintrittszeitpunkten, Eintrittsorten) oder (2) 

gänzlich unerwartete Ereignisse entsprechend der Soll-Prozessdefinition. 

Ungeplante Ereignisse bedürfen der Intervention (z. B. Meldung an den Kunden 

über die frühere/spätere Verfügbarkeit der bestellten Ware).  

Bei Interventionen bzw. Handlungsalternativen handelt es sich um Heuristiken, die 

darauf hinzielen, einen Plan-Zustand wiederherzustellen. Sofortige Gegenmaßnahmen 

erlauben eine direkte Korrektur des Ist-Prozesses, sodass der Plan-Zustand im Sinne 

vordefinierter Toleranzgrenzen wiederhergestellt wird. Sofern sofortige Korrekturen 

nicht möglich sind, besteht ein Ausweg darin, alle sich an den abweichenden Prozess 

anschließenden Planprozesse an die entstandene zeitliche Verzögerung anzupassen 

(mittelfristige Maßnahmen). Zeitliche Anpassungen erfolgen dabei entweder unter 

Auflösung vorhandener Zeitpuffer oder Verschiebung der Start- und Endzeitpunkte 

der sich anschließenden Prozesse. In jedem Fall bedarf die Identifikation und Durch-

führung von Gegenmaßnahmen einer abgestimmten Vorgehensweise und zwar insbe-

sondere dann, wenn sich Planabweichungen auf mehrere Akteure entlang der Beschaf-

fungskette auswirken. Für derartige Situationen bedarf es allerdings zusätzlich abge-

stimmter Synchronisationsstrategien, die parallel zur Systematisierung des SCEM de-

finiert und kontinuierlich weiterentwickelt werden müssen.  

2.2.2 Verfahrensdefekte 

Bei den zuvor skizzierten Instrumenten handelt es sich zumeist um Lösungsansätze, 

welche durch gemeinsame Ziele, ein hohes Maß an Transparenz und einen stetigen 

Informationsfluss gekennzeichnet sind. Beschaffungsketten, wie sie im Rahmen der 

vorliegenden Arbeit behandelt werden, weisen jedoch hiervon abweichende Charakte-

ristika auf: Autonomie & Opportunismus, divergierende Produktlebenszyklen und 

Entkopplungspunkte „in der Tiefe der Beschaffungskette“.  

2.2.2.1 Autonomie & Opportunismus 

Die Auflösung stabiler Beschaffungsketten und damit auch fehlende, fokale Unter-

nehmen ziehen entlang von Beschaffungsketten ein hohes Maß an Autonomie und 

Opportunismus nach sich.  

Das Autonomieprinzip besagt, dass Unternehmen in Marktwirtschaften bei der Auf-

stellung ihrer Wirtschaftspläne frei sind. Unter Ausnutzung aller Markt- und Gewinn-

chancen entscheiden Unternehmen also selbstbestimmt erstens, welche Leistungen 
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(Sachgüter und Dienstleistungen) sie konkret erbringen sowie zweitens zu welchen 

Preisen sie diese an ihren Absatzmärkten anbieten (Dietl, Royer und Stratmann 2009, 

S. 441-442). Nach Erich Gutenberg ist das Autonomieprinzip, neben dem Prinzip des 

Privateigentums und dem Streben nach Gewinnmaximierung (erwerbswirtschaftliches 

Prinzip) eines der Merkmale zur Beschreibung von Unternehmen in marktwirtschaftli-

chen Systemen (Jung 2010, S. 11-12).  

In Anlehnung an Frese (2012, S. 205-214 und S. 235-248) sowie Schindera (2001, 

S. 50-54) sind in diesem Zusammenhang zwei Typen von Autonomie zu differenzie-

ren: Entscheidungsautonomie und horizontale Informationsautonomie. Die Entschei-

dungsautonomie beschreibt, bis zu welchem Grad ein Akteur bei der Lösung eines 

Entscheidungsproblems frei von äußeren Vorgaben und Beschränkungen ist. Die Ent-

scheidungsautonomie bezieht sich damit auf dessen Planungsobjekte und den mit sei-

nen Planungsobjekten assoziierten Entscheidungsspielräumen. Der Grad an Entschei-

dungsautonomie korreliert im Speziellen mit der Fähigkeit, differenzierte Entschei-

dungsergebnisse zu formulieren: Je stärker die Fähigkeit, differenzierte Leistungser-

gebnisse zu formulieren, auf Kundenseite ausgeprägt ist, desto geringer ist die Ent-

scheidungsautonomie auf der Bereitstellungsseite und anders herum (in Anlehnung an 

Frese 2012, S. 210-211). Die horizontale Informationsautonomie hingegen beschreibt, 

inwieweit Akteure, welche nicht in einem hierarchischen Über-Unter-

Ordnungsverhältnis stehen, autonom über ihre Informationen verfügen können bzw. 

welche Informationsrechte und -pflichten zwischen Akteuren unterschiedlicher Be-

schaffungsketten-Rekursionsebenen existieren.  

Da in auftragsspezifischen Beschaffungsketten (1) Informationen als wesentliches 

Mittel zur Positionierung im Wettbewerb genutzt werden (Piller 2006, S. 23-24) und 

(2) die Güter auftragsspezifischer Beschaffungsketten gleichzeitig ein hohes Maß an 

Spezifität aufweisen, wird angenommen, dass die im Rahmen der Arbeit betrachteten 

Beschaffungsketten ebenfalls ein hohes Maß an Entscheidungs- und Informationsauto-

nomie aufweisen. Ein Erklärungsansatz dafür wurde in der Neuen Institutionenöko-

nomie gefunden. Danach handelt es sich bei auftragsspezifischen Beschaffungsketten 

bzw. von diesen auf einzelnen Wertschöpfungsstufen zur Verfügung gestellten Sach-

gütern und Dienstleistungen vielfach um Vertrauensgüter (in Anlehnung an Weiber 

und Adler 1995, S. 43-65). Güter dieses Typs erlauben es der Kundenseite, die jeweils 

vom Lieferanten zugesicherten Produkteigenschaften selbst nach dem Kauf nur unter 

hohen Informationsbeschaffungskosten beobachten zu können (z. B. Steuergeräte in 

PKW-Motoren). Befördernd hierfür wirkt nicht nur die Autonomie, sondern auch die 

hiervon maßgeblich beeinflussten und nachfolgend noch zu diskutierenden branchen-
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spezifisch divergierenden Versorgungsdauern und verlagerten Entkopplungspunkte. In 

Summe führen diese Synchronisationsdefekte dazu, dass Kunden die Produktqualität 

eines Fremdbezugsgutes durch ein simples „kicking the tires“ nicht länger beurteilen 

können (Jiang und Benbasat 2004, S. 112-113). Pavlou et al. (2007, S. 107) sprechen 

in diesem Zusammenhang daher auch von „seller & product quality uncertainty“. Das 

opportunistische Ausnutzen dieses Informationsvorsprungs bezeichnet Mishra et al. 

(1998) als „quality cheating“. 

Zusätzlich wirkt in diesem Zusammenhang die schiere Anzahl an zu beobachtenden 

Herstellern und Lieferanten sowie die damit verbundene Variantenvielfalt je Lieferstu-

fe: Der Autobauer Chrysler verfügte 2005 über eine Wertschöpfungstiefe von nur 

20%, Ford von 35% und General Motors von 45% (Iyer et al. 2005, S. 106). Zu die-

sem Zeitpunkt bedeutete dies in absoluten Zahlen, dass 350 hoch spezialisierten „core 

buyer“ bei Chrysler ca. 1150 Lieferanten gegenüberstanden. Heute oftmals noch mit-

telständisch geprägte Großhändler und Retailer, aber auch Endkunden, können weder 

vergleichbare „core buyer“-Lieferanten-Quoten erzielen noch im Vergleich entspre-

chende Lernkurveneffekte realisieren.  

2.2.2.2 Divergierende Produktlebenszyklen & auftragsspezifische Entkopplung 

Aus Kundenperspektive sind an der Konstruktion, Fertigung und dem Vertrieb auf-

tragsspezifischer Produkte sowie ihrer Ersatzteile oftmals Hersteller aus unterschiedli-

chen Branchen mit divergierenden Innovationsgeschwindigkeiten beteiligt.  

Bei Primärproduktherstellern der Automobilindustrie sind Entstehungsphasen von 

bis zu drei Jahren und sich daran anschließende Fertigungsphasen von bis zu sieben 

Jahren nicht unüblich. Bei Steuergeräteherstellern hingegen dauert die Entwicklungs-

phase typischerweise nicht länger als ein bis zwei Jahre, gefolgt von einer Fertigungs-

phase von zwei bis drei Jahren (Schäuffele und Zurawka 2010, S. 18-27; Dombrowski, 

Wrehde und Schulze 2007, S. 1; Bothe 2003, S. 1-13). Dementsprechend sind diver-

gierende Versorgungszeiträume für die in einem Endprodukt verbauten Baugruppen 

und Einzelteile (Abb. 19) nicht unüblich und führen folglich zu divergierenden Teile-

verfügbarkeiten. 

Für PKW ist dies darauf zurückzuführen, dass die Aufrechterhaltung des Lieferser-

vice für einen Zeitraum von bis zu 20 Jahren nicht nur zu hohen Kosten führt, sondern 

auch die Absatzmenge in der Nachserienphase durchaus um bis zu 90 % gegenüber 

der Serienphase absinken kann (Hagen 2003, S. 27). Aus diesem Grund sind bei-

spielsweise auch Hersteller, welche nicht unmittelbar der Pflicht zur Ersatzteilversor-
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gung gegenüber dem Endkunden unterworfen sind, bestrebt, wenig lukrative und 

schlechtgängige Bauteile frühzeitig, oftmals sogar schon vor dem End of Production 

(EOP) des Primärprodukts, abzukündigen. 

Spätestens ab dem EOP, also dem Ende der Serienfertigung einer entsprechenden 

Bauteilvariante, erhöhen divergierende Produktlebenszyklen damit auf jeder Wert-

schöpfungsstufe das Risiko,  

 mit einer nicht ausreichenden Menge an funktional geeigneten und fehlerfrei funk-

tionierenden Bauteilvarianten (Einzelteile, Baugruppen) termingerecht versorgt 

werden zu können bzw. eine Über- und/oder Unterdeckung bei Fremdbezug zu 

erhalten,  

 „große“ Mengen abgekündigter Bauteile auf unterschiedlichen Vorferti-

gungsgraden für „lange“ Zeiträume im eigenen Lager vorhalten zu müssen sowie  

 im Reparaturfall funktional abhängige (über- oder untergeordnet), aber nicht 

defekte Teile ebenfalls austauschen lassen zu müssen (übergeordneter Baugruppen- 

anstatt Einzelteiltausch aufgrund funktionaler und/oder montagetechnischer 

Inkompatibilität).  

Ferner kann dies auch bedeuten, dass Hersteller und Lieferanten ihren Kunden zum 

Zeitpunkt der Auftragserfüllung nicht realisierbare und lediglich auf Vergangenheits-

werten errechnete Standarddurchlaufzeiten versprechen, um entsprechende Kunden-

aufträge noch vor der Konkurrenz zu erhalten, oder lediglich aufbereitete oder Ident-

bauteile anbieten, allerdings zum Preis von Originalbauteilen (adaptiert aus Kilger und 

Meyr 2010, S. 207-208). 

 

Abb. 19 Lebenszyklusmodell – Ersatzteilmanagement-Perspektive (Bothe 2003, S. 35) 
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Abhängig von der Produktlebenszyklusphase eines einzelnen Bauteils arbeiten Her-

steller ferner mit unterschiedlichen Entkopplungspunkten, welche die Verfügbarkeit 

spezifischer Bauteile weiter einschränken. Der Entkopplungspunkt (engl. customer 

order decoupling point; order penetration point) ist ein gedankliches Konstrukt, an 

welchem in Beschaffungsketten zwei logistische Steuerkreise aufeinandertreffen: An-

gelehnt an die Fertigungsprinzipien „Make-to-stock“, „Make-to-order“ und „Engineer-

to-order“ trifft an diesem Punkt die kundenanonyme Vorratsproduktion auf die durch 

einen spezifischen Kundenauftrag ausgelöste Auftragsfertigung. Physisch betrachtet, 

beschreibt der Entkopplungspunkt damit die Wertschöpfungsstufe bzw. das Lager ei-

ner Beschaffungskette, in welchem Fremdbezugsgüter noch ohne Auftragsbezug be-

vorratet werden. Im Hinblick auf die Auftragsabwicklung bedeutet dies, dass der Ent-

kopplungspunkt in Beschaffungsketten den Punkt beschreibt, bis zu welchem „speku-

lative“ Lagerbestände gehalten werden müssen. Bis zum Entkopplungspunkt wird der 

Leistungsfluss durch Prognoseinformationen angetrieben (push); ab dem Entkopp-

lungspunkt wird der Leistungsfluss durch Kundenaufträge angezogen (pull) (Corsten 

und Gössinger 2008, S. 111-115; Piller 2006, S. 201-203). 

Handelte es sich bei dem Entkopplungspunkt vormals um einen stabilen Bezugs-

punkt innerhalb einer Beschaffungskette, erfährt dieser in neuerer Zeit, bedingt durch 

die ausdifferenzierte Präferenzstruktur auf Nachfragerseite, eine Variabilisierung so-

wie tendenziell eine generelle Verschiebung in „die Tiefe der Beschaffungskette“ 

(Dietrich 2007, S. 3). Diese Verschiebung ist gleichbedeutend mit einer zunehmenden 

Beschaffung spezifischer Fremdbezugsgüter bzw. einem insgesamt ansteigenden Pla-

nungs- und Steuerungsaufwand. 

 

Abb. 20 Beispiele auftragsspezifischer Entkopplungspunkte 
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2.2.2.3 Prozess- und Ressourceninterdependenzen  

Werden die zuvor beschriebenen Probleme als Ursachen von Synchronisationsde-

fekten in Beschaffungsketten verstanden, führen diese in ihrer Wirkung zu mehrstufi-

gen sachlogischen und zeitlichen Entscheidungsinterdependenzen. Zwei Akteure gel-

ten dabei als genau dann entscheidungsinterdependent, wenn Entscheidungen bzw. das 

Verhalten des einen Akteurs das Entscheidungsfeld des jeweils anderen Akteurs zielre-

levant verändern und damit Beschaffungsalternativen nur noch „unzureichend“ ab-

grenzbar und/oder bewertbar machen. 

Bei näherer Betrachtung des Interdependenzbegriffs können in der Literatur unter-

schiedliche Interdependenztypen identifiziert werden. In jüngerer Zeit definierten Fre-

se, Graumann und Theuvsen (2012, S. 119) sachlogische Prozess- und Ressourcenin-

terdependenzen wie folgt:  

 Prozessinterdependenzen (also sequenzielle Verknüpfungen von 

Realisationsprozessen) treten in Beschaffungsketten immer genau dann auf, wenn 

Akteure über Leistungsprozesse miteinander verbunden sind. Synonym zu 

Prozessinterdependenzen spricht Lassmann (1992, S. 34-51) von 

Leistungsinterdependenzen. Diese Verbundbeziehungen führen dazu, dass 

Entscheidungen eines im Leistungsprozess zeitlich vorgelagerten Akteurs die 

Planungsprämissen des nachgelagerten Akteurs verändern. Prozessinterdepen-

denzen sind dabei nicht zwingend unidirektional, sondern können auch in Form 

wechselseitiger Interdependenzen auftreten (Gaitanides 2012, S. 197-199). 

 Ressourceninterdependenzen treten in Beschaffungsketten immer genau dann auf, 

wenn autonome und damit in diesem Sinn voneinander unabhängige Akteure 

„knappe“ Ressourcen gemeinsam nutzen. Ob im Einzelfall 

Ressourceninterdependenzen vorliegen, hängt davon ab, ob eine spezifische 

Ressource (Produktionsanlage, Ladungsträger, Lagerplatz etc.) im Rahmen der 

Leistungserstellungsprozesse von beiden eingesetzt werden kann. 

Die zuvor beschriebenen Prozess- und Ressourceninterdependenzen und damit asso-

ziierte Leistungs- und Ressourcentypen weisen jedoch nicht nur eine sachlogische, 

sondern immer auch eine zeitliche Dimension auf. Nach Gaitanides (1983, S. 159-164) 

sind zeitliche Prozess- und Ressourceninterdependenzen im Speziellen disjunkt oder 

konjunkt:  

 Zeitlich disjunkte Prozess- und Ressourceninterdependenzen beschreiben den Fall 

sequenzieller Interdependenz. Die Bearbeitung eines bestimmten Vorgangs bzw. 

die Nutzung einer bestimmten Ressource auf einer bestimmten Stelle muss abge-
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schlossen sein, bevor auf der nachfolgenden Stelle das Ergebnis bzw. die 

Ressource des Vorgangs weiterverwendet oder -verwertet werden kann 

(unmittelbare Input-Output-Beziehung). 

 Eine zeitlich konjunktive Prozess- und Ressourceninterdependenz liegt vor, wenn 

trotz sequenzieller Interdependenz mit der Erfüllung nachgeordneter Vorgänge 

bereits vor vollständigem Abschluss des vorangehenden Vorgangs begonnen 

werden kann. Eine (partiell) parallele Auftragsabwicklung erhöht allerdings den 

Koordinationsaufwand, da die Abstimmung über Entscheidungsprämissen 

teilweise zeitgleich erfolgen muss. Der Erlös aus dem damit potenziell 

verbundenen Zeitgewinn ist daher mit den Kosten des zusätzlichen 

Koordinationsaufwands zu verrechnen. Das Ausmaß der möglichen zeitlichen 

Überschneidung wird allerdings durch funktionale Interdependenzen beschränkt. 

Diese skizzierten sachlogischen und zeitlichen Prozess- und Ressourceninterdepen-

denzen führen dazu, dass Kunden Liefertermine und -bedingungen in auftragspezifi-

schen Beschaffungsketten nicht als gesichert annehmen können, da in der Tiefe der 

Beschaffungskette u. a. diverse frühest- und spätestmögliche bzw. -zulässige Start- 

und Endzeitpunkte sowie Vorgangsdauern aufeinander abgestimmt werden müssen. 

Ferner sind hierbei erforderliche Transport-, Lager- und Umschlagressourcen zu be-

rücksichtigen.  

 

Abb. 21 Ursachen & Wirkung von Synchronisationsdefekten 
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2.3 Flexibilität 

Wie die vorangegangene Analyse aufzeigte, kann zur Synchronisation mechatroni-

scher Beschaffungsketten nicht ohne Weiteres auf dieselben Synchronisationsverfah-

ren bzw. -instrumente zurückgegriffen werden, wie sie in „stabilen“ Beschaffungsket-

ten Verwendung finden. Die Grundannahmen des Supply Chain Monitoring, Efficient 

Consumer Response (ECR), Collaborative Planning, Forecasting and Replenishment 

(CPFR) und Supply Chain Event Management (SCEM) werden in den Eigenschaften 

auftragsspezifischer Beschaffungsketten nicht erfüllt. Damit erfahren Akteure entlang 

auftragsspezifischer Beschaffungsketten unverändert einen Kontrollverlust. Da sich 

die zuvor skizzierten Synchronisationsdefekte kurzfristig lediglich „managen“, nicht 

aber „auflösen“ lassen, wird im Rahmen der Arbeit auf eine Flexibilisierung der Auf-

gaben- und Prozessmodelle unter Verwendung spezifischer Technologien ausgewi-

chen. 

Im Weiteren erfolgt zu diesem Zweck zunächst eine Exegese des Konstrukts „Flexi-

bilität“. Die Exegese beinhaltet unterschiedliche Konzeptualisierungen und Bewer-

tungsansätze von Flexibilität. Die Exegese ist erforderlich, da die Vielzahl an State-of-

the-Art-Beiträgen (z. B. More und Babu 2009, S. 29-65; Stevenson und Spring 2007, 

S. 685-713; Voigt und Schorr 2007a, S. 42-48; Voigt und Schorr 2007b, S. 600-605; 

Kaluza und Blecker 2005, S. 1-25) verdeutlicht, dass sich bis zum heutigen Tag noch 

keine konsistente Flexibilitätstheorie entwickelt hat. Im Anschluss hieran erfolgt eine 

Bezugsrahmenauswahl zur Deduktion und Konzeptualisierung flexibler Beschaffungs-

ketten. 

2.3.1 Konzeptualisierungen  

2.3.1.1 Interpretationen ausgewählter Theorien 

2.3.1.1.1 Entscheidungstheorie 

Bis in die 1970er-Jahre wurde Flexibilität insbesondere im Kontext entscheidungs-

theoretischer Fragestellungen diskutiert (Pibernick 2001, S. 10-11). Bedeutsame Ar-

beiten zu einem entscheidungstheoretischen Flexibilitätskonzept stammen u. a. von 

Meffert (1969, 1968), Schneider (1971, 1973), Hax und Laux (1972a, 1972b) oder 

auch Koch (1973). Die Autoren verfolgten die Absicht, Modelle zur Lösung betriebs-

wirtschaftlicher und durch „Unsicherheit“ geprägter Entscheidungsprobleme zu entwi-

ckeln. In der deutschsprachigen Literatur fanden ihre Arbeiten Niederschlag in der 

sogenannten „Flexiblen Planung“. Speziell Jacob (1974a, 1974b, 1974c) kommt in 
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diesem Zusammenhang das Verdienst zu, eine Brücke zwischen der „entscheidungs-

theoretischen“ und „produktions- und kostentheoretischen“ Flexibilität geschlagen zu 

haben. Das von Jacob entwickelte Modell erlaubte eine Beurteilung des Flexibilitäts-

potenzials von Produktionsanlagen basierend auf der Flexiblen Planung und damit, 

wie bis dato üblich, entkoppelt von unterschiedlichen Beschäftigungssituationen.  

2.3.1.1.2 Produktionstheorie 

In den 1980er- und 1990er-Jahren standen insbesondere Flexibilitätsbedarfe 

und -potenziale von Produktionssystemen im Mittelpunkt der Arbeiten (Pibernick 

2001, S. 11-13). Die Überlegungen zum Konzept der Flexibilität in der Produkti-

onstheorie firmieren dabei auch häufig unter dem Schlagwort des „Flexiblen Ferti-

gungssystems“. Die eingehende Auseinandersetzung mit der Flexibilität von Ferti-

gungssystemen hat zu einer Vielzahl an Flexibilitätsarten geführt, die auf verschiedene 

Weise Einfluss auf das Flexibilitätspotenzial von Fertigungssystemen nehmen (u. a. 

Sethi und Sethi 1990, S. 296-315; Reichwald und Behrbohm 1983, S. 842-846; Evers-

heim und Schäfer 1980, S. 234-247). Speziell Adam (1993, S. 15-17) identifizierte in 

diesem Zusammenhang die „technische und ökonomische Flexibilität“ sowie „Be-

stands- und Entwicklungsflexibilität“ als unterschiedliche Flexibilitätsdimensionen: 

 Technische und ökonomische Flexibilität: Als technische Flexibilität bezeichnet 

Adam (1993, S. 15) die Fähigkeit eines Fertigungssystems, Fertigungsmengen 

und -qualitäten anpassen zu können, sofern sich am Absatzmarkt ein verändertes 

Bedarfsspektrum abzeichnet. Das Flexibilitätspotenzial beschreibt in diesem Fall 

das Ausmaß der Reaktionsmöglichkeiten des Fertigungssystems auf die 

Bedarfsveränderungen. Unter ökonomischer Flexibilität werden die erforderlichen 

Veränderungen des Zeit- oder Produktionsfaktorenbedarfs für die technische 

Anpassung und die darauf zurückgehenden Zielwirkungen (Kosten-, 

Gewinnänderung) verstanden. Die ökonomische Flexibilität bemisst sich in Form 

der relativen Kostenveränderung (prozentuale Veränderung der Stückkosten bei 

einer bestimmten prozentualen Änderung der Produktionsmenge). Eine hohe 

Flexibilität ist erreicht, wenn die Kosten nur schwach auf Veränderungen der 

Menge reagieren. 

 Bestands- und Entwicklungsflexibilität: Im Fall der Bestandsflexibilität besitzt das 

Produktionssystem ein gegebenes Flexibilitätspotenzial und kann sich im Rahmen 

dieses Potenzials an Veränderungen der (Absatz-)Märkte anpassen. Das 

Flexibilitätspotenzial ist in diesem Falle eine feststehende, nach der Beschaffung 

des Produktionssystems nicht mehr veränderbare Größe. Das Flexibilitätspotenzial 
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kann nachträglich nur durch Nachrüstungen noch verändert werden, z. B. mittels 

rüstzeitsparender Vorrichtungen. Mit Blick speziell auf die Bestandsflexibilität 

identifizierte Adam (1993, S. 16) die Mengenflexibilität, Universalität im Einsatz, 

Anpassungsgeschwindigkeit, Durchlauffreizügigkeit, Störanfälligkeit und 

Substitutionsflexibilität. 

2.3.1.1.3 Organisationstheorie 

Dem Konzept der Flexibilität widmet sich die Organisationstheorie bereits seit Mitte 

der 1960er-Jahre (Pibernick 2001, S. 14). In der Organisationstheorie wird Flexibilität 

als eine Fähigkeit verstanden, Aufbau- und Ablaufstrukturen an veränderte Um-

weltbedingungen anpassen zu können bzw. gegebene Umweltbedingungen im Eigen-

interesse besser ausnutzen zu können (Kieser 1969, S. 273, aber auch in Anlehnung an 

Kirn 2006, S. 56). Die Aufbau- und Ablaufstrukturen umfassen beispielsweise Rollen, 

Geschäftsprozesse und Workflows der Beschaffung (z. B. Lieferantenauswahl), der 

Produktion (z. B. Produktprogrammdefinition) oder des Absatzes (z. B. Absatzkanal). 

Anpassung bedeutet in diesem Zusammenhang, dass aus einer Menge gegebener Or-

ganisationsalternativen (synonym: Aktionenräume) ausgewählt werden kann (Kirn 

2006, S. 56). Die Fähigkeit einer Organisation, ihre Organisationsstruktur an veränder-

te Umweltbedingungen anpassen zu können, wurde von Schanz (1994, S. 64-67) auch 

als strukturelle organisationale Flexibilität bezeichnet. 

In diesem Zusammenhang sei ferner noch auf das sogenannte „Organizational 

Slack“ hingewiesen. Das „Organizational Slack“ beschreibt die zur Erreichung eines 

notwendigen Flexibilitätspotenzials zusätzlich erforderlichen Organisationsressourcen 

bzw. „Organisationsreserven“, welche über eine notwendige „Minimalorganisation“ 

hinausgehen (Reese 1991, S. 379). Heutzutage wird eine solche Minimalorganisation 

auch oftmals mit dem Schlagwort „lean“ in Verbindung gebracht. Die „Organisations-

reserven“, welche im Fall veränderter Umweltbedingungen (z. B. kurzfristig veränder-

te Kundenanforderungen) für eine Anpassung genutzt werden, sind notwendig, um die 

Stabilität der Aufbau- und Ablauforganisation zu gewährleisten, reduzieren aber 

gleichzeitig die ökonomische Effizienz.  

2.3.1.2 Bewertungsansätze 

Zur Flexibilitätsmessung haben sich bis heute unterschiedliche Messverfahren ent-

wickelt. Neben der Messung auf Basis von (1) Kennzahlensystemen und (2) options-

basierten Ansätzen erfolgt Flexibilitätsmessung insbesondere unter Rückgriff auf (3) 

die Menge möglicher Handlungsalternativen bzw. -strategien, die einem Entschei-
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dungsträger in einer jeweiligen Situation zur Verfügung stehen, sowie (4) auf Basis 

von erreichbaren Zielwerten bzw. angestrebten Ergebnissen. 

2.3.1.2.1 Kennzahlensysteme 

Bei der Messung der Flexibilität mithilfe von Indikatoren werden Kennzahlensyste-

me formuliert, die einen Rückschluss auf das einem System zugrunde liegende Flexi-

bilitätspotenzial zulassen sollen (Pibernick 2001, S. 93-98). Einen detaillierten produk-

tionsspezifischen Ansatz liefert hierzu beispielsweise Ost (1995, S. 153-158). Sein 

Beitrag unterteilt das einem System immanente Flexibilitätspotenzial in einem ersten 

Schritt entlang der Dimension „Zeit“ in eine langfristige und kurzfristige Flexibilität. 

Diesen beiden Flexibilitätstypen ordnet der Autor Subtypen von Flexibilität zu (Stö-

rungsflexibilität, Einsatzflexibilität, Mengenflexibilität, Umbauflexibilität, Integrati-

onsflexibilität) und operationalisiert diese mit Determinanten (z. B. Kompensationsfä-

higkeit) und Kennzahlen. Auf diese Weise entwickelt der Autor ein System aus 33 

Kennzahlen.  

Einen weiteren detaillierten Ansatz zur Messung der Flexibilität von Unternehmen 

stellt Pauli (1987, S. 98-123) vor. Im Einzelnen definiert der Beitrag drei Flexibilitäts-

typen: Produktflexibilität, Leistungsflexibilität und Versorgungsflexibilität. 

 Die Produktflexibilität bezieht sich auf die art- und mengenmäßige 

Sortimentsstruktur und beschreibt, inwieweit das Sortiment bzw. die erbrachten 

Leistungen die bestehenden (Absatz-) Marktbedarfe befriedigen. 

 Die Leistungsflexibilität bezieht sich auf die eigene Leistungserstellung und 

beschreibt, inwieweit die erbrachten Leistungen hinsichtlich der (Absatz-) 

Marktbedarfe verändert werden können. 

 Die Versorgungsflexibilität bezieht sich auf die Bereitstellung der für die 

Leistungserstellung benötigten Fremdbezugsgüter und beschreibt, inwieweit ein 

Akteur Änderungen und Schwankungen des Angebots von Produktionsfaktoren 

kompensieren kann. 

Für die Messung jener Flexibilitäten definierte Pauli insgesamt 37 Kennzahlen. Wei-

tere Ansätze zur Messung von Flexibilität unter Verwendung von Flexibilitätsindikato-

ren finden sich exemplarisch bei Wildemann (1987, S. 71-73), Fischer (1993, S. 284-

286) oder auch Kaluza (1995, S. 14-16). 
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2.3.1.2.2 Realoptionen 

Einen weiteren Ansatz zur Bewertung der Flexibilität von Systemen haben die An-

sätze, die Aktionsräume als Realoptionen interpretieren und bewerten (Pibernick 2001, 

S. 117-138). Das Konzept der Realoption entstammt der Finanzwissenschaft. Eine Fi-

nanzoption gewährt ihrem Inhaber das Recht, eine bestimmte Menge eines bestimmten 

Finanztitels zu einem in der Zukunft liegenden Zeitpunkt oder innerhalb einer be-

stimmten Frist zu einem im Voraus festgelegten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen. 

Für dieses Recht zahlt der Optionskäufer dem Verkäufer einen sogenannten Options-

preis. Mit dem Realoptionenansatz wird die finanzwirtschaftliche Interpretation von 

Flexibilität auf den Leistungsbereich von Akteuren übertragen. Sick (2007) definiert 

eine Realoption als „... the flexibility a manager has for making decisions about real 

assets. These decisions can involve adaption, abandonment, exchange of one asset for 

another or modification of the operating characteristics of an existing asset“. Für den 

Realoptionenansatz ist demnach charakteristisch, dass Aktionsräume im Leistungsbe-

reich eines Akteurs als (reale) Optionen mit vergleichbaren Merkmalen wie Finanzop-

tionen interpretiert werden und sich daher auch mit den für Finanzoptionen entwickel-

ten Methoden bewerten lassen. Eine Übersicht zum Einsatz von Realoptionen in Wert-

schöpfungssystemen findet sich beispielsweise bei Cohen und Huchzenmeier (1999, S. 

688-691) oder auch Huchzenmeier und Cohen (1996, S. 101). 

2.3.1.2.3 Zulässige Strategien 

Wesentliche Ansätze zur Messung der Flexibilität anhand zulässiger Strategien wur-

den schon früh von Mandelbaum und Buzacott (1990, S. 17-27), Lasserre und Roubel-

lat (1985, S. 447-452), Mahlmann (1976) oder auch Marschak und Nelson (1962, S. 

42-58) formuliert (Pibernick 2001, S. 98-102).  

Mandelbaum und Buzacott entwickelten ein Flexibilitätsmaß basierend auf einem 

zweiperiodigen dynamischen Entscheidungsproblem. Als Flexibilitätsmaß wählen die 

Autoren die Mächtigkeit bzw. Potenzmenge der nach einer Aktion zum Zeitpunkt t1 

noch verbleibenden Aktionenmenge zum Zeitpunkt t2 als Maß für die Flexibilität. Auf 

ähnliche Weise definieren Marschak und Nelson ein ordinales Flexibilitätsmaß. 

Mahlmann entwickelte ein Maß für die Flexibilität von Planungsverfahren. Der Autor 

schlägt vor, die Anpassungsfähigkeit der Planung anhand zweier Indizes zu bewerten: 

Index 1 zur Beschreibung der für die Anpassungen verfügbaren Planungskapazitäten 

und Index 2 zur Beschreibung des zukünftigen Handlungsspielraums aufgrund der be-

reits realisierten bzw. der zu realisierenden Aktionen.  
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2.3.1.2.4 Realisierte Zielwerte 

Da die zuvor beschriebenen Ansätze das Zielsystem eines Entscheidungsträgers 

nicht explizit berücksichtigen, haben sich zuletzt noch Flexibilitätsmessverfahren ba-

sierend auf realisierten Zielwerten etabliert, denn: Flexibilität stellt immer eine zielge-

richtete Reaktion auf eine interne oder externe Veränderung/Störung dar. 

Die in diesem Abschnitt vorgestellten Ansätze zeichnen sich dadurch aus, dass sie 

die Flexibilität eines Systems anhand ihrer Auswirkungen auf die mit dem System rea-

lisierten Ziele messen. Die wesentlichen Ansätze zur Messung der Flexibilität anhand 

der realisierten Zielwerte sind u. a. bei Schneeweiß und Kühn (1990, S. 378-395), Ja-

cob (1974a, 1974b, 1974c) oder Hanssmann (1993) zu finden (Pibernick 2001, S. 102-

117).  

Den Ansätzen liegt folgende, gemeinsame Überlegung zugrunde: Es seien a
0
 und a

+
 

zwei verschiedene Aktionen, mit denen jeweils ein bestimmtes Flexibilitätspotenzial 

aufgebaut werden kann. Das durch die Aktion a
0
 aufgebaute Flexibilitätspotenzial ver-

leiht dem System keine zusätzliche Flexibilität. Das durch a
+
 aufgebaute Flexibilitäts-

potenzial verleiht dem System „optimale“ Flexibilität. Mit z(a
0
) bzw. z(a

+
) seien die 

mit dem System realisierten Zielwerte in Abhängigkeit der Aktionen a
0
 bzw. a

+
 be-

zeichnet. In der Literatur existieren jedoch unterschiedliche Auffassungen darüber, 

was unter einem inflexiblen System bzw. einem System, das keine zusätzliche Flexibi-

lität besitzt, zu verstehen ist. Für den Fall der optimalen Flexibilität wird im Allgemei-

nen ein sog. „prophetisches System“ angenommen, für das der Entscheidungsträger ex 

ante vollständige Informationen bezüglich der stochastischen Einflussgrößen besitzt. 

Somit wird zu Beginn des Planungszeitraumes durch die Aktion a+ ein – hinsichtlich 

des angestrebten Ziels bzw. Ergebnisses – optimales Flexibilitätspotenzial aufgebaut. 

Ein Maß für die Flexibilität eines Systems, das über ein durch die Aktion a’ instal-

liertes Flexibilitätspotenzial verfügt, wird wie folgt definiert:  

 (  )  
 (  )   (  )

 (  )   (  )
 

F(a’), mit z(a
+
) – z(a

0
) > 0, stellt ein auf das Intervall [0,1] normiertes Flexibilitäts-

maß auf der Basis der mit dem System realisierten Zielwerte dar. 

Diese Überlegung liegt insbesondere den von Hanssmann (1993) sowie Schneeweiß 

und Kühn (1990) entwickelten Ansätzen zugrunde, die gemeinsam mit dem bereits 

angesprochenen Ansatz von Jacob maßgeblich zur Entwicklung der Flexibilitätsmes-

sung auf der Basis der realisierten Zielwerte beigetragen haben. Der Ansatz Schnee-

weiß und Kühn wurde initial von Kühn (1989) veröffentlicht; der gemeinsame Beitrag 
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wurde später von Schneeweiß (1996, 1999) sowie Schneeweiß und Schneider (1999) 

weiterentwickelt.  

2.3.2 Bezugsrahmen zur Ableitung flexibler Beschaffungsketten 

In Ermangelung eines etablierten Flexibilitätsbegriffs für Beschaffungsketten wird 

im Folgenden ein eigener Ansatz zur Konzeptualisierung flexibler Beschaffungsketten 

entwickelt. Zu diesem Zweck erfolgt zunächst die Auswahl eines geeigneten Theo-

riebezugsrahmens zur Beschreibung und Erklärung von Beschaffungsketten. Innerhalb 

des Bezugsrahmens erfolgt anschließend eine Arbeitsdefinition flexibler Beschaf-

fungsketten.  

Im Weiteren gelten insbesondere solche Theoriebezugsrahmen als geeignet, welche 

folgenden Anforderungen genügen (in Anlehnung Backhaus et al. 2010, S. 6-8; Göbel 

2002, S. 30): 

Anforderung #1 

Ein geeigneter Theoriebezugsrahmen berücksichtigt, dass Entscheidungen in Be-

schaffungsketten interdependent sind und einen Prozesscharakter aufweisen (z. B. 

in Phasen wie Anregungen, Alternativenauswahl, Realisation und Kontrolle). Die 

Interdependenz-Forderung macht deutlich, dass ein geeigneter Theoriebezugsrah-

men explizite Synchronisationsinstrumente zur Verfügung stellen muss, mithilfe 

derer Synchronisation effizient „organisiert“ werden kann. 

Anforderung #2 

Ein geeigneter Theoriebezugsrahmen berücksichtigt, dass mit der Synchronisation 

von Beschaffungsketten Informationsbeschaffungskosten verbundenen sind. Die 

Eignung derartiger Theoriebezugsrahmen ist darauf zurückzuführen, dass Fremd-

bezugsgüter in mechatronischen Beschaffungsketten nicht als homogen ange-

nommen werden können, sondern spezifisch sind: Fremdbezugsgüter sind auf-

grund sachlicher, zeitlicher aber auch räumlicher Präferenzen kundenauftragsspe-

zifisch und damit nicht kostenlos substituierbar. Die Höhe der Informationsbe-

schaffungskosten beschreibt dabei die Höhe des Synchronisationsaufwands
5
.  

  

                                              

5
 Entscheidungen werden aber nur so lange mit zusätzlichen Informationen unterlegt, als die weitergehende 

Informationsbeschaffung weniger kostet, als sie an Entscheidungsverbesserungen einbringt. 



68 

Anforderung #3 

Es gelten solche Theoriebezugsrahmen als geeignet, welche hinsichtlich der Ak-

teure von der „klassischen“ Homo-Oeconomicus-Annahme Abstand nehmen und 

explizit das Konzept der „begrenzten Rationalität“ und des „Opportunismus“ nut-

zen. Ein geeigneter Bezugsrahmen geht somit davon aus, dass die Informations-

verarbeitungskapazitäten des einzelnen Akteurs begrenzt sind und diese Kapazitä-

ten auf nur unvollständigen (u. a. weil asymmetrisch verteilten) Informationen 

„operieren“ können, mit der Folge eines entsprechenden Beschaffungsrisikos. 

2.3.2.1 Einordnung 

Unter Berücksichtigung dieser Anforderungen wird für die weitere Analyse im Spe-

ziellen die Neue Institutionenökonomie herangezogen.  

Erkenntnisobjekt der Neuen Institutionenökonomik sind Institutionen (Richter und 

Furubotn 2003, S. 7-10). Institutionen konstituieren ein Regelsystem zur Koordination 

einzelner Akteure oder Akteursgruppen (nach innen wie nach außen) und normieren,  

1. welche Handlungen welchen Akteuren erlaubt bzw. verboten sind,  

2. welche Akteure berechtigt sind, das Regelsystem zu ändern, bzw. wie ein hierfür 

erforderlicher Veränderungsprozess auszusehen hat sowie  

3. zu welchen Folgen Regelverstöße führen bzw. auf welche Weise diese negativ 

sanktioniert werden können.  

Die Neue Institutionenökonomik untersucht Institutionen dabei aus vier Blickwin-

keln (in Anlehnung an Erlei, Leschke Sauerland 2007, S. 40-43). Die Verfassungsöko-

nomie diskutiert Institutionen auf gesamtgesellschaftlicher, verfassungsrechtlicher 

Ebene und versucht unter anderem zu erklären, (1) weshalb und wie es zur Bildung 

von Staaten und/oder gesetzlichen Bestimmungen kommt und (2) wie diese Regeln auf 

die Präferenzstruktur der einzelnen Gesellschaftsmitglieder wirken. Abgeleitet aus den 

Verfassungsregeln bzw. den Grundregeln, nach denen ein Staat funktioniert, sind die 

Verfügungsrechte des Einzelnen, das Erkenntnisobjekt der Verfügungsrechtetheorie. 

Diese befasst sich mit der Ausgestaltung und effizienten Verteilung spezifischer Ver-

fügungsrechte. Im Rahmen der Prinzipal-Agent-Theorie und Transaktionskostentheo-

rie wird zuletzt das Handeln einzelner Akteure untersucht. Im Speziellen wird analy-

siert, auf welche Weise sich, unter einer vorgegebenen Verfügungsrechtestruktur und 

weiteren theoriespezifischen Grundannahmen, Transaktions- bzw. Agenturkosten bei 

der Übertragung von Verfügungsrechten zwischen Akteuren verändern. Da die einzel-

nen Bezugsrahmen auf teils ähnlichen Grundkonstrukten und Annahmen beruhen, 
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werden diese initial im Rahmen der Vorstellung der Prinzipal-Agent-Theorie detail-

liert beschrieben. Im Verlauf der Vorstellung der Transaktionskostentheorie und Ver-

fügungsrechtetheorie wird dann bei Bedarf hierauf verwiesen. Auf eine Beschreibung 

der Verfassungsökonomik wird nachfolgend verzichtet. 

 

Abb. 22 Perspektiven der Neuen Institutionenökonomie 

2.3.2.1.1 Prinzipal-Agent-Theorie 

Erkenntnisobjekt & Erkenntnisinteresse  

Im Rahmen der Prinzipal-Agent-Theorie werden Institutionen als Verträge über 

Leistungsbeziehungen zwischen einem Auftraggeber (Prinzipal) und Auftragnehmer 

(Agent) definiert (in Anlehnung an Kieser und Walgenbach 2010, S. 46-48; Ebers und 

Gotsch 2006, S. 258-276, Müller 2005, S. 72-74).  

Charakteristisch für Prinzipal-Agent-Beziehungen ist die Interaktion, im Rahmen 

derer ein Prinzipal einen Agenten mit der Lösung eines Problems beauftragt. Hierbei 

erhofft sich der Prinzipal, von den spezifischen Kompetenzen bzw. „Produktionstech-
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nologien“ des Agenten zu profitieren
6
 und/oder Nutzen aus dessen zusätzlich entschei-

dungsrelevanten Informationen generieren zu können (Kräkel 2012, S. 117-121). Letz-

teres gilt allerdings nur unter der Nebenbedingung, dass die Informationsübertragung 

auf den Prinzipal dort zu prohibitiv hohen Kommunikationskosten führt und/oder der 

Prinzipal bei konsequenter Umsetzung des Revelationsprinzips und bei nur begrenzten 

Ressourcen überlastet ist. 

Die Leistungsbeziehung, also die Pflichten (Leistungspflichten, Zahlungsmodalitä-

ten, Sanktionen bei nicht vertragskonformen Handlungen) zu Leistung und Gegenleis-

tung werden in durch Dritte (z. B. Gerichte) verifizierbaren Verträgen dokumentiert. 

Im Kontext der vorliegenden Arbeit wird hierbei davon ausgegangen, dass Verträge 

grundsätzlich unvollständig sind. Die Eigenschaft „unvollständig“ meint in diesem 

Zusammenhang, dass nach Vertragsabschluss grundsätzlich unendlich viele Umwelt-

zustände eintreten können, weswegen vor Vertragsabschluss nicht sämtliche Vertrags-

pflichten von Prinzipal und Agent explizit modelliert werden können: Zum einen 

scheitert die Berücksichtigung aller Vertragspflichten an den damit verbundenen Ver-

tragskosten für die Informationsbeschaffung. Zum anderen ist es den Akteuren auf-

grund kognitiver Restriktionen nicht möglich, sämtliche Eventualitäten, die im Rah-

men der Vertragsbeziehung bedeutsam sein könnten, bereits beim Vertragsabschluss 

zu antizipieren und in den Vertrag mit aufzunehmen (Müller 2005, S. 64; Richter 

1994, S. 16-22). 

Abhängig davon, ob im Einzelfall der normativen oder deskriptiven Prinzipal-

Agent-Theorie gefolgt wird, verfolgt die Theorie unterschiedliche Erkenntnisinteres-

sen (Eisenhardt 1989, S. 57-74). Die normative Prinzipal-Agent-Theorie widmet sich 

einer „optimalen“ Vertragsgestaltung und abstrahiert dabei weitgehend empirische 

Randbedingungen, unter denen Verträge geschlossen bzw. erfüllt werden. Sie ist typi-

scherweise stark mathematisch geprägt und gibt vornehmlich Gestaltungsempfehlun-

gen hinsichtlich der effizientesten Vertragsform zwischen Prinzipal und Agent. Das 

Ziel ist dabei, eine Entlohnungsfunktion zu finden, bei welcher sowohl der Nutzen des 

Prinzipals als auch der des Agenten maximiert wird. Demgegenüber weist die deskrip-

tive Prinzipal-Agent-Theorie einen stärker empirischen Charakter auf und schließt 

thematisch an die Theorie der Unternehmung und die Organisationsanalyse an. Die 

deskriptive Prinzipal-Agent-Theorie wird als derjenige Zweig der Theorie angesehen, 

der sich überwiegend natürlich-sprachlich mit der Beschreibung und Erklärung be-

                                              

6
 Spezialisierung bedingt komparative Kostenvorteile gegenüber dem Prinzipal; dazu zählt ebenfalls, dass der 

Prinzipal zu einem gegebenen Zeitpunkt ggf. über keine ausreichend eigenen Ressourcen verfügt, um ein 

Problem innerhalb einer definierten Zeitspanne selbst zu lösen. 
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obachteter Leistungsbeziehungen befasst. Die deskriptive Prinzipal-Agent-Theorie 

beurteilt die Vorteilhaftigkeit alternativer Verträge anhand der damit verbundenen 

Agenturkosten. Unter Agenturkosten werden all diejenigen Kosten verstanden, die 

sich aufgrund des Abweichens (First-best-Lösung zu Second-best-Lösung) von einem 

fiktiven Idealzustand – einer Welt kostenloser Informationen – ohne Interessenskon-

flikt, ohne Unsicherheit und ohne Informationsasymmetrie zwischen Prinzipal und 

Agent ergeben würden. Agenturkosten setzen sich aus folgenden Kostenarten zusam-

men (Ebers und Gotsch 2006, S. 262): 

 Vereinbarungskosten: Kosten der Maßnahmen des Prinzipals, die im Rahmen der 

Aushandlung und Gestaltung von Verträgen anfallen. 

 Steuerungs- und Kontrollkosten: Kosten der Maßnahmen des Prinzipals, die zu 

einem gesteigerten Leistungsverhalten des Agenten führen sollen (z. B. Kosten für 

die Kontrolle der Auftragsdurchführung). 

 Residualkosten: Wohlfahrtsverluste des Prinzipals infolge einer 

Leistungserstellung durch den Agenten, welche das mögliche Nutzenmaximum des 

Prinzipals verfehlt. 

 Garantiekosten: Kosten der Maßnahmen des Agenten, die aus seinem 

Garantieversprechen, nicht gegen die Interessen des Prinzipals zu handeln, 

resultieren (z. B. Kosten aus Schadensersatzverpflichtungen). 

Die größtmögliche Effizienz einer Prinzipal-Agent-Vertragsgestaltung ist immer ge-

nau dann gegeben, wenn eine pareto-optimale Lösung erreicht wurde. Dies ist der Fall, 

wenn die Summe der Agenturkosten gleich null ist. Dabei handelt es sich jedoch um 

einen rein fiktiven Wert, da zwischen den einzelnen Agenturkosten Wechselwirkungen 

existieren: Der in Kauf zu nehmende Residualverlust lässt sich z. B. durch verstärkte 

Überwachungs- und Kontrollaufwendungen einschränken, während diese wiederum 

durch Garantieleistungen und glaubwürdige Verpflichtungen des Agenten reduziert 

werden können (Ebers und Gotsch 2006, S. 262-263). 

Grundkonstrukte, Annahmen und zentrale Aussagen  

Die Prinzipal-Agent-Theorie nimmt an, dass das Handeln von Prinzipal und Agent 

durch ihre jeweiligen spezifischen, divergierenden Interessen bestimmt ist („Interes-

senkonflikt“) und beide Akteure jeweils begrenzt rational, nutzenmaximierend und 

opportunistisch handeln. Dementsprechend nutzen Agenten die zwischen Prinzipal 

und Agent real existierenden Informationsasymmetrien zum Nachteil des Prinzipals 

aus, was als Folge „Agenturkonflikte“ erwarten lässt. Obwohl eine asymmetrische In-

formationsverteilung einerseits als Zeichen von Arbeitsteilung und Spezialisierung 
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gedeutet werden und damit durchaus gewünscht sein kann, birgt eine Informati-

onsasymmetrie in Zusammenhang mit Interessenskonflikten aber gleichzeitig die Ge-

fahr der systematischen Ausnutzung des schlechter informierten Prinzipals durch den 

Agenten.  

(A) Informationsasymmetrien & Vertragsprobleme  

Die Prinzipal-Agent-Theorie unterscheidet vier Typen an Agenturkonflikten, basie-

rend auf den zugrunde liegenden Informationsasymmetrien (fortfolgend in Anlehnung 

an Picot, Dietl und Franck 2008, S. 74-76, Alparslan 2006, S. 21-28 und Ebers und 

Gotsch 2006, S. 263-264): Hidden characteristics, hidden action, hidden information 

und hidden intention. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die einschlägige Prinzipal-

Agent-Literatur uneinheitliche Aussagen hinsichtlich der Anzahl und Ausgestaltung 

von Informationsasymmetrien tätigt. Mitunter findet sich auch eine Gleichsetzung der 

Bezeichnung für Informationsasymmetrien und der hieraus resultierenden Vertrags-

probleme (z. B. Arrow 1985, S. 38: „… I will call the two types of principal agent 

problems hidden action und hidden information, respectively. In the literature they are 

frequently referred to as moral hazard and adverse selection“). Hier wird dieser 

Gleichsetzung nicht gefolgt und strikt zwischen Informationsasymmetrien und hieraus 

resultierenden Vertragsproblemen unterschieden. Denn das alleinige Vorliegen einer 

Informationsasymmetrie ist noch keine hinreichende Bedingung für das Auftreten ei-

nes Vertragsproblems, sondern bedarf zusätzlich noch eines opportunistischen Verhal-

tens seitens des Agenten und einer Divergenz in den jeweiligen Zielvorstellungen. 

1. Hidden Characteristics & Adverse Selection: Hält ein Agent vor Vertragsabschluss 

bewusst für den Prinzipal entscheidungsrelevante Informationen zurück bzw. sig-

nalisiert nur für sich selbst vorteilhafte Informationen, wird dieser Typ Informati-

onsasymmetrie als hidden characteristics bezeichnet. Hidden characteristics bezie-

hen sich beispielsweise auf die tatsächlichen Ziele eines Agenten oder dessen tat-

sächliches Leistungsvermögen (also die Qualität der von ihm angebotenen Leis-

tungen
7
). Da der Prinzipal die Fähigkeiten des Auftragnehmers und damit die Qua-

lität der von ihm angebotenen Leistung erst nach Vertragsabschluss beobachten 

kann, nutzt der Agent seinen Informationsvorsprung bewusst zur Ver-

tragsgestaltung bzw. Wahrung seiner eigenen, nicht aber der Interessen seiner Auf-

traggeber: Die verborgenen Eigenschaften des Agenten führen beim Prinzipal zu 

einer qualitativen Unsicherheit hinsichtlich der zu erwartenden Vertragsleistung. 

                                              

7
 Hierbei handelt es sich um nicht mehr kostenlos veränderbare Leistungseigenschaften. 
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Der Wert des Vertragsgegenstandes ist damit nicht vollständig und objektiv be-

wertbar. Der für die Leistung veranschlagte Preis kann nicht in ausreichendem Ma-

ße die Qualität des Vertragsgegenstands widerspiegeln. Hidden characteristics 

können damit zu dem von Ackerlof (1970) beschriebenen Phänomen der adverse 

selection führen. Adverse selection droht immer dann, wenn aufgrund von Infor-

mationsasymmetrien bei der Preisfindung eine Durchschnittsbildung vorgenommen 

wird, sodass für gute und schlechte Qualität der gleiche Preis gilt. Ursächlich hier-

für ist die bestehende Informationsasymmetrie aufseiten des Prinzipals: Auftragge-

ber können nicht zwischen „guter“ und „schlechter“ Qualität unterscheiden mit der 

Folge, dass sich Anbieter guter Qualität sukzessive vom Markt zurückziehen, da 

sie für ihre höherwertige Leistung keine korrespondierenden Erlöse erzielen kön-

nen. 

2. Hidden Action & Moral Hazard: Hidden Action bezeichnet das opportunistische 

Verhalten des Agenten während der Auftragserfüllung. In diesem Fall wird ange-

nommen, dass der Prinzipal das Leistungspotenzial, den Reservationsnutzen sowie 

das Erwartungsurteil des Agenten hinsichtlich der Umweltunsicherheit (synonym: 

exogene Störgröße) kennt. Verborgen bleiben dem Prinzipal in diesem Fall aber die 

vom Agenten tatsächlich gewählte Verhaltensstrategie sowie das Maß der tatsäch-

lich realisierten Störgröße. Im Gegensatz zu hidden characteristics bleibt dem Prin-

zipal in diesem Fall also das opportunistische Handeln nach Vertragsabschluss ver-

borgen. Das Ausnutzen eines solchen Informationsvorsprungs wird als moral ha-

zard bezeichnet. Der Prinzipal kann von einem für ihn schlechten Ergebnis der 

Auftragsdurchführung nicht auf die Aktion des Agenten als Ursache der geringen 

Ergebnisqualität schließen, weil das schlechte Ergebnis von der Verhaltensstrategie 

des Agenten und der exogenen Störgröße gemeinsam verursacht werden („Zurech-

nungsproblem“). Offen bleibt somit, ob der Agent das für den Prinzipal tatsächlich 

beste Ergebnis erreicht hat oder ob mit einem anderen nicht an die Ziele des Agen-

ten geknüpften Ressourceneinsatz eine Verbesserung möglich gewesen wäre. Im 

Extremfall wird der Agent die Durchführung des Auftrages vollständig einstellen, 

ohne dabei mit Sanktionen seitens des Prinzipals rechnen zu müssen.  

3. Hidden Information & Moral Hazard: Im Fall von hidden information kann der 

Prinzipal zwar die Verhaltensstrategie des Agenten, nicht jedoch die Ausprägung 

der exogenen Störgröße beobachten. Demzufolge ist es dem Prinzipal nicht mög-

lich einzuschätzen, ob sich der Agent im Sinne des Prinzipals eingesetzt hat. Daher 

ist der Prinzipal bei hidden information genauso mit moral hazard konfrontiert wie 

auch im Fall von hidden action.  
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4. Hidden Intention & Holdup: Hidden intention tritt genau dann ein, wenn ein Prin-

zipal irreversible spezifische Investitionen getätigt hat, welche ihn an den Agenten 

binden. Letzterer kann dann durch das Ausnutzen von Vertragsspielräumen (un-

vollständige Verträge) sich in einer Art Raubüberfall (engl. holdup) Vorteile auf 

Kosten des durch Investitionen gebundenen Prinzipals verschaffen. Holdup ist ein 

willentliches Verhalten, welches dem Prinzipal nicht verborgen bleibt und von die-

sem als unfair angesehen wird. Das „Opfer“ des opportunistischen Verhaltens kann 

den Agenten jedoch weder juristisch noch physisch zu einer fairen Gegenleistung 

verpflichten. Der Begriff der Fairness soll verdeutlichen, dass der Prinzipal bei 

holdup ein bestimmtes Verhalten des Agenten erwartet, auch wenn dieses nicht ex-

plizit vereinbart wurde. Es kann sich hierbei auch um implizite Ansprüche handeln. 

Dabei ist es völlig unerheblich, wie diese impliziten Ansprüche zustande kommen 

(ob sie nur auf einer Hoffnung oder üblichen Praktiken beruhen). Das Ziel des 

Prinzipals muss demnach darin bestehen, seine impliziten Ansprüche durchzuset-

zen. Dabei ist es nicht entscheidend, ob der Verhaltensspielraum aus bewusstem 

Opportunismus, ohne vorsätzlichen Willen oder zur Risikoabwälzung erfolgt.  

(B) Lösungsansätze 

Zur Reduzierung von Agenturkonflikten schlägt die Theorie gleichsam eine Reihe 

von Lösungsansätzen vor. Diese tragen entweder dazu bei, die Informationsasymme-

trie zwischen Prinzipal und Agent zu reduzieren oder eine Interessenangleichung zwi-

schen beiden herzustellen. Grundsätzlich denkbar wäre auch, dass der Prinzipal ver-

sucht, die exogene Störgröße zu reduzieren, um nicht länger mit dem Zurechnungs-

problem konfrontiert zu sein. Da sich die Diskussion in der Prinzipal-Agent-Theorie 

aber im Wesentlichen um die Reduzierung der Informationsasymmetrie rankt, wird der 

Aspekt der Umweltunsicherheit im Folgenden nicht weiter beleuchtet (im Weiteren in 

Anlehnung an Picot, Dietl und Franck 2008, S. 77, Alparslan 2006, S. 28-34; Ebers 

und Gotsch 2006, S. 265-266).  

1. Screening: Dieses Verfahren umfasst aufseiten des Prinzipals vor Vertragsab-

schluss sämtliche Aktivitäten, welche zum Ziel haben, genauere Informationen be-

züglich der relevanten Qualitätseigenschaften des Agenten bzw. dessen Leistungen 

zu erlangen. In diesem Fall wird „Screening“ als Informationsbeschaffungsproblem 

verstanden, mit der Herausforderung, aussagekräftige Merkmale zu identifizieren, 

die tatsächlich einen Rückschluss auf die Eigenschaften des Agenten erlauben. Pa-

rallel hierzu kann „Screening“ auch als Self-Selection-Problem beschrieben wer-

den. In diesem Fall nutzt der Prinzipal das opportunistische Verhalten des Agenten 
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zu seinem eigenen Vorteil. Der Prinzipal offeriert seinem Agenten bewusst meh-

rere Vertragsalternativen, aus denen sich der Agent die Vertragsalternative auswäh-

len kann, von der er den maximalen Nutzen für sich erwartet. Ein Agent mit hoher 

Leistungsmotivation wird dabei zu einem Vertrag mit einem „hohen“ variablen 

Entlohnungsanteil tendieren.  

2. Monitoring: Dieses Verfahren umfasst aufseiten des Prinzipals nach Vertragsab-

schluss sämtliche Aktivitäten, welche zum Ziel haben, genauere Informationen be-

züglich der relevanten Qualitätseigenschaften des Agenten bzw. seines Leistungs-

verhaltens zu erlangen. Vergleichbar zum Screening wird Monitoring in diesem 

Fall als Informationsbeschaffungsproblem verstanden, mit der Herausforderung, 

aussagekräftige Merkmale zu identifizieren. Werden Monitoring- bzw. Screening-

Verfahren softwaretechnisch implementiert, können diese als Anwendungssysteme 

interpretiert werden.  

3. Anreizsysteme: Dieses Verfahren umfasst aufseiten des Prinzipals vor und nach 

Vertragsabschluss sämtliche Aktivitäten, welche zum Ziel haben, eine Interessen-

angleichung zwischen Prinzipal und Agent herbeizuführen (z. B. mittels Ergebnis-

beteiligung). Je höher die Beteiligung des Agenten am Auftragsergebnis, desto 

stärker ist für den Agenten der Anreiz, die Interessen des Prinzipals zu berücksich-

tigen. Hierfür werden allerdings verifizierbare Bewertungskriterien benötigt, an-

hand derer der Ergebniserfolg beurteilt werden kann. Dies ist zugleich ein wesent-

liches Defizit dieses Ansatzes, da eine Risikoverschiebung auf den Agenten statt-

findet. Wird die vereinbarte Leistung nicht erbracht, geht dies zulasten des Agen-

ten. Für die Übernahme des Risikos verlangt der Agent jedoch wiederum eine zu-

sätzliche Risikoprämie, wodurch sich das Ergebnis des Prinzipals verschlechtert.  

4. Signalling: Dieses Verfahren umfasst aufseiten des Agenten vor Vertragsabschluss 

sämtliche Aktivitäten, welche zum Ziel haben, genauere Informationen bezüglich 

der relevanten Eigenschaften der angebotenen Leistung zur Verfügung zu stellen. 

Im Gegensatz zum „Screening“ übernimmt beim „Signalling“ der Agent die Initia-

tive und damit die Kosten zur Reduzierung der Informationsasymmetrie. Der Prin-

zipal kann allerdings zunächst nicht davon ausgehen, dass ein Signal Auskunft über 

die tatsächlichen Eigenschaften des Agenten gibt. Noch immer besteht für einen 

Prinzipal die Gefahr, dass ein Agent mit schlechten Eigenschaften einen Agenten 

mit guten Eigenschaften imitiert. Daher sind an Signale bestimmte Anforderungen 

zu stellen, damit das Misstrauen des Prinzipals überwunden wird: (1) Agenten mit 

„guten“ Eigenschaften müssen einen Anreiz bekommen, tatsächlich ein Signal zu 

versenden, (2) muss das Versenden eines Signals für Agenten mit „schlechten“ Ei-

genschaften zu vergleichsweise höheren Kosten führen. 
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2.3.2.1.2 Transaktionskostentheorie 

Erkenntnisobjekt & Erkenntnisinteresse  

Im Rahmen der Transaktionskostentheorie sind Institutionen als Transaktionen defi-

niert. Eine Transaktion wird dabei als Prozess begriffen, welcher die Übertragung ei-

nes Gutes oder Verfügungsrechtes zum Gegenstand hat und in diesem Zusammenhang 

Transaktionskosten bei den beteiligten Transaktionspartnern hervorruft (Williamson 

1989, S. 142). Die Transaktionskostentheorie zielt darauf ab zu bestimmen, welche 

Arten von Transaktionen in vordefinierten institutionellen Arrangements relativ am 

kostengünstigsten sind (Ebers und Gotsch 2006, S. 277). Im Kern leistet die Transak-

tionskostentheorie einen Kostenvergleich unterschiedlicher institutioneller Arrange-

ments.  

Grundkonstrukte, Annahmen und zentrale Aussagen  

Beim Vergleich alternativer institutioneller Formen der Organisation einer Transak-

tion legt die Transaktionskostentheorie als Effizienzkriterium die Summe der jeweils 

anfallenden Transaktionskosten zugrunde. Dabei differenziert sie Transaktionskosten, 

welche vor Vertragsabschluss (ex ante) entstehen, von solchen, welche erst nach Ver-

tragsabschluss (ex post) anfallen (Ebers und Gotsch 2006, S. 278-279).  

Zu Ex-ante-Transaktionskosten zählen: 

 Such- und Informationskosten, welche im Rahmen der Identifizierung und dem 

Vergleich von Leistungen aufseiten des Käufers sowie aufgrund der 

Bekanntmachung von Leistungen aufseiten des Anbieters entstehen. Zu den Such- 

und Informationskosten zählen auch Opportunitätskosten. Letztere ergeben sich für 

einen Käufer u. a. aus der Differenz zwischen dem theoretisch optimalen und dem 

in der zur Verfügung stehenden Zeit gefundenen Angebot. 

 Verhandlungs- und Vertragskosten, welche durch das Initiieren und Regeln der 

Verbindung zwischen den Parteien hervorgerufen werden (Verhandlungs- und 

Entscheidungskosten). Darunter fallen vornehmlich Kosten der 

Konditionsverhandlung (u. a. Preis, Qualität, Menge). 
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Zu Ex-post-Transaktionskosten zählen: 

 Überwachungskosten, welche durch die Überwachung der Einhaltung des Vertrags 

entstehen. Überwachungskosten werden zumeist bewusst in Kauf genommen, um 

die Kosten, die aus opportunistischem Verhalten des Vertragspartners entstehen, zu 

minimieren. 

 Konflikt- und Durchsetzungskosten, die aus den Konflikten über die Interpretation 

und Erfüllung von Vereinbarungen sowie durch den Aufwand für die 

Vertragsdurchsetzung (z. B. mittels Schlichtungsverfahren oder Gerichten) 

entstehen. 

 Anpassungskosten, welche durch notwendige Anpassungen zur Vertragslaufzeit 

entstehen und aufgrund unvorhergesehener Umstände notwendig werden. 

Determiniert werden die Transaktionskosten durch die Humanfaktoren, Umweltfak-

toren sowie die Transaktionsatmosphäre. Diese sollen an dieser Stelle jedoch nicht 

näher beleuchtet werden. Stattdessen wird zusammenfassend auf die detaillierten Dar-

stellungen des Organizational Failure Framework bei Dietrich (2007, S. 83-92) ver-

wiesen. 

Tab. 6 Organizational Failure Framework 

Humanfaktoren Umweltfaktoren Transaktionsatmosphäre 

Begrenzte Rationalität 

Opportunismus 

Risikoneutralität 

Spezifität 

Unsicherheit 

Häufigkeit 

Technologische  

Rahmenbedingungen 

Sozio-kulturelle  

Rahmenbedingungen 

2.3.2.1.3 Verfügungsrechtetheorie 

Erkenntnisobjekt & Erkenntnisinteresse  

Im Rahmen der Verfügungsrechtetheorie werden Institutionen als Verfügungsrechte 

(engl. property rights) an Gütern oder Ressourcen interpretiert. Verfügungsrechte defi-

nieren damit, in welcher Weise deren Inhaber über Ressourcen verfügen können. Die 

Theorie der Verfügungsrechte verfolgt dabei im Wesentlichen zwei Erkenntnisinteres-

sen. Sie analysiert, welche Auswirkungen unterschiedliche Formen der Gestaltung und 

Verteilung von Verfügungsrechten auf das Verhalten einzelner Akteure sowie auf die 

Faktorallokation haben. Zudem versucht die Verfügungsrechtetheorie zu erklären, auf 

welche Weisen sich Verfügungsrechte verteilen und wandeln (Ebers und Gotsch 2006, 

S. 248-253). Zu den Gründern und wesentlichen Vertretern der Verfügungsrechtetheo-

rie zählen beispielsweise Demsetz (1967) oder auch Alchian und Demsetz (1972). 
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Grundkonstrukte, Annahmen und zentrale Aussagen  

Die Theorie der Verfügungsrechte beruht auf dem Konzept des Verfügungsrechts, 

der Annahme nutzenmaximierenden Verhaltens des Einzelnen sowie der damit ver-

bundenen Annahme, dass die Spezifizierung, Übertragung und Durchsetzung von Ver-

fügungsrechten Transaktionskosten verursacht.  

In die Nutzenfunktion des Einzelnen können gleichermaßen materielle (z. B. Güter-

konsum, Einkommen) wie auch immaterielle (z. B. Prestige, Macht) Zielsetzungen 

eingehen. Zur Zielerreichung bedienen sich einzelne Akteure knapper Ressourcen; 

deren Beitrag im Hinblick auf die Nettonutzenmaximierung des Einzelnen wird als 

eindeutig bewertbar angenommen. Darauf aufbauend regeln die in einer definierten 

Rechtsordnung geltenden Verfügungsrechte, welcher Akteur welche Ressourcen 

wann, in welcher Weise und in welchem Maße nutzen kann. Die einem Akteur zu-

stehenden Nutzungsmöglichkeiten hängen dabei sowohl von den besonderen Verfü-

gungsrechten ab, welche der Akteur an der Ressource hält, als auch von den im An-

wendungskontext geltenden übergreifenden Regelungen (z. B. Gesetze). Die Theorie 

differenziert vier Typen von Verfügungsrechten: Das Recht, ein Gut oder eine Res-

source zu nutzen (usus), deren Erträge einzubehalten (usus fructus), ihre Form oder 

Zusammensetzung zu ändern (abusus) sowie alle oder einzelne der vorstehenden Ver-

fügungsrechte auf andere zu übertragen (Übertragungsrecht). Das umfassendste Nut-

zungsrecht hat derjenige, welcher über alle vier Verfügungsrechte an einem Gut oder 

einer Ressource verfügt. Dieser hat dann das Recht, das betreffende Gut oder die be-

treffende Ressource exklusiv zu nutzen bzw. andere von deren Nutzung auszuschlie-

ßen. Der Erwerb sowie die Durchsetzung von Verfügungsrechten sind in der Regel mit 

Transaktionskosten verbunden. 

Wie bereits zuvor kurz erläutert, geht die Verfügungsrechtetheorie davon aus, dass 

bei gegebenen institutionellen Rahmenbedingungen der einzelne Akteur angereizt 

wird, eine Güter- oder Ressourcennutzung zu wählen, welche seinen Nettonutzen ma-

ximiert. Die Verfügungsrechtetheorie postuliert in diesem Zusammenhang folgende 

Thesen: 

 Je umfassender die Verfügungsrechte an einem Gut oder eine Ressource sind, desto 

höher ist der aus der Verfügung über das Gut bzw. die Ressource erzielbare 

Nettonutzen.  

 Je höher die Transaktionskosten für die Bestimmung, Übertragung und 

Durchsetzung von Verfügungsrechten ausfallen, desto geringer ist der aus der 

Verfügung über ein Gut oder eine Ressource erzielbare Nettonutzen.  
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 Der einzelne Akteur ist angereizt, Verfügungsrechtestrukturen zu etablieren, 

welche zu einer Internalisierung externer Effekte beitragen und damit den 

einzelnen Nettonutzen maximieren.  

Unter dem Gesichtspunkt der Allokationseffizienz sollen einem Akteur sämtliche posi-

tiven und negativen Effekte zuwachsen, die sich aus der Nutzung der Verfügungsrech-

te an einem Gut oder einer Ressource ergeben. In diesem Fall kann davon ausgegan-

gen werden, dass der Inhaber eines Verfügungsrechts sämtliche aus der Nutzung des 

Verfügungsrechts erwachsenden Konsequenzen in seine Entscheidungen über die Gü-

ter- bzw. Ressourcennutzung einbezieht. Externe Effekte würden in diesem Fall nicht 

auftreten, d. h. sämtliche Kosten und Nutzen der Ressourcennutzung würden verursa-

chergerecht verteilt und die Ressourcen mit ihrem gesellschaftlich maximalen Nutzen 

eingesetzt werden. Im Gegenzug erhöhen eine Verdünnung von Verfügungsrechten 

und Transaktionskosten die Wahrscheinlichkeit des Auftretens von externen Effekten. 

2.3.2.2 Würdigung 

(A) Prinzipal-Agent-Theorie 

Die Annahmen und Aussagen der Prinzipal-Agent-Theorie haben in der Vergangen-

heit unterschiedliche Kritik erfahren (nachfolgend Ebers und Gotsch 2006, S. 272-276 

und Müller 2005, S. 91-94). Die Kritik richtet sich im Besonderen gegen die grundle-

genden Verhaltensannahmen, speziell das Egoismusprinzip. Egoismus gilt als negative 

Charaktereigenschaft, welche Opportunismus als strategisches Verhalten beinhaltet. 

Unter dieser Annahme wird lediglich eine Extremform menschlichen Verhaltens mo-

delliert. Ein im Gegensatz dazu vollständig altruistisches Verhalten als unteres oder 

oberes Ende auf einer Verhaltensskala wird damit ebenso ausgeschlossen wie jegliche 

Verhaltensannahmen zwischen diesen beiden Enden. Wie eingeschränkt rational und 

opportunistisch sich ein Akteur im Einzelfall verhalten kann, hängt ferner von der 

konkreten Ausgestaltung der einzelnen Institutionen ab, in welcher sich der Akteur 

aufhält. Die Rahmenbedingungen determinieren beispielsweise, wie gut sich ein Ak-

teur über alternative Handlungen informieren kann oder welche Sanktionen er zu be-

fürchten hat, wenn er sich opportunistisch verhält. Ein weiterer wesentlicher Kritik-

punkt besteht in der Annahme, dass opportunistisches Verhalten ausschließlich aufsei-

ten des Agenten unterstellt wird, nicht jedoch aufseiten des Prinzipals angenommen 

wird (Perrow 1986, S. 12). Wird diese Annahme auf Unternehmen oder Beschaffungs-

ketten übertragen, wird die Einseitigkeit des Ansatzes offensichtlich. Soziales Verhal-
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ten im Sinne von z. B. intrinsischer Motivation, Teamgeist oder Solidarität bleibt dem 

Grunde nach unberücksichtigt. 

Die genannten Kritikpunkte haben als Gegenreaktion u. a. zur Entwicklung der so-

genannten Stewardship-Theorie geführt (Velte 2010, S. 285-286). Anders als die Prin-

zipal-Agent-Theorie geht diese Theorie von einem grundsätzlich positiven Menschen-

bild aus und nimmt an, dass Agenten primär nichtfinanzielle Interessen verfolgen und 

demnach vornehmlich an Reputation und Anerkennung interessiert sind. Kritisch zu 

sehen sind jedoch auch hier die restriktiven Annahmen der Stewardship-Theorie: Aus-

schluss des ,,homo oeconomicus“, Vernachlässigung von Interessenkonflikten sowie 

Informationsasymmetrien. In der betrieblichen Praxis wäre damit auch das Vorkom-

men der Stewardship-Theorie in „Reinform“ keinesfalls empirisch nachweisbar. 

(B) Transaktionskostentheorie 

Wie Williamson (1989) selbst anmerkt, bietet die Konzeptualisierung, Operationalisie-

rung und Messung der Variablen der Transaktionskostentheorie noch Raum für Ver-

besserung (entnommen aus Ebers und Gotsch 2006, S. 298-303). Bei der Betrachtung 

der unterstellten Verhaltensannahmen der an Transaktionen beteiligten Akteure wird 

deutlich, dass die Transaktionskostentheorie in diesem Punkt vergleichbare Schwä-

chen wie die Prinzipal-Agent-Theorie aufweist. Es wird bemängelt, dass die Transakti-

onskostentheorie zu „enge“ Verhaltensannahmen zugrunde legt, wenn sie die Motiva-

tionsstruktur der Transaktionspartner auf opportunistisches Streben nach Geld und 

Leistungen reduziert. Ferner wird auch oftmals bemängelt, dass das „Erklärungspoten-

zial“ der Transaktionskostentheorie bisher empirisch noch nicht überprüft worden ist. 

Obwohl einige wenige Untersuchungen existieren, welche einzelne Effizienzargumen-

te der Transaktionskostentheorie stichprobenartig überprüft haben (z. B. Nickerson 

und Silverman 2003, S. 433-465), muss dennoch konstatiert werden, dass bislang kei-

ne Studien identifiziert werden konnten, welche direkt, mittels monetärer Größen, die 

Vorteilhaftigkeit einzelner Arrangements errechnet haben.  

(C) Verfügungsrechtetheorie 

Das besondere Verdienst der Theorie der Verfügungsrechte liegt darin, die große 

Bedeutung von Verfügungsrechten für das Verständnis und die Erklärung wirtschaftli-

cher Strukturen und Prozesse wieder in den Blickpunkt gerückt zu haben. Die Theorie 

konzipiert Unternehmen nicht als monolithische „black boxes“, sondern erkennt an, 

dass Unternehmen durch Individuen gebildet werden, welche ihrerseits unterschiedli-

che Ziele und Interessen verfolgen, die über das reine Gewinnmaximierungsstreben 
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hinausreichen. Ungeachtet dessen stellt sich dieser Theorie, beim Versuch, die Aus-

wirkungen spezifischer Verfügungsrechtestrukturen zu erklären, eine Reihe von Her-

ausforderungen. Ein schwerwiegendes Problem besteht in der Konzeptualisierung und 

Operationalisierung der zentralen theoretischen Konstrukte: Verfügungsrechtestruktu-

ren, Nutzenfunktionen und Transaktionskosten. Damit einhergehende Begrenzungen 

beeinträchtigen gleichermaßen die präzise Formulierung, die empirische Überprüfung, 

die Erklärungsleistung als auch die Möglichkeiten der pragmatischen Umsetzung des 

Ansatzes.  

Ferner idealisiert dieser Theoriebezugsrahmen spezifische Verfügungsrechtestruktu-

ren und neigt in diesem Zusammenhang dazu, positive Effekte, welche mit einer Ver-

dünnung von Verfügungsrechten einhergehen können, unterzubewerten (Göbel 2002, 

S. 238): Arbeitsteilung und Spezialisierung im Rahmen einer gemeinsamen Leistungs-

erstellung geht zumeist mit einer Teilung von Verfügungsrechten einher. Die wirt-

schaftlichen Vorteile einer arbeitsteiligen und spezialisierten Leistungserstellung treten 

damit in Konkurrenz zu den verfügungstheoretisch erörterten Nachteilen einer Ver-

dünnung von Verfügungsrechten. Die Gesamtbewertung von Verfügungsrechtestruk-

turen müsste daher neben Transaktionskosten auch grundsätzliche Wirtschaftlichkeits-

effekte der Arbeitsteilung und der Spezialisierung berücksichtigen.  

2.3.3 Flexible Beschaffungsketten 

Im Weiteren folgt die Arbeit im Speziellen den Grundaussagen der Prinzipal-Agent-

Theorie. Dies wird damit begründet, dass fortfolgend spezifische Auftraggeber-

Auftragnehmer-Beziehungen im Zentrum der Betrachtung stehen. Ferner definiert die 

Prinzipal-Agent-Theorie Informationssysteme für „Screening“ und „Monitoring“ ex-

plizit und unmittelbar als geeignete Koordinationsinstrumente. Jene Koordinationsme-

chanismen werden durch im Rahmen dieser Arbeit entwickelte spezifische Technolo-

gien unterlegt bzw. umgesetzt. Anmerkung: Würde im Weiteren den Grundaussagen 

der Transaktionskostentheorie gefolgt, müssten im Weiteren Beschaffungsprozesse, 

also detaillierte und nach Phasen sortierte Abläufe interdependenter Beschaf-

fungsaktivitäten, im Zentrum der Betrachtung stehen. Zur Koordination dieser Prozes-

se müssten dann Institutionen wie beispielsweise Marktmechanismen oder hierarchi-

sche Organisationsstrukturen entwickelt werden. Technologie wirkt in diesem Theo-

riebezugsrahmen nur mittelbar als Determinante zur Bestimmung des geeigneten Ko-

ordinationsmechanismus.  
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Beschaffungsketten weisen einen differenzierten Flexibilitätsbedarf auf. Dies ist da-

rauf zurückzuführen, dass der individuelle Flexibilitätsbedarf durch die Beschaffungs-

kettenstruktur und damit einhergehenden Beschaffungsrisiken determiniert wird. Unter 

Rückgriff auf die Grundkonstrukte der Prinzipal-Agent-Theorie beziehen sich die 

notwendigen Flexibilitätspotenziale zur Reduzierung der spezifischen Informationsbe-

schaffungskosten – namentlich Agenturkosten – im Weiteren auf die zu beschaffende 

Leistung, also das logistische Objekt (Objektflexibilität), den einzelnen Lieferanten 

(Modalflexibilität) sowie die Struktur der Beschaffungskette als Ganzes (Strukturfle-

xibilität). Bei der Definition und Interpretation von Flexibilität bezieht sich die vorlie-

gende Arbeit auf Koppelmann (2004, S. 115-119) und Gronau (2010, S. 92-96). 

2.3.3.1 Objektflexibilität 

Die Objektflexibilität differenziert eine Substitutions- und Mengenflexibilität. Beide 

Flexibilitätspotenziale leisten einen wichtigen Beitrag zur Versorgungsbeschaffenheit. 

 Die Substitutionsf1exibilität beschreibt die Fähigkeit, Fremdbezugsgüter 

unterschiedlichen Typs (z. B. A-, B- und C- Güter) kurzfristig durch partiell oder 

vollständig wirkungsgleiche Fertigungsausgangsstoffe, Halbzeuge & Halbfabrikate 

sowie Zulieferteile & Handelswaren auf Einzelteil- und Baugruppen-Ebene 

ersetzen zu können.  

 Die Mengenflexibilität beschreibt die Fähigkeit, Fremdbezugsgüter in Form von 

„Einzelbeschaffungen im Bedarfsfall“ in Verbindung mit Angebotsverbünden 

beschaffen zu können. Dies beinhaltet die Fähigkeit, kurzfristig Mengen- bzw. 

Losgrößenveränderungen vornehmen zu können, ohne negative Effekte (z. B. 

bezüglich Mengen, Preisen, Anlieferterminen und -orten) auf andere 

Bestellaufträge fürchten zu müssen.  

2.3.3.2 Modalflexibilität 

Die Modalflexibilität differenziert im Speziellen eine Ortsflexibilität, Zeitflexibilität, 

Preisflexibilität und Prüfflexibilität.  

 In der Ortsflexibilität schlägt sich die Fähigkeit nieder, kurzfristig auf 

Lieferortveränderungen reagieren bzw. diese definieren zu können. Dies ist bei 

mehreren Wareneingangslager- und/oder Produktionsstandorten von Bedeutung, 

wenn beispielsweise Lieferbeschränkungen (z. B. aufgrund von Importzöllen, 

Unwettern, Streiks) erlassen wurden oder die Wareneingangsprüfung den Einsatz 
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spezifischer Ressourcen erfordert (welche nicht an jedem Lagerort gleichermaßen 

verfügbar sind). 

 In der Zeitflexibilität schlägt sich die Fähigkeit nieder, kurzfristig auf veränderte 

Versorgungszeiten reagieren zu können, indem die Prioritäten von Aufgaben, 

Prozessen und damit assoziierten Ressourcen neu bestimmt werden. Diese 

Fähigkeit steht in einem engen Zusammenhang mit anderen 

Flexibilitätspotenzialen wie beispielsweise der Orts- oder auch Substitutionsflexi-

bilität. Das Lieferzeitrisiko wird von ähnlichen Unwägbarkeiten geprägt wie auch 

das Lieferortrisiko.  

 In der Preisflexibilität schlägt sich die Fähigkeit nieder, auf veränderte Beschaf-

fungsmarktpreise reagieren und damit den Bedarfswert aktiv steuern zu können. 

Kurzfristig erlaubt die Preisflexibilität, Bestellungen bei Lieferanten straffrei 

stornieren zu können sowie im Rahmen der Rechnungsprüfung und -regulierung 

Skonti und Rabatte zu realisieren. Da volatile Beschaffungsmarktpreise aber 

insbesondere auch durch spekulative oder natürliche Verknappungserscheinungen 

bei geringen Substitutionsmöglichkeiten hervorgerufen werden, kommt dieses 

Flexibilitätspotenzial mittelfristig ferner in der Fähigkeit zur Absenkung des 

Sicherheitsbestands, der Anbindung zusätzlicher „Komplementär-Lieferanten“ 

oder der Nutzung von Spekulationslagern zum Ausdruck.  

 In der Prüfflexibilität schlägt sich die Fähigkeit nieder, im Rahmen des 

Wareneingangs Prüflosabwicklungen auf Basis bestelllosspezifischer Prüfpläne 

(u. a. Stichprobenumfänge, Prüfmerkmale und Prüfmethoden entsprechend der 

jeweiligen Qualitätslage) anzustoßen zu können. Dies beinhaltet die Fähigkeit, 

entsprechende Nachweis-/Zeugnispflichten (je Bestellposition, je Charge oder je 

Wareneingang) gegenüber Lieferanten durchsetzen bzw. deren Vorhandensein im 

Rahmen des Wareneingangs elektronisch quittieren zu können. Zuletzt müssen im 

Zuge dessen auch Wareneingänge für bestimmte Lieferanten-Fremdbezugsgüter-

Kombinationen kurzfristig gesperrt werden können, sofern die Qualitätslage dieses 

erfordert.  

2.3.3.3 Strukturflexibilität 

Die strukturelle Flexibilität steht in einem engen Zusammenhang zu den beiden zu-

vor beschriebenen Flexibilitätsarten und wird daher im Weiteren als „Klammer“ über 

die Objekt- und Modalflexibilität verstanden. Mit der strukturellen Flexibilität wird 

zum Ausdruck gebracht, dass entlang der Beschaffungskette unterschiedliche Ver-

tragstypen durchgesetzt werden können. Einzelne Vertragstypen setzen im Einzelfall 
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wiederum spezifische Objekt- und Modalflexibilitäten voraus. Namentlich handelt es 

sich um Termin- und Optionsverträge (Konditionen für ein später zu realisierendes 

Geschäft werden bereits vorab festgelegt), Vormerkverträge (hier werden alle Konditi-

onen bis auf die Menge fest vereinbart), Kauf auf Abruf (Liefermenge wird verbind-

lich vereinbart), Rahmenverträge und Sukzessivlieferverträge (vgl. Kapitel 2.1.2.2 zu 

Aufgaben & Methoden von Akteuren). 

Tab. 7 Beschaffungskettenflexibilität 

Strukturflexibilität Objektflexibilität Modalflexibilität 

Termin- und  

Optionsverträge 

Vormerkverträge 

Kauf auf Abruf 

Sukzessivlieferverträge 

Rahmenverträge 

Substitutionsflexibilität 

Ortsflexibilität 

Zeitflexibilität 

Mengenflexibilität 

Preisflexibilität 

Prüfflexibilität 

 



85 

3 Anforderungen flexibler mechatronischer Beschaffungsketten 

Hauptkapitel 3 hat zur Aufgabe, die zuvor skizzierten Synchronisationsdefekte und 

daraus erwachsenden Flexibilitätsbedarfe im Hinblick auf Beschaffungsketten mechat-

ronischer Produkte der Automobilindustrie zu spezialisieren und zu gruppieren. Ferner 

erfolgt eine Defizitanalyse ausgewählter Lösungsansätze im Hinblick auf die abgelei-

teten Flexibilitätsbedarfe bzw. ihren Beitrag zur Senkung der Informationsbeschaf-

fungskosten.  

3.1 Mechatronische Beschaffungsketten der Automobilindustrie 

3.1.1 Mechatronische Produkte 

Das Wort „Mechatronik“ ist ein in Japan entstandenes Kunstwort und bezeichnet 

das Zusammenwirken von Mechanik und Elektronik. Danach setzen sich mechatroni-

sche Produkte aus mechanischen, elektronischen und informationstechnischen Bau-

gruppen sowie Einzelteilen zusammen (in Anlehnung an Isermann 2008, S. 1-7 und S. 

414-559; Büdding et al. 2006, S. 560-562; Gehrke 2005, S. 9-12). Im Einzelnen be-

steht die Grundstruktur mechatronischer Produkte aus einem mechanischen Grundsys-

tem, Sensoren, Aktoren und einem Steuergerät (vgl. Abb. 23). Synonym bezeichnet 

Gausemeier (2000, S 4-9) jene Grundstruktur als Mechatronisches Funktionsmodul 

(MFM). 

Das mechanische Grundsystem bildet die Tragstruktur des mechatronischen Pro-

dukts. Das Grundsystem wird von Sensoren überwacht und von Aktoren beeinflusst. 

Die Sensoren nehmen Messgrößen des Grundsystems auf (z. B. Temperatur, Feuchtig-

keit, Druck), wandeln diese in weiterverarbeitbare Messsignale um und übertragen 

diese an das Steuergerät. Mithilfe der Sensordaten errechnet das Steuergerät anschlie-

ßend die notwendigen Werte zur Regelung des Verhaltens des Grundsystems. Die er-

rechneten Werte (Stellsignale) werden an die Aktoren weitergegeben, welche wiede-

rum auf das Grundsystem einwirken (Stellgrößen) bzw. die Stellsignale umsetzen.  

Abhängig vom gewählten Abstraktionsgrad handelt es sich bei den in mechatroni-

schen Funktionsmodulen verwendeten Bauteilen um Baugruppen und/oder Einzelteile. 

Speziell mit Blick auf Steuergeräte sei darauf hingewiesen, dass Steuergeräte zuneh-

mend unter Verwendung von AUTomotive Open System ARchitecture (AUTOSAR) 

entwickelt werden (Fürst 2009; Kindel und Friedrich 2009). Hierbei handelt es sich 
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um einen internationalen offenen Standard für Software-Architekturen. Die Verwen-

dung von AUTOSAR ermöglicht, dass Steuergeräte als Baugruppen bestehend aus 

Hardware und veränderbaren Softwarekomponenten interpretiert werden können. 

 

Abb. 23 Mechatronisches Funktionsmodul (adaptiert aus Gausemeier 2000, S. 4) 

Weitergehend sind mechatronische Produkte noch in Autonome Mechatronische 

Systeme (AMS) und Vernetzte Mechatronische Systeme (VMS) zu unterteilen. Da-

nach setzen sich autonome mechatronische Systeme aus 1..n mechatronischen Funkti-

onsmodulen zusammen. Vernetzte mechatronische Systeme wiederum bestehen aus 

1..n autonomen mechatronischen Systemen. Die Kopplung von MFM, AMS und VMS 

erfolgt informationstechnisch und/oder mechanisch. VMS und AMS verfügen ferner 

über eigene Steuergeräte, welche übergeordnete Aufgaben (z. B. Fehlerdiagnosen, In-

standhaltungsentscheidungen) durchführen oder das Entscheidungsverhalten der „loka-

len“ MFM-Steuergeräte eingrenzen. Werden die zuvor eingeführten Konstrukte auf 

einen PKW übertragen, bedeutet dies, dass Primärprodukte als vernetzte mechatroni-

sche Systeme interpretiert werden können, welche ihrerseits aus diversen autonomen 

mechatronischen Systemen (z. B. Fahrwerk) und mechatronischen Funktionsmodulen 

(z. B. ABS) zusammengesetzt sind (in Anlehnung an VDA 2004, S. 43-114). Eine 

hierzu vergleichbare Interpretation findet sich auch bei Bellalouna (2009, S. 18). 
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Abb. 24 Struktur mechatronischer Produkte (angelehnt an Bellalouna 2009, S. 18) 

3.1.2 Akteure automobiler Beschaffungsketten 

In Anlehnung an das aus der Industrieökonomik bekannte Konzept der strategischen 

Gruppen können in automobilen Beschaffungsketten unterschiedliche Akteurstypen 

identifiziert werden (Kirn 2008, S. 13). Mit Blick auf die zuvor definierten mechatro-

nischen Produkte werden diesen Akteurstypen in automobilen Beschaffungsketten un-

terschiedliche Aufgaben zugesprochen, angelehnt an SCOR des Supply Chain Council 

(2010).  

Im Weiteren wird angenommen, dass sich automobile Beschaffungsketten aus End-

kunden, Groß- und Einzelhändlern, Primärproduktherstellern sowie Teileherstellern 

konstituieren. Beides, Akteurstypen und die ihnen zugesprochenen konkreten Aufga-

ben sind abgeleitet aus Dietrich (2007, S. 123-131), Koch (2004, S. 12-26), Hagen 

(2003, S. 22-24) und Ihde (1999, S. 1-21). Der Bedarf nach Objekt-, Modal- und 

Strukturflexibilität existiert dabei akteurübergreifend und ist entscheidend für eine er-

folgreiche Aufgabendurchführung. 
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3.1.2.1 Endkunden 

Endkunden bilden das erste Kettenglied automobiler Beschaffungsketten. Im Sinne 

der Prinzipal-Agent-Theorie agieren Endkunden als Auftraggeber gegenüber Groß- 

und Einzelhändlern. Endkunden sind demnach Käufer und Nutzer des vernetzten me-

chatronischen Systems (also des Primärprodukts) und erteilen Neukauf- bzw. Instand-

haltungsaufträge.  

Abhängig vom Grad der Kundenintegration handelt es sich um {Source Stocked 

Product  Source Make-to-Order  Source Engineer-to-Order Product} Aufträge oder 

{Source Return MRO Product} Aufträge. Source-Return-MRO-Product-Aufträge spe-

zialisieren sich in Wartungs-, Inspektions- und Instandsetzungsaufträge.  

Source Product: 

 Source Stocked Product: Bezeichnet den Kauf eines vorproduzierten 

Primärprodukts, also VMS, beim Groß- oder Einzelhändler. 

 Source Make-to-Order Product: Bezeichnet den Kauf eines kundenindividuell 

konfigurierten Primärprodukts beim Groß- oder Einzelhändler. 

 Source Engineer-to-Order Product: Bezeichnet den Kauf eines kundenindividuell 

zu entwickelnden Primärprodukts beim Groß- oder Einzelhändler. 

Source Return MRO Product: 

 Inspektion: Bezeichnet alle Maßnahmen, die der Feststellung und Beurteilung des 

technischen Ist-Zustandes eines Primärprodukts dienen (z. B. durch Diagnose-Sys-

teme).  

 Instandsetzung: Bezeichnet alle Maßnahmen, die zur Wiederherstellung des 

Sollzustandes des Primärprodukts dienen. Hierzu gehört insbesondere der 

Austausch, das Hinzufügen oder die Neuordnung von Einzelteilen oder 

untergeordneten Baugruppen (z. B. Steuergeräten), MFM oder AMS.  

 Wartung: Bezeichnet alle Maßnahmen der Verzögerung des Abbaus des 

vorhandenen Abnutzungsvorrates des VMS, AMS, MFM oder Einzelteils (z. B. 

funktionserhaltendes Reinigen oder Schmieren; planmäßiges Austauschen von 

Verschleißteilen (z. B. Filter oder Dichtungen)). 

3.1.2.2 Groß- und Einzelhändler 

Großhändler und Einzelhändler (synonym: Werkstätten) bilden das zweite wesentli-

che Kettenglied automobiler Beschaffungsketten. Im Sinne der Prinzipal-Agent-

Theorie agieren Groß- und Einzelhändler als Auftragnehmer gegenüber Endkunden 
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sowie als Auftraggeber gegenüber den ihnen vorgelagerten Primärprodukt- und Teil-

eherstellern. 

Groß- und Einzelhändler differenzieren sich in „Original Equipment Service“- und 

„Independent After Market“-Händler. Bei „Original Equipment Service“-Händlern 

handelt es sich um vertragsgebundene Werkstätten und Vertriebsniederlassungen von 

Primärproduktherstellern. Bei „Independent After Market“-Händlern handelt es sich 

um freie Werkstätten (z. B. ATU) und Tankstellen. Groß- und Einzelhändler unterei-

nander unterscheiden sich hinsichtlich der Lagergrößen und -orte sowie hinsichtlich 

des vorrätigen Teilesortiments.  

Gegenüber Endkunden führen Groß- und Einzelhändler den Verkauf {Deliver 

Stocked  Deliver Make-to-Stock  Deliver Engineer-to-Order} und/oder die Instandhal-

tung von VMS-, AMS-, MFM-Baugruppen unterer Ordnung und Einzelteilen durch 

{Deliver Return MRO Product}. Allerdings kann nicht jeder Händler jeden Kunden-

auftrag auch ausführen. Dies kann auf fehlende und/oder ungeeignete Betriebsmittel 

oder fehlende rechtliche Voraussetzungen zurückgeführt werden. Gegenüber vorgela-

gerten Wertschöpfungsstufen treten Groß- und Einzelhändler ferner als Ersatzteilkun-

den auf und leiten defekte Teile an die Hersteller zurück ({Source  Source Return} 

Product). Zudem führen Groß- und Einzelhändler im Einzelfall auch Sonderbeschaf-

fungen abgekündigter und schwerbeschaffbarer Elektronikbauteile durch („Chip Bro-

ker“). 

3.1.2.3 Primärprodukthersteller 

Primärprodukthersteller (synonym: Erstausrüster, OEM), wie beispielsweise die 

Volkswagen AG, BMW AG oder Daimler AG, sind das dritte wesentliche Kettenglied 

automobiler Beschaffungsketten. Im Sinne der Prinzipal-Agent-Theorie agieren Pri-

märprodukthersteller als Auftragnehmer gegenüber Groß- und Einzelhändlern (also 

auch Original-Equipment-Service-Händlern) sowie als Auftraggeber gegenüber in der 

Wertschöpfung vorgelagerten Teileherstellern.  

In Richtung der Groß- und Einzelhändler sind Primärprodukthersteller für die Ge-

samtfertigung des Primärprodukts bzw. eines Kundenauftrags verantwortlich. Diese 

Fertigung erfolgt mitunter kundenneutral, zumeist jedoch kundenspezifisch ({Make-

to-Stock  Make-to-order  Engineer-to-order} Products). Neben der Fertigung sind 

Primärprodukthersteller ferner noch für die Belieferung ({Deliver Stocked  Deliver 

Make-to-Stock} Product) von Groß- und Einzelhändlern mit Originalersatzteilen und 

Originalersatzteilen als Handelsware zuständig. Die Ausführung der Fertigung erfolgt 
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dabei abhängig vom Grad der vertikalen Integration in Eigenfertigung ({Make-to-

stock  Make-to-Order} Products / Originalersatzteile) oder mittels Fremdvergabe 

(Originalersatzteile als Handelsware).  

Die Versorgung des Groß- und Einzelhandels mit Originalersatzteilen bis zur „End 

of Delivery Obligation“ dient dabei nicht nur der Förderung des Primärproduktabsat-

zes, sondern ist auch gesetzliche Verpflichtung (§157 und §242 BGB): Primärpro-

dukthersteller haben während des Primärprodukt-Servicezyklus (oftmals über 15-20 

Jahre) die Aufgabe, weltweit als Anbieter von Ersatzteilen für die von ihnen gefertig-

ten Primärprodukte aufzutreten (Bothe 2003, S. 37; Ahlert und Flocke 1982, S. 271-

280). Im Gegenzug der Beschränkung eines möglichen Marktaustritts sind Primärpro-

dukthersteller teilweise vor Wettbewerb geschützt und erzielen dadurch speziell im 

Kundendienst Umsatzrenditen von bis zu 20% (Dennis und Kambi 2003, S. 42-48). 

3.1.2.4 Teilehersteller 

Bei Teileherstellern handelt es sich um das vierte und letzte Kettenglied. Im Sinne 

der Prinzipal-Agent-Theorie agieren Teilehersteller als Auftragnehmer gegenüber In-

dependent-After-Market-Händlern, Original-Equipment-Service-Händlern als auch 

Primärproduktherstellern. Da Teilehersteller ferner auch untereinander Lieferbezie-

hungen etablieren können, agieren Teilehersteller „höherer“ Ordnung als Auftraggeber 

gegenüber Teileherstellern „niedrigerer“ Ordnung.  

Hierbei werden sowohl gebundene als auch ungebundene Teilehersteller identifi-

ziert. Ungebundene Teilehersteller, z. B. Intel, beliefern Groß- und Einzelhändler so-

wie Primärprodukthersteller mit Rohstoffen sowie Einzelteilen und Baugruppen. Im 

Fall von mechatronischen Produkten ist dies beispielsweise der Rohstoff Silizium, 

Einzelteile im Sinne von Silizium-Chips und Leiterplatten oder auch Steuergeräte-

Baugruppen. Ferner führen sie den Nachbau von Originalbauteilen für den Primärpro-

dukt- und Ersatzteilemarkt durch. Ungebundene Teilehersteller, die nicht im Erstaus-

rüstergeschäft tätig sind und keine Originalbauteile im Auftrag der Primärprodukther-

steller produzieren, können strategisch frei agieren und wählen eine Sortimentsstruk-

tur, welche durch eine ausgeprägte Gängigkeit der Teile gekennzeichnet ist („Rosi-

nenpicken“). Als Sonderfall sind zu dieser Gruppe herstellerunabhängige Verwer-

tungs- und Instandsetzungsunternehmen hinzuzuzählen. Sie konzentrieren sich auf die 

Gewinnung und Aufbereitung wiederverwendbarer, gebrauchter Teile aus stillgelegten 

Primärprodukten. Ob gebundene Teilehersteller eigenständig am Ersatzteilemarkt auf-

treten, hängt, anders als bei ungebundenen Teileherstellern, nicht an der Frage, ob sie 
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eine Teileproduktion grundsätzlich in Erwägung ziehen, sondern daran, ob sie die 

Teileproduktion ausweiten möchten. Durch die kumulierten Stückzahlen ist für sie im 

Vergleich zu ungebundenen Teileherstellern auch der direkte Absatz etwas weniger 

gängiger Ersatzteile attraktiv. Bei nichtgängigen Teilen werden auch sie den Vertrieb 

dem hierzu verpflichteten Primärprodukthersteller überlassen und diese Teile für ihn in 

Auftragsfertigung produzieren. 

3.2 Synchronisationsdefekte & Implikationen 

Die nachfolgend erläuterten Synchronisationsdefekte mechatronischer Beschaf-

fungsketten gründen einerseits in den technologischen Eigenschaften mechatronischer 

Produkte und andererseits in dem Verhalten ihrer Hersteller und Lieferanten auf der 

jeweiligen Wertschöpfungsstufe. Unter Flexibilitäts- bzw. Risikogesichtspunkten ver-

langen jene Defekte von den Kunden strategisches Verhalten und erfordern hierfür 

zusätzlich spezifische Fähigkeiten. 

3.2.1 Übersicht mechatronischer Defekte 

Im Einzelnen werden Synchronisationsdefekte mechatronischer Beschaffungsketten 

zum Limited Ordering, Limited Warehousing und Limited Usability gezählt. Diese 

Defekte wirken „orthogonal“ zur Beschaffungskette auf alle Akteure und Leistungen 

gleichermaßen (Abb. 25). Dies erlaubt, vom einzelnen Akteur bzw. dem einzelnen 

Leistungsfluss zwischen zwei Akteuren zu abstrahieren und stattdessen die verborge-

nen Eigenschaften zu benennen, welche allen Akteuren und Leistungen gemeinsam 

innewohnen.  



92 

 

Abb. 25 Synchronisationsdefekte mechatronischer Produkte 

3.2.1.1 Limited Ordering 

(A) Kontingentierung 

Übersteigen entlang einer Beschaffungskette die zum Zeitpunkt einer Auftragsertei-

lung nachgefragten Mengen mechatronischer Bauteile die wiederbeschaffbaren Men-

gen, können Teilehersteller, Primärprodukthersteller und Händler die Gesamtnachfra-

ge ihrer jeweiligen Auftraggeber nicht decken. In diesem Fall erfahren die je Wert-

schöpfungsstufe nachgefragten Produkte eine Kontingentierung. Hierfür greifen Teil-

ehersteller, Primärprodukthersteller und Händler auf Kunden-Prioritätsregeln zurück 

(A-,B-,C-Kunden, Auftragsvolumina usw.) und teilen hierauf individuelle Liefermen-

gen, prognostizierte Liefertermine sowie die zur Leistungserbringung notwendigen 

Ressourcen (Material, Arbeitseinsatz) zu (in Anlehnung an Keller 2004, S. 134-135; 

Fischer 2001, S. 44-52).  

(B) Losbildung  

In Beschaffungsketten müssen eingehende Kundenaufträge nicht zwingend unmit-

telbar abgearbeitet werden. Um für „größere“ Produktions- und/oder Transportlose 

sorgen zu können, erfahren individuelle Kundenaufträge seitens der Lieferanten mitun-
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ter ein „order batching“ (Bündelung der Kundenaufträge). Die Bündelung kann unre-

gelmäßig erfolgen und resultiert aus den mit der Auftragsbearbeitung verbundenen 

Kosten. Die Erfassung, Wiederbeschaffung, Herstellung, Rechnungsstellung und Ver-

sand/Transport kundenindividueller Aufträge ist besonders zeit- und kostenintensiv. 

Durch die Bündelung der Kundenaufträge werden die Liefermengen bewusst vom tat-

sächlichen Lieferpotenzial bzw. vom Servicegrad des Lieferanten entkoppelt. Die Kri-

terien zur Auftragsbündelung (z. B. Maschinenauslastung) variieren teilehersteller-, 

primärprodukthersteller- und händlerspezifisch (in Anlehnung an Keller 2004, S. 96-

97).  

(C) Window Dressing 

Beim Kunden wird der Wareneingang auf Vollständigkeit und Unversehrtheit über-

prüft. Ist ein Verlust oder eine Beschädigung des Gutes äußerlich erkennbar und zeigt 

der Auftraggeber dieses nicht rechtzeitig an, wird angenommen, dass das Gut in ver-

tragsgemäßem Zustand geliefert worden ist. Dies gilt auch, wenn der Verlust oder die 

Beschädigung äußerlich nicht erkennbar war und nicht innerhalb von sieben Tagen 

nach Anlieferung angezeigt worden ist (§ 438 HGB: Schadensanzeige). Teileherstel-

ler, Primärprodukthersteller und Händler könnten daher dazu neigen, insbesondere im 

Fall von nicht sachgemäß verpackten Zulieferteilen „window dressing“ zu betreiben, 

also „kosmetische“ Maßnahmen zu ergreifen, um damit mögliche Defekte zu ver-

schleiern oder auf Dritte abzuwälzen.  

3.2.1.2 Limited Warehousing 

(A) Lagerfähigkeit 

Die Lagerfähigkeit mechatronischer Baugruppen und Einzelteile wird wesentlich 

durch die Lagerfähigkeit ihrer elektronischen Steuergeräte, Sensoren und Aktoren be-

stimmt. Gleichzeitig sind Teilehersteller, Primärprodukthersteller und Händler be-

strebt, Lager- und Transportbehälter so zu wählen, dass ein möglichst hoher Füllgrad 

bei zeitgleicher Minimierung der Transport- und Lagervorgänge erzielt wird (Kestel 

1995, S. 61-70 und S. 92-100). Dies wiederum kann zu unterschiedlichen Beschädi-

gungen bedingt durch Temperaturschwankungen, Luftfeuchtigkeit und Erschütterun-

gen führen, wie sie sich bei Bothe (2003, S. 72-81) dokumentiert finden:  

 Beschädigung durch Feuchtigkeit, Verbiegen oder Verkleben: Die in 

elektronischen Bauteilen eingeschlossene Feuchtigkeit kann sich bei Erhitzung 

ausdehnen und Beschädigungen im Bauteil hervorrufen („Popcorn-Effekt“). Ferner 

führt Korrosion bei Elektronikbauteilen, speziell an den Steckkontakten, zu 
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Kontaktfehlern. Auch können mechanische Beschädigungen (z. B. verharzte Öle) 

der Anschlusskontakte eine problemlose Weiterverarbeitung beinträchtigen. 

 Beschädigung durch Austrocknung: Elektrolytkondensatoren trocknen bei langer 

Lagerung aus. Abhängig von spezifischen Rahmenbedingungen tritt dieses 

Phänomen nach etwa fünf Jahren auf. Die Austrocknung kann durch wiederholte 

Inbetriebnahme des Kondensators oder des gesamten Steuergeräts verhindert 

werden. Alternativ können teurere trockene Kondensatoren verwendet werden. 

 Beschädigung durch Speicherverlust: Abhängig von der Produktspezifikation 

müssen Steuergeräte eine „Auffrischung“ ihrer Programmierung erfahren. Der 

Arbeitskreis „Langzeitversorgung der Automobilindustrie mit elektronischen 

Baugruppen“ empfiehlt eine Neuprogrammierung nach 8 bis 12 Jahren. Alternativ 

sind auch längere Lagerdauern bis zu 16 Jahren und entsprechende Funktionstests 

möglich. 

(B) Versorgungsstrategie 

Inwieweit mechatronische Baugruppen und Einzelteile verfügbar sind, wird maß-

geblich durch deren „Lebendigkeit“ (lebende/tote Bauteile) bestimmt. Handelt es sich 

um ein Bauteil, welches sowohl in der Primärproduktfertigung eingesetzt wird als auch 

in der Ersatzteillogistik Verwendung findet, wird üblicherweise von einem „lebenden“ 

Bauteil gesprochen. Ist dies nicht der Fall, wird von einem „toten“ Bauteil gesprochen 

(Koch 2004, S. 13). Inwieweit „tote“ oder „lebende“ mechatronische Bauteile auf je-

der Wertschöpfungsstufe im Bedarfsfall verfügbar sind, wird maßgeblich durch die 

teilebezogene Versorgungsstrategie beeinflusst (Klug 2010, S. 450-543; Dombrowski, 

Wrehde und Schulze 2007, S. 3-4; Bothe 2003, S. 48-71). Spezifische Versorgungs-

strategien erlauben es Herstellern und Lieferanten, trotz des zunehmenden Umfangs 

des Ersatzteilspektrums (Ihde 1999, S. 36-41), der Stochastik des Teilebedarfs und 

starker Nachfrageschwankungen, „stabile“ Prozesse und „hohe“ Umsatzrenditen erzie-

len zu können. Entsprechende Versorgungsstrategien wurden erstmalig von Schulz 

(1977) und Gürmann, Laue und Schreiber (1986) vorgestellt. Beide Autoren beschäf-

tigten sich mit der Ersatzteilversorgung speziell ab dem „End of Production“, behan-

delten hierbei allerdings ausschließlich rein mechanische Bauteile. Für elektronische 

Bauteile gehen erste Arbeiten auf das Department of Defense der USA (1993) zurück. 

Im Einzelnen können folgende Versorgungsstrategien identifiziert werden (Bothe 

2003, S. 48-71): 

 Die Nutzung kompatibler Teile beschreibt die Möglichkeit, den Bedarf für ein 

bestimmtes Bauteil durch ein dazu funktional, fertigungs- und signaltechnisch 

äquivalentes Bauteil (Nachfolgerversionen, Varianten) zu ersetzen. Die Menge der 
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äquivalenten Teile entstammt dabei der laufenden Serienfertigung (lebende 

Bauteile). Für Hersteller hat diese Strategie den Vorteil, dass keine zusätzlichen 

Lagerkosten anfallen. Ferner kann eine Fertigung zu einem 

Serienfertigungskostenniveau erfolgen, welches typischerweise niedriger ist als im 

Fall von Kleinserienproduktionen. Wird dieser Kostenvorteil nicht an die Kunden 

weitergegeben, steigert dies die Gewinnspanne.  

 Die Endbevorratung stellt bei elektronischen Einzelteilen oder Baugruppen trotz 

häufig auftretender technischer Lagerprobleme eine ebenfalls häufig gewählte 

Versorgungsstrategie dar. Dasselbe gilt für die Einlagerung „toter“ und 

insbesondere aufwendig nachzufertigender Bauteile. Anwendbar ist diese Strategie 

auf unterschiedliche Produktstrukturebenen (z. B. Einzelteile, Baugruppen, MFM). 

Ferner fallen auch die Herstellkosten geringer aus, da eine Fertigung noch unter 

Serienfertigungsbedingungen durchgeführt werden kann. Anschließend können die 

zuvor genutzten Fertigungseinrichtungen ausgemustert werden.  

 Die interne oder externe Nachfertigung kann für Hersteller ebenfalls eine 

insbesondere ab dem End of Production ökonomisch interessante 

Versorgungsstrategie bedeuten. Im Vergleich zur Endbevorratung orientiert sich 

diese am tatsächlichen Kundenbedarf. Anwendbar ist diese Strategie ebenfalls auch 

auf unterschiedlichen Produktstrukturebenen. Die interne Nachfertigung erfolgt 

entweder im Rahmen oder aber getrennt zur eigentlichen Serienfertigung. Zudem 

kann in diesem Fall das fertigungstechnische Know-how im Unternehmen 

verbleiben. Die externe Nachfertigung bietet sich für Hersteller besonders dann an, 

wenn eine etwaige organisatorisch anders geartete Ersatzteilfertigung die 

Serienfertigung negativ beeinflussen würde. Anwendbar ist diese Strategie 

wiederum auf unterschiedlichen Produktstrukturebenen. Verglichen mit der in-

ternen Nachfertigung kann eine externe Nachfertigung kostengünstiger zu 

realisieren sein. Zuvor genutzte eigene Fertigungseinrichtungen könnten dann ggf. 

ausgemustert werden.  

 Die Altteil-Wiederverwendung stellt eine im Maschinenbau bereits seit Langem 

gängige Praxis dar, welche nun auch durch die Einführung der EU-

Altautoverordnung in der Automobilindustrie zum Tragen kommt. Die 

Automobilindustrie steht danach vor der Herausforderung, bis 2015 mehr als 95 % 

eines Kfz wiederzuverwenden. Aus der Altteil-Wiederverwendung stammende 

Bauteile werden als „zeitwertgerechte Ersatzteile“ bezeichnet. Die Anwendung der 

Altteil-Wiederverwendung bringt aufseiten der Hersteller den Vorteil mit sich, dass 

sich Lagerbestände auf ein Minimum reduzieren lassen, das Vorhalten von 
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veralteten Fertigungseinrichtungen nur noch begrenzt oder gar nicht mehr 

erforderlich ist und die laufende Serienfertigung davon nicht beeinträchtigt wird.  

 Die Kombination von Versorgungsstrategien ist besonders vor dem Hintergrund 

langer Versorgungszeiträume nach Ende der Serienfertigung naheliegend. So 

eignen sich bestimmte Strategien wie zum Beispiel die periodische Nachfertigung 

besonders für Zeiträume kurz nach Ende der Serienfertigung, während die 

Fertigung eines Serienabschlussloses im Umfang des verbleibenden Allzeitbedarfs 

(Endbevorratung) besonders kurz vor Ende des Versorgungszeitraums günstig ist. 

Denkbar ist grundsätzlich der Einsatz von mehreren Versorgungsstrategien 

gleichzeitig sowie auch der mehrfache Wechsel der Strategie. Die Verwendung 

kompatibler Teile löst viele Probleme für die Nachserienversorgung und ist deshalb 

besonders erstrebenswert. Der Einsatz der Endbevorratung wird dagegen so weit 

wie möglich nach hinten verschoben, da dann die erforderliche Lagerdauer und der 

Prognosehorizont geringer werden. Die Nachfertigung ist gut geeignet, solange 

Bauelementabkündigungen und Verfügbarkeitsengpässe bei Fertigungseinrichtun-

gen und fehlendes Fertigungs-Know-how nicht vermehrt auftreten. Über die 

Nachfertigung kann also insbesondere in den frühen Phasen der Nachserienversor-

gung der Bedarf gedeckt werden. Die Altteil-Wiederverwendung lassen sich 

tendenziell besser in den späten Phasen der Nachserie einsetzen, weil erst dann mit 

einer nennenswerten Rückführungsquote zu rechnen ist. Generell werden beide 

Versorgungsstrategien nicht alleine ein Versorgungsszenario bilden können, weil 

die rückgeführte Teilemenge zu gering und zu schlecht prognostizierbar ist. Der 

Einsatz ist also insbesondere begleitend zu einer weiteren Versorgungsstrategie 

empfehlenswert.  

3.2.1.3 Limited Usability 

(A) Ausfallwahrscheinlichkeit 

Mechatronische Produkte weisen spezifische Ausfallwahrscheinlichkeiten auf, wel-

che seitens der Kunden entlang der Beschaffungskette kurzfristig nicht beurteilt wer-

den können. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Hersteller über Ausfallwahrschein-

lichkeiten frühzeitig im Produktlebenszyklus – nämlich während der Entstehungsphase 

– entscheiden. Im Rahmen der Entstehungsphase spezifizieren Hersteller die Dimensi-

onierung ihrer Produkte (z. B. Materialstärken), Toleranzgrenzen für die Produktnut-

zung oder auch das Alterungsverhalten. Dies betrifft mechanische und elektronische 

Bauteile gleichermaßen. Anders als bei mechanischen Bauteilen, bei denen sich Ab-

nutzungserscheinungen und damit einhergehende Funktionsausfälle allerdings oftmals 
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im Vorhinein ankündigen, erfahren elektronische Bauteile während der Produktnut-

zung zumeist einen unmittelbaren Totalausfall. Zuletzt sind auch Softwarefehler auf 

Ursachen in der Entstehungsphase zurückzuführen, wenn dort etwaige Fehler im 

Rahmen von Modul- und Integrationstests nicht sichtbar waren und vernachlässigt 

wurden (in Anlehnung an Bertsche et al. 2009, S. 23-36).  

Unter Rückgriff auf Koch (2004, S. 14) können mechatronische Bauteile danach, 

abhängig von ihrer vermuteten Ausfallwahrscheinlichkeit, in Verschleiß- und Reserve-

teile klassifiziert werden: 

 Verschleißteile sind Bauteile mit zeitlich befristeter Lebensdauer, welche in VMS, 

AMS, MFM sowie mechatronischen Baugruppen unterer Ordnung Verwendung 

finden, um vor Defekten zu schützen. 

 Reserveteile sind Bauteile, bei welchen davon ausgegangen wird, dass aufgrund 

von Überbeanspruchung (z. B. Überschreiten der zulässigen Höchsttemperatur oder 

Betriebsdauer) oder auch Gewalteinwirkung ein Austausch während der 

Lebensdauer der übergeordneten Baugruppe (z. B. des Primärprodukts) erforder-

lich sein wird. Im Gegensatz zu Verschleißteilen weisen Reserveteile 

dementsprechend einen typischerweise „unregelmäßigen sporadischen“ 

Teilebedarf auf (in Anlehnung an Tempelmeier 2008, S. 27).  

Für den Fortgang der Arbeit wird angenommen, dass elektronische Bauteile prak-

tisch nicht verschleißbehaftet und damit als Reserveteile einzustufen sind (Pauli 1998, 

S. 14). Ebenfalls lassen sich Ausfälle nicht, wie bei mechanischen Bauteilen, durch 

einfache Überdimensionierung ausschließen (Meyna 1994, S. 238). Bei richtiger Aus-

legung gibt es in diesem Fall also nur Zufallsausfälle, die in etwa 80 % der Fälle durch 

die elektronische Schaltung (z. B. Leiterplatten-Lötverbindungen) verursacht werden 

(Pauli 1998, S. 20). Meyna (1994, S. 238) rechnete bereits vor, dass aufgrund solcher 

Zufallsausfälle zwischen 3 und 90 Elektronikausfälle während der Nutzungsdauer ei-

nes Kfz auftreten können. Es wird ferner angenommen, dass sich daran seitdem nicht 

allzu viel verändert hat: Zwar hat sich die Qualität der einzelnen Bauteile seither deut-

lich gesteigert und die Ausfallwahrscheinlichkeit je Teil verringert, jedoch hat aber 

auch gleichzeitig die Anzahl an Elektronikbauteilen im Kfz absolut zugenommen.  
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Tab. 8 Ausfallwahrscheinlichkeit 

Mechat. Bauteil Strukturebene Bewertung 

Mechanisches 

Grundsystem 
Baugruppe Verschleißteil 

Aktor Einzelteil 

Abhängig von der technologischen 

Umsetzung (mechanisch vs. elekt-

ronisch) entweder Verschleißteil 

oder Reserveteil. 

Sensor  Einzelteil 

Abhängig von der technologischen 

Umsetzung (mechanisch vs. elekt-

ronisch) entweder Verschleißteil 

oder Reserveteil. 

Steuergerät 

Baugruppe, für den Fall einer 

AUTOSAR-Architektur 

Einzelteil, für den Fall einer 

Nicht-AUTOSAR-

Architektur  

Reserveteil 

 

(B) Interoperabilität 

Gerade im Automobilbau handelt es sich bei Endprodukten typischerweise um Kon-

figurationen. Darunter werden spezifische Produktvarianten verstanden, welche von 

Endkunden im Rahmen der Beschaffung individuell zusammengestellt werden. DIN 

(1996, S. 5) begreift eine Konfiguration als die spezifischen „funktionellen und physi-

schen Merkmale, wie sie in seinen technischen Dokumenten beschrieben und im Pro-

dukt verwirklicht sind“ (Dietrich 2007, S. 60).  

Das Konfigurationsmodell definiert, ob, und wenn ja, unter welchen spezifischen 

Bedingungen Einzelteile, mechatronische Baugruppen unterer Ordnung, MFM und 

AMS miteinander kombiniert bzw. in einem Primärprodukt verbaut werden können. 

Bei einem Konfigurationsmodell handelt es sich demnach um ein Entscheidungsmo-

dell, welches unter Berücksichtigung der individuellen Produkteigenschaften Pro-

duktionsregeln der Art „WENN Bedingung DANN Aktion“ festlegt. Im Einzelnen 

haben diese Regeln folgende Aufgabe (Dietrich 2007, S. 168-170): Die Überprüfung 

der Vorbedingungen zur Ausführung der Regel, die Überprüfung von Inkompatibilitä-

ten mit vorhandenen Bauteilen und die Überprüfung der Verfügbarkeit von benötigten 

Bauteilen. Die Interoperabilität weist damit nicht nur eine hohe Abhängigkeit von der 

gewählten Versorgungsstrategie auf; vielmehr erlaubt das Konfigurationsmodell Her-

stellern und Lieferanten Informationsvorsprünge zusätzlich auszunutzen, da die Menge 
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aller möglichen Konfigurationen mechatronischer Produkte seitens der Kunden ver-

ständlicherweise nicht bekannt sein kann. 

3.2.2 Spezifische Flexibilitätsbedarfe mechatronischer Beschaffungsketten 

Bei beschränkt rationalem und opportunistischem Verhalten auf Hersteller- und Lie-

ferantenseite führen die erkannten Synchronisationsdefekte entlang der Beschaffungs-

kette kundenseitig zu strategischem Verhalten und erfordern hierfür spezifische Fähig-

keiten.  

Anforderung #1: Kontingentierungen 

Unter Flexibilitäts- bzw. Risikogesichtspunkten müssen Auftraggeber die Fähig-

keit besitzen, „Engpasspoker“ spielen zu können. Damit ist gemeint, dass Kunden 

größere Mengen ordern können, als sie faktisch benötigen, um dann im Zuge der 

Rationierung entsprechend ihrer nun gestiegenen Bestellmenge ein größeres Kon-

tingent zugeteilt zu bekommen. Dem Risiko von Nicht-Lieferung steht allerdings 

das Risiko der Lagerung und Verwendung des „Phantombestellmengenanteils“ 

gegenüber. Wird ein Engpasspoker gewonnen und im Zuge dessen ein größeres 

Bestelllos geliefert als faktisch benötigt, müssen Auftraggeber in der Lage sein, 

den Phantombestellmengenanteil kurzfristig zwischenzulagern oder weiterver-

wenden zu können. Der Flexibilitätsbedarf steigt zusätzlich für den Fall, dass 

Phantombestellungen gleich bei mehreren Herstellern oder Lieferanten platziert 

wurden, um das Risiko von Engpasssituationen zu reduzieren. In diesem Fall müs-

sen Aufträge kurzfristig storniert werden können, wobei die dabei entstehenden 

Opportunitätskosten (z. B. Stornierungskosten) die Bestellkosten nicht übersteigen 

dürfen.  

Anforderung #2: Order Batching 

Unter Flexibilitäts- bzw. Risikogesichtspunkten müssen Auftraggeber die Fähig-

keit besitzen „order batching“ vermeiden zu können und daher Aufträge (1) mehr-

fach ausschreiben oder (2) Ausschreibungen mit Lieferterminen vor dem fakti-

schen Materialbedarfszeitpunkt definieren zu können (Phantombedarfstermine). 

Dies beinhaltet die Fähigkeit, frühest- und spätestmögliche bzw. -zulässige Start- 

und Endzeitpunkte sowie Vorgangsdauern mit Blick auf Bestellungen, Anliefe-

rungen und Stornierungen definieren zu können. Dem Risiko einer zeitlichen 

Falschlieferung steht allerdings das Risiko der Lagerung und Verwendung eines 

sich hieraus ergebenden „Phantombestellzeitanteils“ bei zu frühem Liefereingang 

oder auch Strafzahlungen (Stornokosten) gegenüber. Das Risiko skaliert unter der 
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Annahme, dass Ausschreibungen gleich mehrfach an unterschiedliche Lieferanten 

erfolgten oder die Einlagerung in spezifischen Lagern (z. B. aufgrund notwendiger 

Qualitätssicherungsmaßnahmen während des Wareneingangs) zu erfolgen hat und 

damit die Menge verfügbarer Ressourcen zusätzlich beschränkt ist. 

Anforderung #3: Window Dressing 

Unter Flexibilitäts- bzw. Risikogesichtspunkten müssen Auftraggeber in der Lage 

sein, „Window Dressing“ mittels zusätzlicher Qualitätskontrollen sowohl vor Auf-

tragserteilung (z. B. Lieferantensperren) als auch bei Liefereingang, aufdecken zu 

können. Dies beinhaltet die Fähigkeit, bereits zum Bestellzeitpunkt auftragsspezi-

fische Qualitätssicherungspläne im Sinne von konkreten Qualitätssicherung-

Prüfmerkmalen und Methoden sowie Stichprobenumfängen festlegen zu können. 

Dem Risiko einer quantitativen und/oder qualitativen Falschlieferung steht aller-

dings das Risiko nur eingeschränkter Anlieferungsmöglichkeiten gegenüber: Die 

Prüfung von Liefereingängen setzt mitunter spezifische Ressourcen voraus, wel-

che nicht zwingend an jedem Lagerstandort verfügbar sind. Das Risiko skaliert un-

ter der Annahme, dass Qualitätsdefekte gleich mehrere Lieferanten betreffen 

und/oder Prüfungszeiträume im Wareneingang nicht ausreichen, sofern ein betref-

fendes Bauteil unmittelbar weiterverarbeitet bzw. weiterverwendet werden muss. 

In diesen Fällen entwickeln sich spezifische Anlieferungsorte bzw. Lager zu Eng-

passressourcen. 

Anforderung #4: Lagerfähigkeit 

Unter Flexibilitäts- bzw. Risikogesichtspunkten müssen Auftraggeber in der Lage 

sein, die Lagerfähigkeit mechatronischer Bauteile beurteilen zu können. Zu diesem 

Zweck müssen Auftraggeber nicht nur Lagerungsanforderungen mit Blick auf 

Raumtemperaturen (min./max.), Luftfeuchtigkeiten (min./max.), Produktabmaßen 

und -gewichten, sondern ferner auch Anforderungen hinsichtlich maximal zulässi-

ger Einlagerungsdauer, geeigneter Ladungsträger und Verpackungsmitteln definie-

ren können. Zuletzt müssen Auftraggeber speziell für elektronische Bauteile auch 

Schutzgas- oder Dry-Pack-Lagerungen sowie Bestromungen während der Einlage-

rung realisieren können. Dies betrifft gleichermaßen die Lagerbedingungen beim 

Hersteller, die Lagerbedingungen während des Transports und die Bedingungen 

im eigenen Warenlager. Dem Risiko von defekten Bauteilen infolge falscher oder 

zu langer Lagerung steht das Risiko gegenüber, Bauteile auf einem höheren Vor-

fertigungsgrad und damit zu höheren Preisen beschaffen zu müssen. Obwohl die 

Einlagerung auf einem vergleichsweise höheren Vorfertigungsgrad oder unter be-
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sonders anspruchsvollen Lagerbedingungen das Risiko möglicher Lagerungsde-

fekte reduziert, muss angenommen werden, dass hierauf aus wirtschaftlichen Er-

wägungen heraus – etwa aus Gründen der Kapitalbindung – im Einzelfall verzich-

tet werden muss.  

Anforderung#5: Ausfallwahrscheinlichkeiten & Versorgungsstrategien 

Unter Flexibilitäts- bzw. Risikogesichtspunkten müssen Auftraggeber in der Lage 

sein, teiletypspezifische bzw. vorfertigungsgradspezifische Ausfallwahrschein-

lichkeiten mechanischer und elektronischer Bauteile (Einzelteil, Baugruppe unte-

rer Ordnung, MFM usw.) vorab prognostizieren zu können. Dazu passend müssen 

Auftraggeber in der Lage sein, zugrunde liegende teiletypspezifische Herstellzeit-

punkte und Versorgungsstrategien identifizieren, diese unter Rückgriff auf spezifi-

sche Vertragstypen explizit ein-/ausschließen sowie unter Rückgriff auf Sonderan-

fertigungen kurzfristig umgehen zu können. Dem Risiko höherer Bezugspreise 

steht in diesem Fall das Risiko einer Materialbedarfsunterdeckung und hieraus re-

sultierenden Opportunitätskosten gegenüber. Zusätzlich sehen sich Auftraggeber 

im Fall einer Altteile-Wiederverwendung auch speziell mit dem Risiko der Pro-

dukthaftung konfrontiert. 

Anforderung#6: Interoperabilität 

Unter Flexibilitäts- bzw. Risikogesichtspunkten müssen Auftraggeber in der Lage 

sein, mittels geeigneter Prüfungsverfahren das Vorhandensein spezifischer Pro-

dukteigenschaften nachzuprüfen bzw. mittels spezifischer Vertragstypen eine 

langfristige Versorgung identischer, äquivalenter oder komplementärer Produkte 

sicherstellen zu können (Konfigurationsprüfungen). Andererseits erhöhen langfris-

tige Vertragsbeziehungen das Risiko von Lieferantenabhängigkeiten und damit 

potenziell steigenden Bezugspreisen. 

Eine zusammenfassende Darstellung der angenommenen Wechselwirkungen von 

Synchronisationsdefekten und Flexibilität findet sich in Abb. 26 skizziert. Die identifi-

zierten Wechselwirkungen sind entweder positiv (+) oder negativ (-). Im Fall von (0) 

wird keine spezifische Wirkung angenommen. Beispiel: Substitutionsflexibilität trägt 

dazu bei, das Risiko von Limited Interoperability zu begrenzen. Im Umkehrschluss 

könnte auch formuliert werden, dass die Fähigkeit, „Limited Interoperability“ während 

der Beschaffungsanbahnung und -abwicklung identifizieren zu können, zur Substituti-

onsflexibilität des einzelnen Akteurs aktiv beiträgt. Gleiches gilt für die Prüfflexibili-

tät: Sie trägt dazu bei, das Risiko von Transportschäden (Delivery) oder ungeplanten 

Produktausfällen (Failure Probability) zu begrenzen.  
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Abb. 26 Wirkungsweisen mechatronischer Beschaffungsketten 

3.3 Lösungsansätze 

3.3.1 Einordnung  

Zur Reduzierung der Informationsbeschaffungskosten werden nachfolgend ausgewähl-

te fachkonzeptuelle Modelle beschrieben und im Hinblick auf die zuvor identifizierten 

Anforderungen analysiert (u.a. Grubic und Fan 2010 S. 776-786). Die Beschreibung 

der Modelle erfolgt jeweils im Original, also auch unter Beibehaltung ihrer originären 

Modellierungssprache. Dieses sichert ihre semantische Richtigkeit und schließt poten-

zielle Modellverkürzungen systematisch aus.  

Zur Bewertung von Modellen sind in den letzten Jahren zahlreiche Arbeiten ent-

standen, welche dedizierte Bewertungskriterien für konzeptuelle Modelle zum Gegen-

stand haben (Frank 2000, S. 342-345). Der Großteil dieser Arbeiten ist darauf ausge-

richtet, Bezugsrahmen zur Modellbewertung anzubieten. So schlagen beispielsweise 

Moody und Shanks (1994, S. 94-111) sechs Kriterien speziell zur Bewertung von Enti-

ty-Relationship-Modellen vor: simplicity, understandability, flexibility, completeness, 

integration und implementability. Vergleichbar hierzu definieren Krogstie et al. (1995, 

S. 216-231) u.a. knowledge quality, syntactic quality, semantic quality und pragmatic 

quality als Qualitätsmerkmale von Modellen. Becker, Rosemann und Schütte (1995, S. 

435-445) haben in Anlehnung an die „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“ die 

„Grundsätze ordnungsmäßiger Modellierung“ entworfen. Sie formulieren sechs 

Grundsätze, nach denen Modelle zu konstruieren sind: Richtigkeit, Relevanz, Wirt-

Limited Usability Limited Warehousing Limited Ordering

Failure 

Probability

Inter-

operability

Storage 

Life
Availability Quoting Batching Delivery

Objekt-

flexibilität

Subs-

titution
– + – – – – –

Menge – – 0 0 + + 0

Modal-

flexibilität

Ort – – – – + + +

Zeit 0 – 0 + + + +

Preis 0 0 0 + + 0 0

Prüfung + + + + – – +

Struktur-

flexibilität
Verträge 0 0 0 0 0 0 0
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schaftlichkeit, Klarheit, Vergleichbarkeit und systematischer Aufbau. Aufbauend auf 

diesem Ansatz entwickelte Schütte (1998) mit seinen „Grundsätze(n) ordnungsmäßi-

ger Referenzmodellierung“ einen vergleichbaren Katalog an Modellierungsgrundsät-

zen. In jüngerer Zeit sind zur Bewertung konzeptueller Modelle Arbeiten von Fettke 

und Loos (2004a, S. 15-25; 2004b, S. 331-340), Moody (2005, S. 243-276) oder auch 

Frank (2006, S 118-140) hinzugekommen.  

Im Hinblick auf die vorliegende Arbeit erfolgt die Auswertung der einzelnen Model-

le unter Rückgriff auf ausgewählte, von Schütte (1998, S. 119-133) vorgestellte 

Merkmale, und zwar Konstruktionsadäquanz, Sprachadäquanz und Klarheit. Diese 

sind den „Grundsätzen ordnungsmäßiger Referenzmodellierung“ entliehen und in der 

Literatur ausreichend gut dokumentiert. Auf die Verwendung der Merkmale „Wirt-

schaftlichkeit“, „Systematischer Aufbau“ und „Vergleichbarkeit“ wird hingegen ver-

zichtet, da sie für das angestrebte Ergebnis der Arbeit nicht weiter von Bedeutung 

sind. 

 Die Konstruktionsadäquanz stellt das für die Erstellung fachkonzeptueller Modelle 

wichtigste Merkmal dar. Das Merkmal betont, dass Konsens hinsichtlich des zu 

modellierenden Objektsystems herrschen muss. Die berücksichtigten Objekte im 

Modell bestimmen in hohem Maße dessen Angemessenheit. Zur Sicherstellung der 

Konstruktionsadäquanz dienen in hervorragender Weise Theorien. Diese definieren 

gleichermaßen das zu modellierende Problem als auch die zu dessen Beschreibung, 

Analyse und Lösung notwendigen Konstrukte. Implizit schließt der Grundsatz der 

Konstruktionsadäquanz auch die Forderung nach Widerspruchsfreiheit mit ein. 

Ebenfalls weist dieser Grundsatz einen unmittelbaren Bezug zum 

Verwendungszweck (z. B. Organisationsgestaltung, Anwendungssystemgestaltung) 

eines Modells auf.  

 Während das Merkmal Konstruktionsadäquanz ein Kriterium zur Bewertung der 

Problemrepräsentation im Modell darstellt, wird beim Merkmal Sprachadäquanz 

die Beziehung zwischen dem konstruierten Modell und der verwendeten 

Modellierungssprache betrachtet. Die Sprachadäquanz gruppiert im Speziellen 

Merkmale zur Sprachrichtigkeit und Spracheignung. Die Spracheignung trifft 

Qualitätsaussagen im Hinblick auf die Eindeutigkeit einer Sprache (Ortner 1997, S. 

74-79), deren Semantik (Menge an Modellierungskonstrukten) und 

Verständlichkeit (im Hinblick auf den Modellierungszweck). Sprachrichtig sind 

Modelle immer genau dann, wenn sie vollständig und konsistent gegenüber der zur 

Anwendung kommenden Modellierungssprache sind. Ein faktisches Dilemma der 

Auswahl geeigneter Modellierungssprachen besteht jedoch darin, dass die dafür 
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notwendige fachliche Kompetenz, nicht zuletzt durch die Benutzung der Sprachen 

erworben wird. Der Umgang mit bestimmten Sprachen prägt die Präferenzen der 

Modellersteller und -betrachter.  

 Das Merkmal Klarheit bezieht sich auf die Verständlichkeit und die Eindeutigkeit 

von Modellen. Im Einzelnen werden hierunter eine adressatengerechte 

Hierarchisierung und Layoutgestaltung subsumiert. Dieses Merkmal steht dabei 

mit dem Merkmal Sprachadäquanz oftmals in Konflikt. So können methodische 

Erweiterungen, die eine semantisch mächtigere Abbildung eines Objektsystems 

erlauben, der Klarheit widersprechen, wenn das Modell dadurch an 

Nachvollziehbarkeit verliert. Das Prinzip der Hierarchisierung (synonym 

Dekomposition) dient dazu, die Verständlichkeit und Nachvollziehbarkeit des 

Modells sicherzustellen und führt beispielsweise dazu, dass in einem Modell 

unterschiedliche Abstraktionsebenen (synonym: Cluster) oder Layoutvorschriften 

für eine „bessere“ grafische Anordnung Anwendung finden.  

3.3.1.1 TOVE (ab 1992)  

Die im Rahmen des Toronto Virtual Enterprise (TOVE) Project 

(http://www.eil.utoronto.ca/enterprise-modelling/tove) entwickelten Modelle sind ein 

branchenneutraler Beitrag zur Unternehmensmodellierung (Fox 1992; Fox et al. 1993; 

TOVE 2002). Die Modelle wurden mit dem Ziel entwickelt, Unternehmen eine termi-

nologische Informationsbasis zur Verfügung zu stellen, welche diese bei Bedarf mit 

problemspezifischen Informationen zur Planung & Steuerung der Leistungserstellung 

unterstützt. Zu den wesentlichen Ergebnissen zählen eine Ressourcen-Ontologie (Fa-

del et al. 1994), Kosten-Ontologie (Tham et al. 1994), Organisations-Ontologie (Fox et 

al. 1996; 1998), Produkt-Ontologie (Lin et al. 1996), Aktivitäts-Zustand-Zeit-

Ontologie (Fox et al. 1998) sowie eine Ontologie für das Qualitätsmanagement (Kim, 

Fox und Gruninger 1999; Kim, Fox und Gruninger 1995).  

Die zur Modellierung von Leistungsflüssen relevanten Konstrukte sind im Wesentli-

chen Bestandteile der Produkt- und Organisations-Ontologie. Die von Fox et al. (1996; 

1998) vorgeschlagene Organisations-Ontologie berücksichtigt 14 Konstrukte, zu denen 

beispielsweise „Agent“, „Role“, „Position“ oder auch „Goal“ zählen (siehe nachfol-

gende Abbildung). Die von Lin et al. (1996) vorgeschlagene Produkt-Ontologie be-

schreibt Produkte anhand von „Parts“, „Features“, „Requirements“, „Constraints“ und 

„Version“. Die Implementierung erfolgte unter Verwendung der Sprachen C++ und 

Prolog. 
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Abb. 27 Fox et al. (1998, S. 10) – Tove Organisation-Ontologie  

Die Entwicklung der Modelle erfolgte unter Verwendung sogenannter Kompetenz-

fragen. Auf Theorien der Organisation und Produktion zur Identifikation geeigneter 

Konstrukte von Organisationen oder Produkten wurde verzichtet. Gleiches gilt im 

Hinblick auf spezifische Entscheidungssituationen. Stattdessen wurde auf Erfahrungs-

wissen der beteiligten Modellentwickler zurückgegriffen (Fox et al. 1998, Lin et al. 

1996 und Grüninger und Fox 1995). Inwieweit Modelle anderer Autoren wieder- 

und/oder weiterverwendet wurden, bleibt unangesprochen. Gleiches gilt im Hinblick 

auf spezifische Qualitätsanforderungen der Modellierung (z. B. Grundsatz der Klarheit 

im Sinne von Layoutvorschriften oder Namenskonventionen).  

3.3.1.2 Uschold et al. (1998)  

Im Rahmen des Enterprise Project der University of Edinburgh 

(http://www.aiai.ed.ac.uk/project/enterprise/) entwickelten Uschold et al. (1998) die 

Enterprise Ontology (EO). Die im Rahmen des Projekts entwickelten Ergebnisse soll-

ten Unternehmen in die Lage versetzen, unter Rückgriff auf präzisere Planungsgrund-

lagen, in „fast changing business environments“ flexibler reagieren zu können. Die 

Ergebnisse sind nicht an spezifische Branchen gebunden.  

Die Enterprise Ontology berücksichtigt fünf Bereiche. Die Meta-Ontology be-

schreibt die grundsätzlich notwendigen Konstrukte, welche zur Definition von Begrif-

fen sowie zur Berücksichtigung von „Zeit“ notwendig sind. In einem zweiten Bereich 

werden die zur Beschreibung von Prozessen notwendigen Konstrukte konzeptualisiert, 

zu welchen u. a. „Aktivitäten“, „Pläne“ und „Ressourcen“ zählen. Der Bereich „Orga-

nisation“ stellt als dritter Bereich Konstrukte zur Beschreibung und Abgrenzung von 

Unternehmen zur Verfügung (z. B. „natürliche Person“, „juristische Person“). Der Be-
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reich „Strategy“ definiert Konstrukte, welche dem strategischen Management zuzu-

ordnen sind. Dazu zählt die EO u. a. „Vision“, „Mission“ oder auch „Kritischer Er-

folgsfaktor“. Zuletzt finden sich im Bereich Marketing Konstrukte, welche dem Be-

reich Marketing & Vertrieb zuzuordnen sind (z. B. „Kunde“, „Preis“ oder „Marke“).  

Die Konstruktion der Modelle erfolgte unter Verwendung des von Uschold und 

King (1995) sowie Uschold (1996) vorgeschlagenen Vorgehensmodells. Auf Theorien 

der Organisation und Produktion zur Identifikation geeigneter Konstrukte von Organi-

sationen oder Produkten wurde verzichtet. Kompetenzfragen kamen ebenfalls nicht 

zum Einsatz. Insofern kann nicht nachvollzogen werden, aus welchen konkreten An-

forderungen die im Einzelnen dargestellten Konstrukte zurückzuführen sind. Inwie-

weit andere, bereits existierende Modelle zur Konstruktion der EO herangezogen wur-

den, ist nicht beschrieben. Gleiches gilt im Hinblick auf spezifische Qualitätsanforde-

rungen der Modellierung (z. B. Grundsatz der Klarheit im Sinne von Layoutvorschrif-

ten oder Namenskonventionen). Die Modellierung erfolgte unter Verwendung der 

Sprache Ontolingua.  

3.3.1.3 Scheer (2001) 

Das Modell von Scheer (2001), die Architektur integrierter Informationssysteme 

(ARIS), stellt einen in Wissenschaft und Praxis etablierten und branchenübergreifen-

den Ansatz zur Anwendungssystem- und Organisationsgestaltung dar. Die zur Model-

lierung von Leistungsflüssen relevanten Konstrukte sind Bestandteil der sog. Steue-

rungssicht. 

Zur Beschreibung logistischer Objekte bzw. im Speziellen von Produkten führt der 

Autor einen allgemeinen Leistungsbegriff ein. Dieser stellt eine Generalisierung von 

Sach- und Dienstleistungen dar. Informations- und sonstige Dienstleistungen sind Spe-

zialisierungen von allgemeinen Dienstleistungen. Leistungen können ferner aus ein-

zelnen (Teil-)Leistungen zusammengesetzt sein und besitzen somit eine Leistungs-

struktur. Weiter werden Leistungen mit denen zu ihrer Erstellung anfallenden Kosten 

bewertet – die Bewertung erfolgt anhand des Kostensatzes und der Kostenart. Kosten-

arten klassifizieren die in der Kostenrechnung anfallenden Kosten (so z. B. Material- 

oder Personalkosten). Kostensätze sind dagegen konkrete Durchschnittswerte einer 

Kostenart für eine spezifische Leistung oder Anteilssätze der Kostenart an den Ge-

samtkosten der Leistung. Ein weiteres wichtiges Merkmal von Leistungen ist, dass der 

Leistungsempfänger bereit ist, einen Preis dafür zu bezahlen, auch wenn dieses, anders 

als bei den Kosten, nicht explizit Gegenstand des Modells ist. 
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Die Beschreibung von Akteuren erfolgt unter Verwendung des „Organisationsein-

heit“-Konzepts (Scheer 2001, S. 164). Dieses Konzept strukturiert Ressourcen unter-

schiedlichen Typs, namentlich menschliche wie auch maschinelle Leistungsträger. 

Speziell maschinelle Leistungsträger können dabei vom Typ „materialverarbeitend“ 

und „informationsverarbeitend“ sein. Da Organisationseinheiten gleichzeitig sowohl 

nach menschlichen als auch technischen Leistungsträgern gebildet werden können, 

werden durch die „Ressourcenzuordnung“-Assoziationsklasse auch diese Zusammen-

hänge dargestellt, also z. B. die Zuordnungsmöglichkeit eines Anwendungssystems zu 

einer Abteilung „Einkauf“. Die geografische Verteilung von Organisationseinheiten 

wird durch die „Ansiedlung“-Assoziation zwischen den Klassen „Standort“ und „Or-

ganisationseinheit“ beschrieben. Die Strukturbeziehungen zwischen Organisa-

tionseinheiten werden unter Verwendung einer „Organisationsstruktur“-Klasse be-

schrieben. Der Leistungsfluss zwischen Organisationseinheiten wird unter Verwen-

dung der „Lieferung“-Assoziation beschrieben. Die mit „Zeit“ verknüpfte Assoziati-

onsklasse „Lieferung-Zeit-Zuordnung“ beinhaltet die konkreten Leistungsbeziehungen 

im Zeitablauf mit ihren Mengen- und Wertangaben.  

Inwieweit die in Abb. 28 zusammengefasst beschriebenen Konstrukte den methodi-

schen Anforderungen der Modellkonstruktion genügen, bleibt zumeist unangespro-

chen. Dies mag darauf zurückzuführen sein, dass konkrete Use Cases, aus denen die 

Konstrukte der Metamodelle im Einzelnen abzuleiten sind, in aller Regel fehlen. Glei-

ches gilt für den Theoriebezugsrahmen. Der Beitrag geht zwar von einer zu Beginn 

durchzuführenden strategischen Analyse aus, lässt die Frage nach dem Theoriebezugs-

rahmen aber letztendlich offen. Ferner wird nicht diskutiert, inwieweit Modelle ande-

rer Autoren zur Konstruktion weiter- oder auch wiederverwendet wurden. Die Mo-

dellerstellung des Beitrags erfolgte unter Verwendung von UML-Klassendiagrammen 

(Scheer 2001, S. 5). Aussagen im Hinblick auf spezifische Qualitätsanforderungen der 

Modellierung (z. B. Grundsatz der Klarheit (Layoutvorschriften, Namenskonventio-

nen)) werden keine getroffen. 
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Abb. 28 Scheer (2001, S. 56, S. 97 und S. 165) – Metamodell des ARIS Leistungsmodell 

3.3.1.4 Hagen (2003) 

Der Beitrag von Hagen (2003), das Ersatzteilmanagement-Support-System 

(ETMSS), ist ein branchenspezifischer Beitrag zur Lenkung ersatzteillogistischer Sys-

teme in der Automobilindustrie, konstruiert am Beispiel der Firma Hella KG Hueck & 

Co. Der Autor nimmt dabei an, dass das traditionelle Ersatzteilwesen mit seinem Fo-

kus auf die reine Ersatzteillogistik mit der Sicherstellung einer langfristigen Ersatzteil-

versorgung überfordert ist (Hagen 2003, S. 4). Als Ursachen der Überforderung be-

nennt er insbesondere Abkündigungen von Bauteilen der Halbleiterindustrie aufgrund 

technologiebedingter Obsoleszenz bzw. gegenläufige Technologielebenszyklen. 
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Die zur Beschreibung von Beschaffungsketten relevanten Konstrukte sind Bestand-

teil des Komponentendiagramms „Logistikprozesse“ und „ETM“. Im Einzelnen mo-

delliert sind „Teile“ (und deren Spezialisierungen), „Arbeitspläne“, „Herstellertypen“, 

„Versorgungsstrategien“ und „langfristige Bedarfsverläufe“.  

Die Konstruktion des Beitrags erfolgte laut Autor unter Verwendung des Systems 

Engineerings, Supply Chain Managements, Lebenszyklusmanagements und der Un-

ternehmensmodellierung (Hagen 2003, S. 5). Welches Konzept auf welche Theorie 

zurückzuführen ist, kann dabei jedoch nicht nachvollzogen werden. Inwieweit ande-

re, bereits existierende Modelle zur Konstruktion herangezogen wurden, ist nicht 

beschrieben. Gleiches gilt im Hinblick auf spezifische Qualitätsanforderungen der 

Modellierung (z. B. Grundsatz der Klarheit im Sinne von Layoutvorschriften oder 

Namenskonventionen). Die Modellierung erfolgte unter Verwendung von UML 

Komponentendiagrammen und Klassendiagrammen.  

 

Abb. 29 Hagen (2003, S. 96) – Ersatzteilmanagement-Support-System 
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3.3.1.5 Pawlaszczyk et al. (2004) 

Im Rahmen des Forschungsprojekts EwoMacs (Entwicklung & Optimierung der 

Logistik für Mass Customization in der Schuhindustrie) entwickelten Pawlaszczyk et 

al. (2004) das nachfolgend beschriebene Modell. Die im Rahmen des Projekts entwi-

ckelten Ergebnisse sollten dazu beitragen, Unternehmen der Schuhindustrie in die La-

ge zu versetzen, zwischenbetriebliche Mass-Customization-Beschaffungsketten effek-

tiver und effizienter koordinieren zu können.  

Die zur Beschreibung von Beschaffungsketten verfügbaren Konstrukte sind in 13 

Bereiche aufgeteilt: (1) Strategy, (2) Purpose, (3) Plans and Processes, (4) Activities, 

(5) Product, (6) Components and Modularization-Schemes, (7) Customer Profile, (8) 

Transfer Object and Flow, (9) Interfaces, (10) Decoupling Point, (11) Actor, (12) 

Supply-Chain-Network und (13) Performance Attributes and Metrics. Abb. 30 zeigt in 

diesem Zusammenhang einen Modell-Auszug aus dem Bereich „Purpose“. 

 

Abb. 30 Pawlaszczyk et al. (2004, o.A.) – Mass Customization Purposes 

Zur Konstruktion setzte der Beitrag auf der Enterprise Ontology auf und erweitert 

diese. Auf spezifische (Mass Customization)-Theorien zur Identifikation der darge-

stellten Konstrukte wurde dabei jedoch verzichtet. Dieses mag auch die Ursache dafür 

sein, dass die Systematisierung in die dargestellten Bereiche nicht disjunkt ist: Wes-

wegen beispielsweise „Aktivitäten“ kein Bestandteil von „Prozessen“ ist, kann nicht 

nachvollzogen werden; Gleiches gilt für „Akteure“ und „Supply Chain Networks“. Zu 

den spezifischen Qualitätsanforderungen der Modellierung (z. B. Grundsatz der Klar-

heit (Layoutvorschriften, Namenskonventionen)) werden keine Aussagen getroffen. 
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3.3.1.6 Dietrich (2007)  

Vergleichbar zur Arbeit von Pawlaszczyk et al. (2004) wurde auch der Beitrag von 

Dietrich (2007) im Rahmen des Forschungsprojekts EwoMacs (Entwicklung & Opti-

mierung der Logistik für Mass Customization in der Schuhindustrie) entwickelt. Dabei 

wurde angenommen, dass die in mehrstufigen Wertschöpfungssystemen agierenden 

Akteure autonom sind und die sich bildenden Beschaffungsketten zur Ausschöpfung 

von Individualisierungspotenzialen sich im Zeitablauf ändern können.  

Die einzelnen Konstrukte des Beitrags sind auf drei Modellebenen angeordnet (vgl. 

Abb. 31). Auf Ebene des Gesamtwertschöpfungssystems erfolgt die Darstellung bzw. 

Operationalisierung der Wettbewerbsstrategie in Form einer Übersicht des ökonomi-

schen Systems. Auf Ebene der Partialmodelle erfolgt die Detaillierung und themen-

spezifische Gruppierung (z. B. Kunde, Produkt) des Gesamtmodells. Zuletzt ordnet 

das Clustermodell die Bestandteile der Partialmodelle den einzelnen Akteuren des 

MC-Wertschöpfungssystems zu. 

 

Abb. 31 Dietrich (2007, S. 202) – Architektur Übersicht 

Die zur Beschreibung von Beschaffungsketten relevanten Konstrukte sind insbeson-

dere in den Partialmodellen „Akteur“ und Leistung zu identifizieren.  
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Abb. 32 Dietrich (2007, S. 204) – Klassendiagramm „Wertschöpfungssystem“ 

Die Akteure führen innerhalb des MC-Wertschöpfungssystems die Aktivitäten zur 

Leistungserbringung durch. Dabei nehmen Akteure mindestens eine der verfügbaren 

Rollen ein und verfügen über eine Menge von Fähigkeiten (Dietrich 2007, S. 200-

214). Im Einzelnen identifizierte der Autor folgende Akteurstypen: (1) Kunden (beauf-

tragen und spezifizieren die Leistungserbringung), (2) Spezifizierungsintermediäre 

(unterstützen die Leistungsspezifikation), (3) MC-Koordinatoren (bieten die Leis-

tungserbringung am Markt an und koordinieren das Wertschöpfungssystem), (4) Pro-

duzenten (übernehmen die physische Leistungserbringung) sowie (5) Zulieferer (wir-

ken an der Produktion mit und liefern Leistungsbestandteile). 

 

Abb. 33 Dietrich (2007, S. 205) – Klassendiagramm „Akteur“ 
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Der Autor schränkt den allgemeinen Leistungsbegriff im Weiteren auf physische 

Leistungen ein und definiert diese als Produkte. Als weiteres Konzept definiert der 

Autor den Auftrag, der die Basis eines Kaufprozesses darstellt und kompositiv aus ei-

ner Konfiguration und der Zuordnung zu einem Produktmodell entsteht. Die Konfigu-

ration enthält die Parameter zur Spezifikation des herzustellenden Produktes (Dietrich 

2007, S. 200-214). 

 

Abb. 34 Dietrich (2007, S. 208) – Klassendiagramm „Leistung“ 

Die Konstruktion der Modelle erfolgte unter Verwendung einer „in der betriebswirt-

schaftlichen Theorie fundierten Software-Engineering-Perspektive“. Im Speziellen 

kamen dabei Theorien der Neuen Institutionenökonomik zum Einsatz, welche eine 

Rationale für die im Rahmen der Modellentwicklung konstruierten Modelle lieferten. 

Inwieweit andere, bereits existierende Modelle zur Konstruktion herangezogen wur-

den, ist jedoch nicht beschrieben. Gleiches gilt im Hinblick auf spezifische Qualitäts-

anforderungen der Modellierung (z. B. Grundsatz der Klarheit im Sinne von Layout-

vorschriften oder Namenskonventionen). Die Modellierung erfolgte unter Verwendung 

unterschiedlicher Modellierungssprachen, namentlich VDM, UML sowie eigener 

Sprachkonstrukte. 

3.3.1.7 Giménez et al. (2008)  

Mit PRONTO (Wortschöpfung von Product Ontology) entwickelte das Autorenteam 

Giménez et al. (2008) einen branchenübergreifenden Beitrag zur Gestaltung von „ex-

tended supply chains“. Nach Aussagen der Autoren standen dabei insbesondere Frage-

stellungen eines „distributed product data management (DPDM)“ im Mittelpunkt und 

damit verknüpft die Herausforderung, produktrelevante Informationen, bezogen auf 

die Struktur und Eigenschaften eines Produktes, gleichzeitig auf unterschiedlichen 

Hierarchiestufen darstellen zu können.  
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Abb. 35 Giménez et al. (2008, S. 234) – PRONTO 

Zu diesem Zweck wurde auf eine Ontology-Engineering-Perspektive zurückgegrif-

fen und damit unter Anwendung von UML ein „Extended product data model“ zur 

Unterstützung der Produktionslogistik entwickelt. Spezifische Anforderungen der Pro-

duktions- und Kostentheorie scheinen dabei jedoch nicht berücksichtigt worden zu 

sein. Dieser Schluss liegt zumindest nahe, da aus dieser Theorie stammende Konstruk-

te, wie beispielsweise Elementarfaktoren oder auch Substitutions-

/Komplementärbeziehungen zwischen Elementarfaktoren, nicht berücksichtigt wur-

den. Inwieweit andere, bereits existierende Modelle zur Konstruktion herangezogen 

wurden, ist nicht beschrieben. Gleiches gilt im Hinblick auf spezifische Quali-

tätsanforderungen der Modellierung (z. B. Grundsatz der Klarheit im Sinne von Lay-

outvorschriften oder Namenskonventionen).  

3.3.1.8 Ye et al. (2008) 

Mit dem Ziel einer semantischen Integration unterschiedlicher Informationssysteme 

entwarf das Autorenteam eine branchenübergreifende Supply Chain Ontology (SCO), 

bestehend aus den Konstrukten „Supply_Chain“, „SC_Structure“, „Party“, „Role“, 

„Purpose“, „Activity“, „Resource“, „Transfer_Object“, „Performance“ und „Perfor-

mance_Metric“. Damit weist der Beitrag vergleichbare Konstrukte wie das Modell von 

Pawlaszczyk et al. (2004) auf. Unter Verwendung dieser Konstrukte erlaubt es der 

Beitrag, u. a. Aussagen zur Topologie von Beschaffungsketten, zum Grad der Auto-
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nomie der beteiligten Akteure, zu spezifischen Rollen und Aufgaben sowie logisti-

schen Objekten zu treffen. 

 

Abb. 36 Ye et al. (2008, S. 5) – SCO Modell 

Zur Entwicklung des Beitrages wurde auf Vorarbeiten der Enterprise Ontologie und 

SCOR (SCOR 2010) zurückgegriffen und hinsichtlich des Vorgehensmodells auf die 

Arbeiten von Uschold und King (1995) aufgebaut. Zur Modellbildung wurde die Spra-

che OWL verwendet. Aussagen im Hinblick auf die Berücksichtigung spezifischer 

Qualitätsanforderungen wurden nicht getroffen.  

3.3.1.9 Hepp (2011) 

Bei der von Hepp entwickelten GoodRelations Ontology 

(http://www.heppnetz.de/ontologies/goodrelations/v1.html#conceptual_overview) 

handelt es sich um einen branchenneutralen Beitrag zur Modellierung von E-

Commerce-Szenarien. Der Beitrag wurde mit dem Ziel entwickelt „to describe very 

precisely what your business is offering“ (vgl. http://wiki.goodrelations-

vocabulary.org/Documentation/Intro).  

Die Entwicklung der GoodRelations Ontology erfolgte unter Verwendung des sog. 

Agent-Promise-Object Principle. Dieses besagt, dass E-Commerce-Szenarien immer 

einen sogenannten „Agenten“ (also eine Person oder Organisation), ein „Objekt“ im 

Sinne von zu handelnden Produkten (Autos, Kameras, etc.), „Angebote“, welche die 

Objekte zum Gegenstand haben, und „Standorte“, an welchem diese Objekte verfügbar 

http://wiki.goodrelations-vocabulary.org/Documentation/Intro
http://wiki.goodrelations-vocabulary.org/Documentation/Intro
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sind, beinhalten. Diese Objekttypen stellen damit auch gleichermaßen die wesentli-

chen Konstrukte der GoodRelations Ontology dar, und zwar „Business entity“, „Of-

fering“, „Product or service“ und „Location“. Zusammengefasst berücksichtigt der 

Beitrag von Hepp in Summe 28 Konstrukte sowie verschiedene Attribute zur Be-

schreibung von Konstrukten, einzelner Instanzen und Relationen. 

Spezifische Theorien zur Ableitung geeigneter Konstrukte von Organisationen oder 

Produkten konnten nicht identifiziert werden. Gleiches gilt im Hinblick auf spezifische 

Entscheidungssituationen bzw. Use Cases. Inwieweit Modelle anderer Autoren wie-

der- und/oder weiterverwendet wurden, bleibt unangesprochen. Auch in diesem Fall 

konnten keine spezifischen Qualitätsanforderungen der Modellierung festgestellt wer-

den.  
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Abb. 37 Hepp (2011, o.A.) – GoodRelations  
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Tab. 9 Übersicht untersuchter fachkonzeptueller Modelle (1/3) 

Merkmal TOVE   

(ab 1992) 

Uschold et al. 

(1998) 

Scheer  

(2001) 

Konstruktions-

adäquanz 

Branche nicht spezifiziert nicht spezifiziert nicht spezifiziert 

Produkttyp nicht spezifiziert nicht spezifiziert nicht spezifiziert 

Theorien & Methoden 

zur Identifizierung 

relevanter Realwelt-

objekte 

Kompetenz-

fragen 

Kompetenz-

fragen 

nicht spezifiziert 

Sprach- 

adäquanz 

Sprache PROLOG Ontolingua UML  

Klassen-

diagramme 

Werkzeug nicht spezifiziert nicht spezifiziert nicht spezifiziert 

Vollständigkeit nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwende-

te Metamodell der 

Sprache nicht 

vollständig offen-

gelegt wurde 

nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwende-

te Metamodell der 

Sprache nicht 

vollständig offen-

gelegt wurde 

nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwende-

te Metamodell der 

Sprache nicht 

vollständig offen-

gelegt wurde 

Klarheit Cluster Ressource, Costs, 

Organisation, 

Product, Quality, 

Time-Activity 

Meta-Ontology, 

Processes, Orga-

nisation, Strategy,  

Marketing 

ARIS-Haus 

Layout- 

vorschrift 

nicht spezifiziert nicht spezifiziert nicht spezifiziert 
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Tab. 10 Übersicht untersuchter fachkonzeptueller Modelle (2/3) 

Merkmal Hagen  

(2003) 

Pawlaszczyk 

et al. (2004) 

Dietrich 

(2007) 

Konstruktions-

adäquanz 

Branche Automobil Schuh- und Le-

derwaren 

Schuh- und 

Lederwaren 

Produkttyp Mechatronische  

Produkte 

Individuelle 

Schuhe 

Individuelle 

Schuhe 

Theorien & Methoden 

zur Identifizierung 

relevanter Realwelt-

objekte 

Systemtheorie, 

SCM-Sekundär-

literatur, Systems 

Engineering  

Enterprise Onto-

logy 

Transaktions-

kosten- und 

Prinzipal-Agent-

Theorie 

Sprach- 

adäquanz 

Sprache u. a. UML  

Klassendiagramme 

OWL u. a. UML  

Klassen-

diagramme 

Werkzeug nicht spezifiziert nicht  

spezifiziert 

nicht spezifiziert 

Vollständigkeit nicht abschließend 

beurteilbar, da das 

verwendete Meta-

modell der Sprache 

nicht vollständig 

offengelegt wurde 

nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwende-

te Metamodell 

der Sprache nicht 

vollständig of-

fengelegt wurde 

nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwen-

dete Metamodell 

der Sprache 

nicht vollständig 

offengelegt 

wurde 

Klarheit Cluster ETM & Logistik-

prozesse 

13 Cluster (u. a. 

Strategy, Pur-

pose, Product) 

Wertschöp-

fungssystem-

Cluster; Partial-

modelle, IS-

Cluster 

Layout- 

vorschrift 

nicht  

spezifiziert 

nicht  

spezifiziert 

nicht  

spezifiziert 
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Tab. 11 Übersicht untersuchter fachkonzeptueller Modelle (3/3) 

Merkmal Giménez et al. 

(2008) 

Ye et al. 

(2008) 

Hepp (2011) 

Konstruktions-

adäquanz 

Branche nicht spezifiziert nicht spezifiziert nicht spezifiziert 

Produkttyp nicht spezifiziert nicht spezifiziert nicht spezifiziert 

Theorien & Methoden 

zur Identifizierung 

relevanter Realwelt-

objekte 

nicht spezifiziert Kompetenz-

fragen,  

Enterprise Onto-

logy, SCOR 

Agent-Promise-

Object-Principle 

Sprach- 

adäquanz 

Sprache OWL OWL DL Microdata Syntax 

Werkzeug nicht spezifiziert Protégé nicht spezifiziert 

Vollständigkeit nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwende-

te Metamodell der 

Sprache nicht 

vollständig offen-

gelegt wurde 

nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwende-

te Metamodell der 

Sprache nicht 

vollständig offen-

gelegt wurde 

nicht abschlie-

ßend beurteilbar, 

da das verwende-

te Metamodell der 

Sprache nicht 

vollständig offen-

gelegt wurde 

Klarheit Cluster keine identifiziert 10 Cluster  

(u a. SC-Structure 

Party, Role) 

keine identifiziert 

Layout- 

vorschrift 

nicht spezifiziert nicht spezifiziert nicht spezifiziert 

3.3.2 Lösungsbeitrag & Zwischenfazit 

Aus den Tabellen Tab. 9 bis Tab. 11 wurde bereits deutlich, dass der Großteil der 

Modelle von spezifischen Branchen, Produkten und Organisationsstrukturen abstra-

hiert. Bezogen auf mechatronische Beschaffungsketten sind diese Modelle daher viel-

fach unspezifisch bzw. verkürzt (in Anlehnung an Stachowiak 1973, S. 132). Die vor-

liegende Arbeit führt dies auf einen vielfach nur wenig explizierten Verwendungs-

zweck (im Sinne vordefinierter, logistischer Entscheidungssituation) zurück.  

Im Weiteren findet eine Eingrenzung auf das Merkmal Konstruktionsadäquanz statt. 

Daran wird konkret aufgezeigt, welchen Lösungsbeitrag die dargestellten fachkonzep-
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tuellen Modelle zur Informationsbeschaffung im Fall von Limited Ordering, Limited 

Warehousing und Limited Usability leisten. 

Tab. 12 Limited Ordering 

Anforderung Bewertung 

Kontingentierung Keines der untersuchten Modelle berücksichtigt explizit Phan-

tombestellmengenanteile. Dementsprechend können u .a. freie 

Lagerkapazitäten und sonstige „Weiterverarbeitungsressour-

cen“ nur unzureichend eingeplant werden. Bedarfsabhängig 

kann demzufolge auch nicht auf andere Lagerstandorte aus-

gewichen werden. 

Einzelne der untersuchten Modelle (z. B. Tove ab 1992, 

Scheer 2001) berücksichtigen zwar Kosten, abstrahierten je-

doch von spezifischen Kostenarten im Sinne von Kosten für 

Strafzahlungen und/oder Stornierungskosten im Fall zeitlicher 

und/oder mengenmäßiger Abweichungen (Opportunitätskos-

ten).  

Order Batching Hinsichtlich der Beschreibung unterschiedlicher „Materialbe-

darfszeitpunkte“ (fiktiver, tatsächlicher) bieten lediglich eini-

ge der untersuchten Modelle (z. B. Tove ab 1992, Scheer 2001 

oder auch Hepp 2011) hierfür notwendige Konstrukte (z. B. 

„Zeit“) dediziert an. Im Fall von Hagen (2003) und Ye et al. 

(2008) wird „Zeit“ beispielsweise lediglich implizit in Form 

„langfristiger Bedarfsverlauf“ und „Performance_Metric“ 

berücksichtigt.  

Keines der untersuchten Modelle erlaubt dediziert frühest- 

und spätestmögliche bzw. -zulässige Start- und Endzeitpunkte 

sowie Vorgangsdauern mit Blick auf Anlieferungen oder auch 

Stornierungen zu beschreiben. 

Window Dressing Keines der untersuchten Modelle berücksichtigt Konstrukte 

zur Beschreibung produkt- bzw. lieferantenspezifischer Quali-

tätssicherungspläne. Damit können weder vor noch nach Ver-

tragsabschluss (qualitativ/mengenmäßig) Prüfmerkmale von 

Bestell- und Lieferlosen definiert werden.  

Hiervon abgeleitet können weder für die Prüfung notwendige 

Infrastrukturen bzw. Anlieferungsorte oder technische Res-
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sourcen definiert noch Prüfungsdauern beschrieben werden. 

Zuletzt sind Qualitätssicherungspläne eine notwendige Vo-

raussetzung, um Retourensendungen begründet initiieren und 

mit Strafzahlungen versehen zu können. 

 

Tab. 13 Limited Warehousing & Limited Usability 

Anforderung Bewertung 

Lagerfähigkeit Keines der untersuchten Modelle erlaubt die Beschreibung 

dedizierter Lagerbedingungen mechatronischer Produkte, also 

beispielsweise max. Einlagerungsdauern, geeigneter Lagerbe-

hälter und Verpackungsmittel oder Lagerumweltbedingungen 

(Temperatur, Luftfeuchtigkeit, Schutzgas, Dry-Packs etc.) zur 

Vermeidung von Schäden.  

Keines der untersuchten Modelle erlaubt vergleichende Unter-

suchungen zu Lagerungskosten für den Fall, dass mechatroni-

sche Bauteile alternativ auf unterschiedlichen Vorfertigungs-

graden bezogen werden könnten.  

Ausfallwahrscheinlichkeit 

& Versorgungsstrategie 

Keines der untersuchten Modelle beschreibt explizit teiletyp-

spezifische Ausfallwahrscheinlichkeiten sowie geeignete Ver-

sorgungsstrategien. Zwar erlaubt das Modell von Hagen 

(2003) in diesem Zusammenhang als Einziges die Identifizie-

rung von Versorgungsstrategien, dies jedoch losgelöst von 

konkreten Lieferantenbeauftragungen.  

Ferner stellt keines der untersuchten Modelle dedizierte Kon-

strukte zur Beschreibung von unterschiedlichen Bezugsprei-

sen und Opportunitätskosten (z. B. bei Materialbedarfsunter-

deckungen) bereit. Konstrukte zur Abbildung von „Produkt-

haftung“ stellt lediglich Hepp (2011) zur Verfügung: „warran-

typromise“ und „warrantyscope“.  

Interoperabilität Die untersuchten Modelle erlauben zwar vielfach die Bildung 

von Produktstrukturen, bleiben jedoch in aller Regel zu abs-

trakt. Keines der untersuchten Modelle differenziert entspre-

chend der Klassifikationsstruktur mechatronischer Produkte in 

Einzelteile, Baugruppen unterer Ordnung, MFM, AMS und 

VMS. Einzig und allein die Arbeit von Hagen (2003) stellt 

Konstrukte zur Verfügung, welche neben der Bildung von 
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Produktstrukturen eine Differenzierung von elektronischen 

und nicht-elektronischen Bauteilen erlauben. 

Ferner treffen lediglich die Modelle von Scheer (2001), Hagen 

(2003), Pawlaszczyk et al. (2004), Dietrich (2007), Giménez 

et al. (2008) und Hepp (2011) Aussagen zu Produktstrukturen. 

Diese bleiben allerdings hinter den Anforderungen zurück, da 

sie keine dedizierte Beschreibung äquivalenter (z. B. Identtei-

le, Originalbauteile) und/oder komplementärer Bauteile zulas-

sen. 
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4 Grobentwurf 

Hauptkapitel 4 hat die Spezifikation des IT-Artefakts zur Aufgabe. Hierfür greift die 

Arbeit auf Methoden der objektorientierten Softwareentwicklung zurück. Das Haupt-

kapitel gliedert sich in drei Abschnitte. Das Kapitel 4.1 erläutert die bezüglich der 

Spezifikation vorab getroffenen Entwurfsentscheidungen. Darauf aufbauend erfolgt in 

Kapitel 4.2 eine weitergehende Operationalisierung und Spezifikation der funktionalen 

Anforderungen mechatronischer Beschaffungsketten, basierend auf den zuvor aufge-

zeigten allgemeinen Aufgabenmodellen und synchronisationsbedingten Flexibilitäts-

bedarfen. Die Spezifikation erfolgt in Form zeitlich strukturierter, funktionaler Anfor-

derungen unter Verwendung von Use Cases. Dabei handelt es sich um eine Stan-

dardsprache, welche typischerweise im fachkonzeptuellen Entwurf, also einer frühen 

Phase im Softwareentwicklungsprozess zur Anwendung kommt. Zuletzt erfolgt in Ka-

pitel 4.3 die Spezifikation des fachkonzeptuellen Modells. Das IT-Artefakt gründet auf 

den für die Use Cases relevanten Informationsobjekten des Limited Ordering, Limited 

Warehousing und Limited Usability. Zur Spezifikation des Datenmodells wird der Di-

agrammtyp Klassendiagramme verwendet.  

4.1 Entwurfsentscheidungen 

4.1.1 Anforderungen 

Basierend auf den IEEE-Glossar-Definitionen zum Spezifikationsbegriff (IEEE Std 

610.12:1990: „Glossary of Software Engineering Terminology“) wird eine Anforde-

rungsspezifikation im Folgenden als eine präzise und überprüfbare Dokumentation der 

wesentlichen Anforderungen an ein Anwendungssystem verstanden. Anforderungs-

spezifikationen beschreiben damit die wesentlichen von einem Anwendungssystem zu 

leistenden Aufgaben und skizzieren in groben Zügen damit ferner die zu leistende 

Entwicklungsaufgabe im Rahmen des sich an die Spezifikation anschließenden Ent-

wurfs (in Anlehnung an Ludewig und Lichter 2013, S. 375). Zur Darstellung der An-

forderungen haben sich im Laufe der Zeit unterschiedliche Spezifikationssprachen 

herausgebildet. Ludewig und Lichter (2013, S. 378-384) gruppieren diese zu formalen, 

grafischen und natürlichen Spezifikationssprachen.  

Bis heute entstanden zahlreiche formale Sprachen, die auf eine präzise Semantik 

und die Möglichkeit zur Bearbeitung mittels Algorithmen fokussiert. Formale Spezifi-
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kationssprachen erlauben Uneindeutigkeiten auszuschließen und Implementierungen 

unter Verwendung mathematischer Methoden (z. B. automatisiert mittels sogenannter 

„Model Checker“) auf Konsistenz gegenüber der Spezifikation zu verifizieren. In der 

Praxis ist es allerdings nach wie vor unmöglich, ein komplexes Anwendungssystem 

vollständig unter Verwendung formaler Sprachen zu spezifizieren. Hierfür sind zwei 

ungelöste Probleme anzuführen: (1) Formale Spezifikationssprachen sind für die 

Kommunikation mit Anwendungssystem-Nutzern und damit gerade in den frühen 

Phasen des Softwareentwicklungsprozesses ungeeignet. Deren mathematischer Cha-

rakter führt dazu, dass die Spezifikation und Überprüfung formaler Modelle nur mit 

großem Zeitaufwand erfolgen kann. (2) Ferner beschränken sich formale Spezifikati-

onssprachen ausschließlich auf funktionale Anforderungen. 

Mit formalen Spezifikationssprachen verwandt, sind präformale Spezifikationsspra-

chen. Präformale Sprachen fokussieren primär die Verständlichkeit und ingenieursmä-

ßige skizzenhafte Darstellung von Anforderungen, ohne eine formale Präzision jedoch 

gänzlich aufzugeben. Insbesondere in frühen Phasen des Softwareentwicklungsprozes-

ses ist dies von Bedeutung, da in dieser Phase zunächst einmal die „richtigen“ Anfor-

derungen im Mittelpunkt stehen. Diese „richtigen“ Anforderungen in „eindeutige“ An-

forderungen zu überführen, ist erst Gegenstand eines zweiten Schritts. Zu der Menge 

der präformalen Spezifikationssprachen zählte bis Anfang der 1990er-Jahre beispiels-

weise die „Structured Analysis and Design Technique“; mit dem Aufkommen der „ob-

jektorientierten Analyse“ wurden diese Ansätze durch die UML verdrängt. Mit Blick 

auf den Schnittbereich aus formalen und präformalen Spezifikationssprachen sei an 

dieser Stelle noch auf die Object Constraint Language (OCL) hingewiesen. Die OCL 

ist eine Sprache zur Formulierung mathematisch-logischer Aussagen und wurde 2004 

in die UML eingebunden. Allerdings ist vorerst noch unklar, welche Unterstützung 

Software-Modellierungswerkzeuge hierfür zukünftig bereitstellen werden und inwie-

weit sich diese UML-Erweiterung als Standard-Sprache der Softwareentwicklung 

durchsetzen wird. 

Wird weder formal noch präformal spezifiziert, erfolgt die Anforderungsdokumenta-

tion unter Verwendung einer natürlichen Sprache. Diese hat gegenüber den beiden 

zuvor genannten Möglichkeiten den Vorteil, grundsätzlich für jeden Leser verständlich 

zu sein und ohne spezielle Regeln und Werkzeuge auszukommen, sofern von den Re-

geln der Grammatik und der Rechtschreibung abgesehen wird. Um die Nachteile der 

natürlichen Sprache zumindest teilweise auszugleichen, wird in diesem Fall auf 

Sprachschablonen und/oder spezifische Regeln zur Anforderungsdokumentation zu-

rückgegriffen (vgl. Rupp 2009; Kapitel 6-7).  



126 

Mit Blick auf die eigene Arbeit erfolgt die folgende Spezifikation danach unter 

Verwendung präformaler und natürlicher Sprache, nämlich unter Verwendung von 

Use Cases und Textschablonen. Use Cases spezifizieren funktionale Anforderungen an 

ein Anwendungssystem aus einer Außensicht. Wesentliche Konstrukte von Use-Case-

Modellen sind (1) der einzelne Use Case innerhalb einer Anwendungssystemgrenze, 

(2) Akteure außerhalb des Anwendungssystems sowie (3) Beziehungen zwischen Akt-

euren, zwischen Akteuren und Use Cases als auch Use Cases untereinander (Oeste-

reich 2012, S. 242-270; Rupp und Queins 2012, S. 241-262; Jacobson et al. 2007, S. 

128-132).  

Use Cases werden durch Akteure initiiert, beschreiben die Interaktionen mit einem 

Anwendungssystem anhand eines zusammenhängenden Arbeitsablaufs und führen zu 

einem für einen Akteur wahrnehmbaren Ergebnis. Akteure können hierbei gleicher-

maßen maschinelle als auch personelle Aufgabenträger sein. Das Anwendungssystem 

ist diejenige Einheit, die das Verhalten, welches durch einen Use Case beschrieben 

wird, realisiert. Zuletzt kann es sich bei Assoziationen um gerichtete bzw. ungerichtete 

Beziehungen zwischen Modellelementen, um Include- bzw. Extend-Beziehungen zwi-

schen Use Cases oder Generalisierungen/Spezialisierungen von Use Cases handeln. 

Mit Include-Beziehungen wird ein Use Case zwingend in einen anderen Use Case ein-

gebunden und damit ein Teil dessen. Extend-Beziehungen bringen hingegen zum Aus-

druck, dass ein Use Case lediglich unter bestimmten Umständen durch einen anderen 

erweitert wird. Spezialisierung bzw. Generalisierung sind Abstraktionsprinzipien zur 

hierarchischen Strukturierung der Semantik von Use-Case-Modellen. Eine Spezialisie-

rung (bzw. Generalisierung) ist eine taxonomische Beziehung zwischen einem allge-

meinen und einem speziellen Element (bzw. umgekehrt), wobei jeweils das spezielle 

Element weitere Eigenschaften hinzufügt (vgl. Abb. 38). 

 

Abb. 38 Use Case Diagramm Beispiel 
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Nicht-funktionale Anforderungen entsprechend des bei ISO (2005) dokumentierten 

Qualitätsmodells, also Anforderungen an die Benutzbarkeit, Wartbarkeit oder auch 

Effizienz von Anwendungssystemen, werden im Weiteren nicht betrachtet. 

4.1.2 Fachkonzeptueller Entwurf 

Zur Erstellung des fachkonzeptuellen Entwurfs wird auf die Sprache „Klassendia-

gramm“ zurückgegriffen (Oestereich 2012, S. 271-295 und S. 296-320). Diese ist 

ebenfalls Bestandteil der UML und erlaubt eine datenorientierte Beschreibung ausge-

wählter Objektbereiche. Als Modellierungselemente werden innerhalb von Klassendi-

agrammen die Elementtypen „Klassen“ und „Beziehungen“ verwendet. Klassen kon-

zeptualisieren einen Klassennamen, die Attribute (Eigenschaften) einer Klasse sowie 

die Methoden, mittels derer auf eine Klasse zugegriffen werden kann. Beziehungen 

werden als Kanten konzeptualisiert (Abb. 39). Die Beziehungsrichtung zwischen Klas-

sen kann durch die Angabe eines Leserichtungspfeils konkretisiert werden.  

 

Abb. 39 Klassendiagramm Grundkonstrukte (Klassen, Beziehungstypen, Kardinalitäten) 

Abb. 40 zeigt ein beispielhaftes UML-Klassendiagramm. Darin wird die generelle 

Klasse „Käufer“ in die zwei Unterklassen „Privatkunde“ und „Geschäftskunde“ spezi-

alisiert. Zwischen der Klasse „Kunde“ und „Stückgut“ besteht eine Assoziation, die 

besagt, dass ein Kunde beliebig vielen Stückgütern zugeordnet sein kann. Jedem 

Stückgut kann aufgrund der Einmaligkeit nur ein einziger Kunde als Käufer zugeord-

net sein (1:n-Beziehung). 
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Abb. 40 Beispiel Klassendiagramm (Oestereich 2012, S. 271) 

Als Beziehungstypen finden oftmals Assoziationen, Aggregationen, Kompositionen, 

Generalisierungen und Abhängigkeiten Verwendung. Assoziationen beschreiben die 

Beziehung zwischen Klassen im Allgemeinen. Damit lassen sich syntaktische und se-

mantische Verbindungen zwischen den Objekten von Klassen konzeptualisieren. Ag-

gregation und Komposition sind hingegen Beziehungstypen, welche eine Realisierung 

von Teil-Ganzes-Strukturen erlauben. Ist bei einer Aggregation eine übergeordnete 

Klasse von einer untergeordneten Klasse existenzabhängig, wird von einer Kompositi-

on gesprochen. Um taxonomische Beziehungen zwischen Klassen modellieren zu 

können, sieht die UML den Beziehungstyp Generalisierung (bzw. Spezialisierung) vor. 

Mittels dieses Konzepts lassen sich Abstraktionsprinzipien zur Anwendung bringen 

und hierarchische Strukturierungen der Modellsemantik vornehmen. Als Abhängigkei-

ten werden Beziehungstypen bezeichnet, die abhängige und unabhängige Modellele-

mente unterscheiden. Änderungen an unabhängigen Elementen wirken sich auf die 

abhängigen Elemente aus. Zur näheren Spezifizierung von Beziehungstypen finden 

zuletzt Kardinalitäten, also quantitative Anforderungen, Verwendung. 
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4.2 SCOR-Anforderungen: SOURCE  

Die Beschreibung der funktionalen Anforderungen erfolgt in Anlehnung an SCOR 

„Source“. Das bedeutet, dass die zu spezifizierenden Use Cases zu den Use-Case-

Clustern (1) Schedule Material Delivery, (2) Receive & Verify Product oder (3) Au-

thorize Supplier Payment zählen. Neben Use Cases als solchen kommen zur Beschrei-

bung der inhaltlichen Anforderungen ferner Anforderungsschablonen zum Einsatz.  

Je Cluster und Aufgabe erläutern Anforderungsschablonen die jeweils zugrunde lie-

gende Aufgabenstellung bzw. Use Cases und benennen deren wesentliche Rationale 

im Sinne von Limited Ordering, Limited Warehousing und Limited Usability. Ferner 

dokumentieren die nachfolgenden Anforderungsschablonen den Adressatenkreis der 

Aufgabenstellung entlang der Beschaffungskette. 

4.2.1 Schedule Material Delivery 

4.2.1.1 Bestellplanung  

Erläuterung Gegenstand der Bestellplanung ist die Ermittlung der konkreten 

Nachfrageverteilung, abgeleitet aus dem Bestelleingang bzw. den 

einzelnen Auftragspositionen der nächsthöheren Wertschöpfungsstu-

fe innerhalb der Beschaffungskette. Die Nachfrageverteilung model-

liert den notwendigen Nettobedarf eines mechatronischen Bauteiltyps 

(VMS, AMS, MFM etc.) sowie die damit verbundenen notwendigen 

Bestelllose unter Berücksichtigung der Bedarfszeitpunkte. Die Be-

darfsplanung beinhaltet zu diesem Zweck eine Überprüfung der zu-

lässigen Produktkombinationen und Bestimmung äquivalenter Bau-

teilalternativen. Unter Berücksichtigung von Phantombestellmengen 

und Phantombedarfszeitpunkten sowie Einlagerungs- und/oder Wei-

terverarbeitungsmöglichkeiten greift die Bestellmengenplanung die 

Liste mechatronischer Bauteiltypen auf und unterteilt diese in hierfür 

notwendige Bestellmengen entsprechend der Bedarfstermine.  

Im Ergebnis generiert das System eine Menge geeigneter Bestellpla-

nungsvorschläge.  

Rationale /  

Flexibilitätsbedarf 

 Limited Ordering 

 Limited Warehousing 

 Limited Usability 



130 

Durchführende 

Akteure 

 Endkunden 

 Groß- und Einzelhändler 

 Primärprodukthersteller 

 Teilehersteller 

4.2.1.2 Vereinbarung 

Beschreibung Gegenstand der Vereinbarung ist die Lieferantenauswahl. Diese ba-

siert auf der insgesamt notwendigen Bestellmenge, den Bedarfszeit-

punkten sowie dem/den erforderlichen Anlieferungsort(en). Zu die-

sem Zweck bestimmt das System geeignete Lieferanten und lieferan-

tenspezifische Bestelllose oder empfiehlt die Einholung zusätzlicher 

Lieferantenangebote sofern kein Lieferant die initialen Produkt- bzw. 

Lieferanforderungen vollständig erfüllt. 

In diesem Zusammenhang hat das System lieferantenspezifische Bau-

teil-Verfügbarkeiten, Versorgungsstrategien und Qualitätssiche-

rungspläne mechatronischer Produkte zu berücksichtigen, um einen 

vordefinierten Lieferservice hinsichtlich Lieferzeit, Lieferbeschaffen-

heit, Lagerbedingungen sowie Langfristversorgung sicherzustellen. 

Qualitätssicherungspläne umfassen bauteilspezifische Prüfmerkmale, 

-methoden und -dauern sowie hierfür notwendige Ressourcen (Läger, 

Transportmittel usw.). 

Rationale /  

Flexibilitätsbedarf 

 Limited Ordering 

 Limited Warehousing 

 Limited Usability 

Durchführende 

Akteure 

 Endkunden 

 Groß- und Einzelhändler 

 Primärprodukthersteller 

 Teilehersteller 
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Abb. 41 Use Case Bestellplanung & Vereinbarung 

4.2.1.3 Bestellüberwachung 

Beschreibung Gegenstand der Bestellüberwachung ist das Anfragen, Mahnen oder 

Stornieren von Bestellungen mechatronischer Produkte. Zu diesem 

Zweck erstellt das System eine Übersicht anzufragender, zu mahnen-

der oder stornierender Lieferanten und Bestellungen.  

In diesem Zusammenhang hat das System lieferantenspezifische 

Stornierungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung dadurch entste-

hender Opportunitätskosten (Stornokosten, Einlagerungskosten bei 

Lieferannahme) oder auch Mahngebühren bei verspäteter Anliefe-

rung anzubieten. 

Rationale /  

Flexibilitätsbedarf 

 Limited Ordering 

 Limited Warehousing 

 Limited Usability 

Durchführende 

Akteure 

 Endkunden 

 Groß- und Einzelhändler 

 Primärprodukthersteller 

 Teilehersteller 
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Abb. 42 Use Case Bestellüberwachung 

4.2.2 Receive & Verify Product 

4.2.2.1 Wareneingangsplanung 

Beschreibung Gegenstand der Wareneingangsplanung ist die Zuordnung von Be-

stelllosen auf Wareneingangsressourcen (Abladestellen, Förderfahr-

zeuge usw.). Zu diesem Zweck erstellt das System einen Zuordnungs- 

und Reihenfolgenplan, basierend auf einer grundsätzlichen Einlage-

rungsstrategie, z. B. „First-In-First-Out“ (FIFO) oder „Last-In-First-

Out“ LIFO (Analogie: produktionswirtschaftliche Maschinenbele-

gungsplanung). In diesem Zusammenhang hat das System Phantom-

bestellmengen sowie lieferantenspezifische Qualitätssicherungspläne 

zu berücksichtigen, um die Kapazität und Verfügbarkeit geeigneter 

Wareneingangsressourcen adäquat beurteilen zu können. Im Einzel-

fall kann die Wareneingangsplanung auch eine Avisierung, also Veri-

fizierung der ursprünglichen Anliefertermine, umfassen. 

Rationale /  

Flexibilitätsbedarf 

 Limited Ordering 

 Limited Warehousing 

 Limited Usability 

Durchführende 

Akteure 

 Endkunden 

 Groß- und Einzelhändler 

 Primärprodukthersteller 
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 Teilehersteller 

 

 

Abb. 43 Use Case Wareneingangsplanung 

4.2.2.2 Warenannahme & Einlagerung 

Erläuterung Gegenstand der Warenannahme & Einlagerung ist die Prüfung der 

Lieferbeschaffenheit (Verpackung, Etikettierung, Bruch etc.) der me-

chatronischen Bauteile, der Abgleich von Bestell- und Lieferlosen 

sowie, optional, die anschließende innerbetriebliche Transportpla-

nung der überprüften Lieferlose zu einem geeigneten Verbrauchs- 

oder Lagerort. Zu diesem Zweck empfiehlt das System lieferanten- 

bzw. teiletypspezifisch geeignete Qualitätsprüfungspläne und Stich-

probenumfänge, um die Einlagerung bzw. Weiterverwendung funkti-

onal ungeeigneter bzw. defekter mechatronischer Bauteile zu vermei-

den. Zuletzt hat das System die Erstellung von Schadensanzeigen zu 

unterstützen. 

Rationale /  

Flexibilitätsbedarf 

 Limited Ordering 

 Limited Warehousing 

 Limited Usability 

Durchführende 

Akteure 

 Endkunden 

 Groß- und Einzelhändler 

 Primärprodukthersteller 
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 Teilehersteller 

 

 

Abb. 44 Use Case Warenannahme & -einlagerung 

4.2.3 Authorize Supplier Payment 

4.2.3.1 Rechnungsprüfung 

Erläuterung Gegenstand der Rechnungsprüfung ist der Abgleich von Rechnungen 

und Wareneingängen sowie die Rechnungsnachbearbeitung. Zu die-

sem Zweck erstellt das System eine Vorschlagsliste zu prüfender 

Vorgänge. In diesem Zusammenhang hat das System lieferantenspe-

zifische Abweichungen von wert- und/oder mengenmäßigen Toleran-

zintervallen zu berücksichtigen, basierend auf dem Ergebnis der Qua-

litätsprüfung sowie den sonstigen vereinbarten Auftragsbedingungen 

(z. B. in Form von Skonti, Rabatten oder Strafzahlungen für Mangel-

lieferungen). 

Rationale /  

Flexibilitätsbedarf 

 Limited Ordering 

 Limited Warehousing 

 Limited Usability 

Durchführende  

Akteure 

 Endkunden 

 Groß- und Einzelhändler 

 Primärprodukthersteller 
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 Teilehersteller 

4.2.3.2 Regulierung 

Erläuterung Gegenstand der Regulierung ist der Ausgleich offener Bestellungen 

durch Zahlung an den Lieferanten. Erfolgte eine Beauftragung bei 

mehreren Lieferanten, hat das Anwendungssystem einen Reihenfol-

geplan unter Rückgriff auf geeignete Prioritätsregeln (z. B. A-, B-, C- 

Lieferant) zu erstellen. In diesem Zusammenhang hat das System 

wiederum die Konditionen zu berücksichtigen, welche neben Oppor-

tunitätskosten auch Zahlungslauffristen berücksichtigen. 

Rationale /  

Flexibilitätsbedarf 

 Limited Ordering 

 Limited Warehousing 

 Limited Usability 

Durchführende  

Akteure 

 Endkunden 

 Groß- und Einzelhändler 

 Primärprodukthersteller 

 Teilehersteller 

 

 

Abb. 45 Use Case Rechnungsprüfung & Regulierung 
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4.3 SCOR-Implementation Datenmodell  

Die im vorangegangenen Kapitel dargestellte Use-Case-Struktur spiegelt sich in den 

in diesem Kapitel beschriebenen und für die Aufgabenerfüllung notwendigen Kon-

strukten wider. Der Aufbau des Datenmodells erfolgt in zwei Stufen: Zunächst werden 

stammdatenrelevante Grundkonstrukte eingeführt und vorgestellt. Anschließend erfol-

gen die Einführung und Vorstellung der für die SCOR-Auftragsabwicklung relevanten 

Konstrukte. Bei den im Weiteren vorgestellten Konstrukten handelt es sich nach Auf-

fassung des Autors um einen initialen Grobentwurf zur Unterstützung der zuvor spezi-

fizierten und erläuterten Use Cases. Die Ausdetaillierung jener Konstrukte ist Bestand-

teil des Feinentwurfs. Letzteres ist jedoch nicht mehr Bestandteil der Arbeit. 

4.3.1 Grundkonstrukte 

4.3.1.1 Mechatronische Produkte 

Im Mittelpunkt dieses Clusters steht das Konstrukt Produkt. Ein Produkt ist immer 

genau einer Produktgruppe zugeordnet. Produktgruppen dienen der Strukturierung des 

Beschaffungssortiments in dessen Breite (Anzahl an Produktgruppen) und Tiefe (An-

zahl an Hierarchiestufen). Können Fremdbezugsgüter nicht produktgenau erfasst wer-

den (z. B. Unterlegscheiben), gelten jene Fremdbezugsgüter als Sammelprodukte. Die 

Produkt_Struktur bzw. deren Spezialisierungen VMS, AMS, MFM, Baugruppe unterer 

Ordnung und Einzelteil erlaubt Aussagen zur Rekursionsebene eines Produkts zu tref-

fen. 

Ferner werden Produkten im Folgenden „logistische Einheiten“ zugewiesen. Darun-

ter werden „Ladungsträger“ und „Verpackungen“ zum Schutz und zur Einlagerung 

mechatronischer Bauteile verstanden. Ladungsträger sind tragende Mittel zur Zusam-

menfassung von Produkten zu Ladeeinheiten, z. B. umschließende Gitterboxen oder 

Paletten. Vergleichbar zu Produkten und Produktgruppen können auch logistische 

Einheiten hierarchisch strukturiert sein (z. B. eine Palette in einem Container). Zuletzt 

sind logistische Einheiten geeigneten Lagerorten und Lagerräumen zuzuordnen. Dies 

ist im Fall mechatronischer Produkte bedeutsam, da diese unter Umständen spezifische 

Anforderungen an die Raumtemperatur, Luftfeuchtigkeit usw. stellen. Mit Blick auf 

die Produktseite finden sich die hierzu korrespondieren Merkmale in den Klassen Pro-

dukt_Lager und Produkt_Auftragsabwicklung beschrieben. 

Im Kontext von Beschaffungsketten ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass die un-

mittelbar zuvor beschriebenen Produktkonstrukte ohne Bezugspunkt auf jeder Liefer-
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stufe gleichermaßen Verwendung finden können. Insofern ist vorstellbar, dass ein und 

dasselbe Produkt auf Lieferantenseite als Baugruppe oder MFM wahrgenommen wird, 

während es sich aus Kundensicht um ein Einzelteil handelt. 

Insbesondere kann unter Verwendung dieses Modells eine Differenzierung mechat-

ronischer Produkte nach Bauteilen, Strukturen und Varianten vorgenommen werden. 

Das Modell erlaubt, Aussagen zu Substitutions- und Komplementärprodukten (In-

teroperabilität) sowie zu zu erwartenden Ausfallwahrscheinlichkeiten zu formulieren. 

Zuletzt berücksichtigt dieser Datencluster spezifische Lager- und Transportbedingun-

gen sowie verfügbare Wareneingangskontrollen und erlaubt auf diese Weise auch La-

ger- bzw. Ressourcenplanungsentscheidungen (z. B. Lagerorte, Verpackungsmittel, 

Ladungsträger). Die im Modell verwendeten Attribute seien nachfolgend aufgeführt 

und erläutert.  

 

Abb. 46 Klassendiagramm „Mechatronische Produkte“ 
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Tab. 14 Merkmal-Glossar zum Klassendiagramm „Mechatronische Produkte“ 

Limited Ordering 

Attribute 

Beschreibung Wertebereich 

Produktnummer identifiziert mechatronisches Bauteil 

auf Typebene 

String 

Bezeichnung benennt den Namen des mechatroni-

schen Bauteils 

String 

Seriennummer identifiziert mechatronisches Bauteil 

auf Instanzebene 

String 

Technologie definiert den Vorfertigungsgrad me-

chatronischer Bauteile 

List (Software, Elektronik, 

Mechanik, Inte-

griert/Mechatronik) 

Herstelldatum definiert den Herstellungszeitpunkt Date 

Bezugsort definiert das Herkunftsland List (ISO 3166) 

Anlieferort definiert den Anlieferort List (Anlieferorte) 

Verwendungsort definiert den Weiterverwendungsort List (Verwendungsorte) 

Substitute definieren Alternativprodukte für 

den Fall, dass das eigentlich zu be-

schaffende mechatronische Bauteil 

nicht verfügbar ist 

List (Produktnummern) 

Komplemente definiert komplementär verbaubare 

bzw. verwendbare mechatronischer 

Bauteile 

List (Produktnummern) 

Limited Usability 

Attribute 

Beschreibung Wertebereich 

Ausfall-

wahrscheinlichkeit 

definiert die im Durchschnitt erwar-

tete Produktnutzungsdauer  

List (Reserveteil, Ver-

schleißteil) 

Limited Warehou-

sing Attribute 

Beschreibung Wertebereich 

Zulässige  

Umgebungstemperatur 

definiert die min./max. zulässige 

Raumtemperatur, zu welcher ein 

mechatronisches Bauteil gelagert 

werden darf (in °C) 

Integer 

Durchschnittliche  

Raumtemperatur 

definiert die durchschnittliche Lager-

raumtemperatur (in °C) 

Integer 
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Zulässige  

Luftfeuchtigkeit  

definiert die max. zulässige Luft-

feuchtigkeit, zu welcher ein mechat-

ronisches Bauteil gelagert werden 

darf 

Integer 

Durchschnittliche  

Luftfeuchtigkeit 

definiert die durchschnittliche Lager-

raumluftfeuchtigkeit 

Integer 

Schutzgaslagerung definiert die Zugabe von Schutzgas Boolean 

Dry-Packs Lagerung definiert die Zugabe von Dry-Packs Boolean 

Lagervolumen  definiert Höhe x Länge x Breite (in 

cm) eines mechatronischen Bauteils 

Integer 

Nettogewicht definiert das Produktgewicht ohne 

Verpackung (in kg) 

Integer 

Bruttogewicht definiert das Produktgewicht mit 

Verpackung (in kg) 

Integer 

Maximale  

Einlagerungsdauer 

definiert den Zeitpunkt, bis zu dem 

ein mechatronisches Bauteil unter 

geeigneten Bedingungen defektfrei 

eingelagert werden kann  

Date 

QS-Ressourcen definiert die an einem Lagerort ver-

fügbaren Ressourcen zur Qualitätssi-

cherung 

List (QS-Ressourcen) 

Qualitätssicherungs-

plan 

definiert die für ein mechatronisches 

Bauteil notwendigen Qualitätssiche-

rungsmethoden, Prüfmerkmale und 

zulässige Toleranzen 

List (Qualitätssicherungs-

pläne) 

4.3.1.2 Akteure 

Im Mittelpunkt dieses Clusters steht das Konzept Geschäftspartner_Lieferant. Dabei 

handelt es sich um einen spezifischen Geschäftspartner mit eigener Struktur zur Ab-

bildung mehrstufiger Akteursstrukturen. Identifiziert bzw. beschrieben werden Liefe-

ranten unter Verwendung der globallocation_id (siehe Kapitel 2.1). Die Verwendung 

und Spezialisierung des Konzepts Geschäftspartner ist zwingend, da andernfalls nicht 

zwischen Anbietern und Abnehmern bzw. Lieferanten und Kunden differenziert wer-

den kann. Betreut werden Lieferanten von Einkäufern. Zuletzt definiert der Bezugs-

nachweis den einzelnen Beschaffungsauftrag.  
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Abb. 47 Klassendiagramm „Akteure“ 

Tab. 15 Merkmal-Glossar zum Klassendiagramm „Akteure“  

Limited Ordering 

Attribute 

Beschreibung Wertebereich 

Global_Location_ID definiert den Hersteller weltweit ein-

deutig 

String 

Versandort lokalisiert die Versandorte der Ware List (ISO 3166) 

Durchschnittliche 

Anlieferort-Lieferzeit 

definiert die durchschnittliche Lie-

ferzeit bzgl. des Anlieferstandorts (in 

Tagen) 

Integer 

Durchschnittliche  

Anlieferort-Lieferzeit-  

Varianz 

definiert die Varianz der durch-

schnittlichen Standort-Lieferzeit (in 

Tagen) 

Integer 

Beauftragter fruehester 

Liefertermin 

definiert den frühest möglichen Lie-

fertermin 

Date 

Beauftragter spaetester 

Liefertermin 

definiert den spätest zulässigen Lie-

fertermin 

Date 
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4.3.1.3 Konditionen 

Konditionen sind spezifische Preis- und Zahlungsbedingungen, welche Geschaefts-

partner_Abnehmer gegenüber ihren Geschaeftspartner_Lieferanten offerieren. Die 

Konditionen beziehen sich dabei immer auf einen spezifischen Produkttyp und gelten 

für einen spezifischen Hersteller bzw. Lieferanten. Abhängig davon, worauf sich eine 

einzelne Kondition bezieht (z. B. Mengen, Preise, Bestell- und/oder Zahlzeitpunkte) 

können diese unterschiedlichen Konditionsgruppen zugeordnet werden.  

Im Hinblick auf die zuvor definierten Anforderungen leistet das Modell einen Bei-

trag bzgl. der Festlegung verlässlicher Lieferkontingente und -termine. Ebenso berück-

sichtigt das Modell Elemente zur Festlegung von Strafzahlungen bei Falschlieferung 

und/oder Mangellieferungen (z. B. aufgrund von Produktions- und/oder Transport-

schäden). Zuletzt bringt das Merkmal „zeitraum_vor_lieferung“ zum Ausdruck, dass 

Konditionen immer auch an Lieferfristen gebunden sein müssen. Abhängig davon, zu 

welchem Zeitpunkt eine Beauftragung erfolgt, müssen, bezogen auf den benötigten 

Liefertermin, unterschiedliche Vertragskonditionen gelten können (z. B. bei Express-

lieferungen).  

 

Abb. 48 Klassendiagramm „Konditionen“ 
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Tab. 16 Merkmal-Glossar zum Klassendiagramm „Konditionen“  

Limited Ordering 

Attribute 

Beschreibung Wertebereich 

Bestellzeitraum (start) definiert den Zeitpunkt, ab welchem 

ein mechatronisches Bauteil bestellt 

werden darf 

Date 

Bestellzeitraum (ende) definiert den Zeitpunkt, ab welchem 

ein mechatronisches Bauteil nicht 

mehr bestellt werden darf 

Date 

Gültig für Mindestbe-

stellmenge 

definiert die Bestelluntergrenze, zu 

der die Kondition gültig ist 

Integer 

Gültig für max. Bestell-

menge 

definiert die Bestellobergrenze, zu 

der die Kondition gültig ist 

Integer 

Bestellfrist vor Lieferung definiert den Zeitpunkt vor Liefe-

rung, bis zu welcher die Kondition 

gültig ist 

Date 

Herstelldatum definiert den Zeitpunkt der Bauteil-

herstellung 

Date 

Bezugspreis definiert den zulässigen Preis der 

beauftragten Leistung  

Integer 

Waehrung definiert die gültige Währung List (Waehrungen) 

Strafzahlung (Mangel) definiert die Höhe der Strafzahlung 

bei Mangellieferung 

Integer 

Strafzahlung  

(Stornierung) 

definiert die Höhe der Strafzahlung 

bei Stornierungen 

Integer 

Importzoll definiert die vom Versandort abhän-

gigen Zollkosten (in €) 

Integer 

Versorgungsstrategie definiert die anzubietende Versor-

gungsstrategie 

List (Versorgungsstra-

tegien) 

4.3.2 Auftragsabwicklung 

Im Mittelpunkt des Clusters „Schedule Material Delivery“ steht das Konstrukt Be-

zugsnachweis. Der Bezugsnachweis (synonym: Bestellung) setzt sich aus einem Be-

stellkopf mit Bestelldatum, Lieferterminen und Anlieferort zusammen. Eine Bestel-

lung wird dabei als eine assoziative Klasse zwischen Geschäftspartner_Lieferant und 
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Geschäftspartner_Abnehmer modelliert. Die einzelnen Bestellpositionen sind als asso-

ziative Klasse von Produkt und Bezugsnachweis modelliert. 

Die Dispositionsangaben umfassen die Methoden zur Prognose von Bedarfsmengen 

und -zeitpunkten der erforderlichen mechatronischen Produkte. In diesem Zusammen-

hang konzeptualisiert der Nettobedarf den verbrauchsortbezogenen Nettobedarf, also 

den Bruttobedarf abzüglich des vor Ort verfügbaren Lagerortbestands abzüglich etwa-

iger Reservierungen.  

 

Abb. 49 Klassendiagramm „Schedule Material Delivery“ 

Im Mittelpunkt des Clusters „Receive & Verify Product“ stehen die Konstrukte Be-

zugsnachweis und Lieferschein. Das Modell erlaubt, dass ein Geschaefts-

partner_Abnehmer zu einem Zeitpunkt mehrere Lieferungen beziehen, eine Warenlie-

ferung zu einem Zeitpunkt jedoch nur einen Geschaeftspartner_Lieferant und einen 

Geschaeftspartner_Abnehmer betreffen. Einem Lieferschein ist mindestens eine Lie-

ferscheinposition zugeordnet. Abhängig vom Zeitpunkt im Prozess sind Lieferschein-

positionen zunächst unbewertet oder bewertet. Durch die Beziehung zwischen der Lie-

ferscheinposition und der Bestellposition können auf Positionsebene Bestellungen mit 

Lieferungen verglichen werden. Der aktuelle Bestand eines mechatronischen Bauteils 

ist als assoziative Klasse Lagerortbestand zwischen Produkt und Lagerort modelliert. 

Die Wareneingänge werden zum Bestand hinzugebucht, wobei eine Buchung lager-

platzbezogen erfolgen kann, um auch eine spätere, lagerplatzbezogene Bestandsauf-

nahme durchführen zu können.  
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Abb. 50 Klassendiagramm „Receive & Verify Product“ 

Im Mittelpunkt des Clusters Rechnungsprüfung steht das Konstrukt Rechnung. Die 

Rechnung ergibt sich als assoziative Klasse von Geschaeftspartner_Lieferant und Ge-

schaeftspartner_Abnehmer. Eine Rechnung besteht aus mindestens einer Rechnungs-

position und bezieht sich immer auf mindestens einen bewerteten Lieferschein. Neben 

einem Vergleich von Rechnung und bewertetem Wareneingang auf Summenebene ist 

ferner eine Möglichkeit zum Vergleich von Rechnungen und zugehörigem Warenein-

gang auf Positionsebene erforderlich. Die Differenzen zwischen Rechnung und bewer-

tetem Wareneingang dienen der Analyse von Lieferanten im Zeitablauf. Auf dieser 

Basis wird untersucht, welche Differenzen sich bei den einzelnen Lieferanten ergaben, 

welche Ursachen sie hatten und ob in Zukunft auf eine Prüfung bei bestimmten Liefe-

ranten verzichtet werden kann.  
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Abb. 51 Klassendiagramm „Authorize Supplier Payment“ 
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5 Integration 

In Hauptkapitel 5 erfolgt die Beurteilung der Reife des konstruierten IT-Artefakts. 

Hierfür kommt die Methode „zusicherungsbasierte Integration“ zur Anwendung. Diese 

Methode erlaubt eine vergleichende Untersuchung des konstruierten IT-Artefakts in 

Bezug auf den industriellen Standard ISO 10303 (STEP) und eine „Standortbestim-

mung“ im Hinblick auf das Potenzial des IT-Artefakts zur flexiblen Beschaffungsket-

tenintegration. Die Beurteilung des IT-Artefakts erfolgt eingebettet in einer Integrati-

onsarchitektur zur Lenkung mehrstufiger Beschaffungsketten. 

5.1 Beschaffungskettenintegration 

5.1.1 Einordnung 

In der Wirtschaftsinformatik wurde der Integrationsbegriff von Mertens (1966) in 

die Diskussion um die Datenverarbeitung eingeführt. Abgeleitet aus dem lateinischen 

„integratio“ bedeutet Integration [die] „Wiederherstellung eines Ganzen“ (Bibliogra-

phisches Institut 2012) oder auch die „Eingliederung in ein größeres Ganzes“. Das 

„größere Ganze“ meint in diesem Fall die betriebliche Realität, welche mittels Model-

lierungsanstrengungen gestaltet werden soll. Präzisierend wird der Integrationsbegriff 

nachfolgend entlang der Merkmale Integrationskonzepte (z. B. Daten oder Prozesse), 

Integrationsrichtung (horizontal, vertikal) und Integrationsreichweite (innerbetrieblich, 

zwischenbetrieblich) beschrieben.  

(A) Integrationskonzepte: Funktions-, Daten- und Prozessintegration 

Eine Funktionsintegration dient der Bündelung und Verknüpfung teilautomatisierter 

Aufgaben. Speziell im Rahmen einer aufgabenträgerorientierten Funktionsintegration 

erfolgt eine Bündelung gleichartiger Aufgaben zu genau einer Stelle, also einem per-

sonellen Aufgabenträger in Verbindung mit einem maschinellen Aufgabenträger. Die 

Zuordnung von Aufgaben zu Aufgabenträgern orientiert sich an der Kapazität und den 

Fähigkeiten des einzelnen Aufgabenträgers. Eine datenflussorientierte Funktionsin-

tegration bezieht sich dagegen auf eine flussorientierte Aufgabenstruktur. Dabei wer-

den maschinelle Aufgabenträger entsprechend abhängiger Aufgabenfolgen in einem 

Datenfluss miteinander verbunden. Eine datenflussorientierte Funktionsintegration 

weist einen engen Zusammenhang zur Datenintegration auf. Datenintegration bezeich-

net die gemeinsame Nutzung desselben Datenbestands durch unterschiedliche Funkti-



147 

onen. Im Mittelpunkt der Bemühungen steht dabei eine virtuelle Integration unter-

schiedlicher Datenstrukturen zu einer logischen, redundanzfreien und konsistenten 

Gesamtdatenstruktur (in Anlehnung an Ferstl und Sinz 2013, S. 238-249; Kupsch 

2006; S. 31-34). 

Im Gegensatz zur Funktions- und Datenintegration steht im Rahmen der Prozessin-

tegration der übergreifende Geschäftsprozess im Mittelpunkt der Betrachtung. Dabei 

sind neben den zur Ausführung notwendigen Daten und Aufgaben Prozessablauflogi-

ken zu berücksichtigen. Verglichen mit den zuvor genannten Funktions- bzw. Datenin-

tegrationen stellt die Prozessintegration die größte technische und organisatorische 

Herausforderung dar. Ausgehend von einem zu unterstützenden Geschäftsprozess sind 

die beteiligten Aufgaben, Aufgabenträger, Daten und Ablauffolgen gesamtheitlich zu 

analysieren bzw. zu gestalten (Kupsch 2006, S. 35-36).  

(B) Integrationsrichtung und -reichweite 

Mit Blick auf die Aufbauorganisation eines Akteurs sind horizontale und vertikale 

Integrationen voneinander zu unterscheiden. Die horizontale Integration bezieht sich 

auf die Verbindung der Teilsysteme (Beschaffung – Produktion – Vertrieb) entlang der 

Wertschöpfungskette. Die vertikale Integration hingegen meint insbesondere die Da-

tenversorgung von Anwendungssystemen zur Planung und Kontrolle aus den Datenbe-

ständen der operativen Anwendungssysteme (Kaib 2004, S. 18-19).  

Die Integrationsreichweite wird entlang der organisatorischen Grenze eines Unter-

nehmens bzw. Akteurs definiert. Mertens (2013, S. 19-21) unterscheidet in diesem 

Zusammenhang innerbetriebliche und zwischenbetriebliche Integrationen. Bei einer 

innerbetrieblichen Integration beschränkt sich die Betrachtung auf genau einen recht-

lich selbstständigen Akteur. Die zwischenbetriebliche Integration meint die Weiterfüh-

rung bzw. Ausdehnung der innerbetrieblichen Integration auf mehrere rechtlich selbst-

ständige Akteure. Die zwischenbetriebliche Integration reicht vom elektronischen Da-

tenaustausch über die Nutzung gemeinsamer Datenbestände und von dem Zusammen-

fassen und Verlagern gemeinsamer Aufgaben bis hin zur automatischen Abwicklung 

zwischenbetrieblicher Geschäftsprozesse (Kaib 2004, S. 19-20). 

5.1.2 Integrationsarchitekturen 

Daten mechatronischer Produkte kennen keine Unternehmensgrenzen und entstehen 

entlang sämtlicher Teilsysteme über alle Phasen des Produktlebenszyklus hinweg, von 

der Erstellung der ersten Spezifikation im Rahmen der Konstruktion bis zur Änderung 

einer „as-maintained“-Produktstruktur nach einer Servicemaßnahme. Diese Daten 
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werden permanent von den verschiedenen Akteuren entlang von Beschaffungsketten 

benutzt und verändert. Aus diesem Grund erfordert die Lenkung mechatronischer Be-

schaffungsketten eine akteursübergreifende Integration unterschiedlicher technischer 

und betriebswirtschaftlicher Anwendungssysteme (Scheer et al. 2006, S. 14). Integra-

tion meint in diesem Zusammenhang die Möglichkeit, zum einen Anwendungssysteme 

flexibel, prozessorientiert zu verknüpfen und dabei zum anderen die IT-Struktur ein-

zelner Akteure mit der Organisationsstruktur der Beschaffungskette zu verbinden. 

Die hierzu zum Einsatz kommenden Integrationsarchitekturen greifen auf die be-

kannten Integrationskonzepte der Funktions-, Daten- und Prozessintegration zurück. 

Erschwert wird die Aufgabenstellung einer zwischenbetrieblichen Anwendungssys-

temintegration allerdings dadurch, dass Aufgabenmodelle im Rahmen organisatori-

scher Entwicklungen vielfach historisch gewachsen und daher nicht ohne Weiteres 

veränderbar sind. Standard-Integrationsarchitekturen (z. B. Kölner Integrationsmodell, 

Y-CIM), welche Aufgabenintegrationen mit der Zerlegung eines Aufgabenkomplexes 

beginnen und die dabei entstehenden Elementaraufgaben anschließend einzelnen Stel-

len zuweisen, können demzufolge nicht zur Anwendung kommen. Stattdessen werden 

zwischenbetriebliche Integrationsarchitekturen benötigt, welche auf bereits existieren-

den Aufgabenmodellen aufsetzen, beziehungsweise die dabei zum Einsatz kommen-

den unterschiedlichen Anwendungssysteme miteinander verknüpfen können (Ferstl 

und Sinz 2013, S. 260-264). Hierzu gehören u. a. Peer-to-Peer-, Web-Service- oder 

auch EAI-Integrationsarchitekturen. 

5.1.2.1 Peer-to-Peer 

„Peer-to-Peer“ (P2P)-Integrationsarchitekturen bilden einen Verbund gleichberech-

tigter (Anwendungs-)Systeme (engl. peers), welche sich wechselseitig Ressourcen (z. 

B. CPU-Laufzeit, Daten etc.) zur Verfügung stellen, um interdependente Prozesse oh-

ne zentrale Koordinationsinstanz abzuarbeiten (Schoder und Fischbach 2002, S. 3). 

Mit Blick auf die Topologie können hierbei sowohl zentrale als auch dezentrale 

P2P-Integrationsarchitekturen identifiziert werden (Herden et al. 2006 S. 72-73; 

Kupsch 2006, S. 94-96). Im Fall von zentralen P2P-Integrationsarchitekturen existiert, 

vergleichbar zu Client-Server-Architekturen, eine zentrale Instanz im Systemverbund 

(z. B. ein zentraler Authentifizierungsserver), ohne die kein Peer des Verbunds mit 

einem anderen Peer kommunizieren kann. Im Fall von dezentralen P2P-

Integrationsarchitekturen ist zunächst noch zwischen vollständig dezentralen und hyb-

riden Verbundsystemen zu unterscheiden. In einem vollständig dezentralen Verbund-



149 

system sind alle Peers gleichberechtigt. Bei hybriden Verbundsystemen (synonym: 

Super-Peer-Verbundsystem) existieren dagegen sogenannte Super-Peers, welche die 

tragenden Säulen des Verbundsystems bilden. An jenen Super-Peers melden sich 

Nicht-Super-Peers an, beziehungsweise nutzen diese als ein Gateway zum restlichen 

Verbundsystem.  

Mit Blick auf die Datenhaltung können in P2P-Integrationsarchitekturen strukturier-

te, teilstrukturierte und unstrukturierte Datenhaltungen identifiziert werden (Herden et 

al. 2006 S. 74-75; Kupsch 2006, S. 99-102). Strukturierte Datenhaltungen liegen im-

mer dann vor, wenn spezifische Regeln für die Datenablage im Verbundsystem exis-

tieren. Dadurch können von jedem Peer alle Daten gezielt verteilt und aufgefunden 

werden. Im Fall einer teilstrukturierten Datenhaltung können erforderliche Daten nur 

mittelbar, unter Rückgriff auf geeignete Hinweise (z. B. unter Verwendung von Wahr-

scheinlichkeiten), innerhalb des Verbundsystems aufgefunden werden. Bei unstruktu-

rierter Datenhaltung kann über die Position eines Datensatzes im Verbundsystem keine 

Aussage getätigt werden. In diesem Fall bedarf es spezifischer Suchverfahren zum 

Auffinden des Datensatzes. Dieser auch als Lookup-Problem bezeichneten Herausfor-

derung wird unter Verwendung geeigneter Suchstrategien begegnet: Zentralindexie-

rung, Flooding und Routing.  

Im Fall einer „Zentralindexierung“ verläuft die Suche nach Datensätzen nach dem 

Client-Server-Prinzip. Ein Peer befragt einen Super-Peer nach einer Liste von Peers, 

welche die gesuchten Daten anbieten. Aus dieser Liste kann der anfragende Peer einen 

Anbieter auswählen und anschließend unmittelbar kontaktieren. Im Fall des 

„Flooding“ wird eine Suchanfrage von einem Peer an alle ihm bekannten Peers wei-

tergeleitet, welche die Anfrage ihrerseits wiederum an alle ihnen bekannten Peers wei-

terleiten. Dies geschieht so lange, bis ein Peer einen „Hit“ (Treffer) landet oder die 

maximale Anzahl von „Hops“ (Anzahl der Weiterleitungen einer Anfrage) überschrit-

ten wurde. Die Flooding-Strategie wird insbesondere in Verbundsystemen mit unstruk-

turierter Datenhaltung eingesetzt. „Routing“ wird in Verbundsystemen mit sowohl 

strukturierter als auch teilstrukturierter Datenhaltung eingesetzt. Hierbei werden in 

einzelnen Peers Routingtabellen hinterlegt. Routingtabellen geben für definierte Auf-

gabenstellungen Auskunft über potenziell geeignete Peer-Nachbarn innerhalb eines 

abgegrenzten Suchraums. Das gezielte Ansprechen spezifischer Peers reduziert den 

Suchaufwand bzw. erhöht die Wahrscheinlichkeit, Aufträge schneller abarbeiten zu 

können.  
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5.1.2.2 Web-Service 

Bei Web-Services handelt es sich um gekapselte Software-Komponenten, die ihrer 

Umwelt über standardisierte Schnittstellen spezifische Funktionen zur Verfügung stel-

len (Herden et al. 2006, S. 69).  

Zur Realisierung von Web-Services wird auf eine Vielzahl an Standards des World 

Wide Web Consortium (W3C) sowie der Organization for the Advancement of Struc-

tured Information Standards (OASIS) zurückgegriffen. Folgende auf der eXtensible 

Markup Language (XML) basierende Standards bilden dabei das Grundgerüst einer 

Web-Service-Integrationsarchitektur (Kupsch 2006, S. 79-82; Bettag 2001, S. 302-

304): 

 Simple Object Access Protocol (SOAP): SOAP definiert ein Protokoll zur 

Kommunikation zwischen Web-Services unter Verwendung von Nachrichten. 

SOAP leistet die Kommunikation bzw. den Nachrichtentransfer vom Sender zum 

Empfänger. Hierbei können auch Intermediäre in die Kommunikation mit 

eingebunden werden. Intermediäre können dabei Teile der Nachricht verarbeiten 

bzw. dieser zusätzliche Inhalte hinzufügen. SOAP-Nachrichten setzen sich aus 

Envelopes, Headern und Bodys zusammen. Ein SOAP-Envelope stellt den 

Container für die eigentliche Nachricht bereit und definiert unter anderem den 

Adressaten der Nachricht. Der Body enthält die eigentliche Nachricht, welche um 

optionale Inhalte im Header ergänzt werden kann. 

 Web Service Description Language (WSDL): Unter Verwendung sogenannter 

WSDL-Dokumente beschreiben Anbieter von Web-Services die Leistung bzw. 

Funktionen ihres Web-Service. Um auf den Web-Service eines entsprechenden 

Anbieters zugreifen zu können, dokumentieren WSDL-Dokumente ferner 

spezifische Schnittstellenanforderungen bzw. -parameter, um vonseiten des Nach-

fragers eine von einem spezifischen Web-Service korrekt interpretierbare SOAP-

Nachricht formulieren zu können. Auch WSDL-Dokumente verfügen wiederum 

über eine innere Struktur, bestehend aus einer allgemeinen Beschreibung sowie 

Kommunikations- und Allokationsinformationen.  

 Universal Description, Discovery and Integration (UDDI): Zum Zwecke des 

Auffindens von Web-Services können diese in zentralen Repositories katalogisiert 

werden (inkl. Schnittstellenbeschreibung, Leistungsumfang etc.). Der dazu 

geschaffene Standard und das gleichnamige globale Register lauten UDDI. 

Synonym wird UDDI auch als „Branchenbuch“ oder „gelbe Seiten“ bezeichnet. 
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Abb. 52 Webservice Integrationsarchitektur 

Da eine vollumfängliche Unterstützung von Geschäftsprozessen die Bündelung ein-

zelner Web-Services fordert, existieren spezifische Bündelungsstrategien. Jene Bünde-

lungsstrategien werden unter den Begriffen Choreografie und Orchestrierung disku-

tiert. Im Fall der Choreografie existiert eine zentrale Instanz, welche die Nachrichten-

abfolge top-down zwischen Web-Services koordiniert. Eine Orchestrierung hingegen 

beschreibt die Prozesslogik bottom-up aus Sicht eines einzelnen Teilnehmers. Zur 

Spezifikation von Prozesslogiken existieren wiederum unterschiedliche Sprachen, so z. 

B. die Business Process Execution Language for Web-Services (WS-BPEL). 

5.1.2.3 Enterprise Application Integration (EAI) 

Der Begriff Enterprise Application Integration stellt eine Weiterentwicklung bzw. 

Zusammenführung der einzelnen Integrationsarchitekturen „Middleware“ und „Work-

flow-Management“ dar. Im Rahmen einer Anwendungssystemintegration übernimmt 

eine EAI-Integrationsarchitektur die Rolle einer zentralen Kontroll- und Steuerungs-

instanz hinsichtlich der angebundenen Anwendungssysteme. Eine EAI stellt damit 

nicht Schnittstellen für die technische Integration von Anwendungssystemen zu Ver-

fügung, sondern dokumentiert ferner die für definierte Geschäftsprozesse zugrunde 

liegenden Ablauflogiken (Herden et al. 2006, S. 54-56; Kaib 2004, S. 79-123). EAI-

Integrationsarchitekturen berücksichtigen die in Abb. 53 beschriebenen Bausteine.  

Service-

Verzeichnis

Service-

Anbieter

Service-

Nachfrager

WSDL

UDDI

SOAP

(4) Service aufrufen

(5) Ergebnis senden

(3) Service-

beschreibung
(2) Service-

suche

(1) Service-

beschreibung



152 

 

Abb. 53 EAI-Integrationsarchitektur (Herden et al. 2006, S. 54) 

 Gegenstand des Prozessmanagements ist die Prozessmodellierung und 

Prozesssteuerung. Im Rahmen der Prozessmodellierung erfolgt die Spezifikation 

des Geschäftsprozessmodells (Aktivitäten, Reihenfolgen, Informationsflüsse und 

Ressourcen). Die Prozesssteuerung führt das Modell aus und übernimmt das 

Prozessmonitoring anhand ebenfalls vordefinierter Metriken. 

 Das Nachrichtenmanagement realisiert die Integration der angebundenen 

Anwendungssysteme. Im Unterschied zur nachfolgend noch zu beschreibenden 

Middleware erlaubt das Nachrichtenmanagement die Integration auf Ebene der 

Semantik. Das Nachrichtenmanagement umfasst die Bereiche der 

Datentransformation, Synchronisation des zeitlichen Ablaufs von 

Anwendungssystemen sowie die Möglichkeit zur Durchführung von 

Transaktionen. 

 Das Nachrichtenmanagement erfordert eine zugrunde liegende Middleware-Lösung 

zur technischen Realisierung des Datenaustausches. Kaib (2004, S. 102-117) 

identifizierte in diesem Zusammenhang Remote Procedure Call (RPC)-orientierte, 

datenzugriff-, message-, transaktions und komponentenorientierte Middleware-

Lösungen. Unter Verwendung von Adaptern werden einzelne Applikationen an 

EAI-Integrationsarchitekturen bzw. deren Middleware gekoppelt. 
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 Zusatzdienste und Adapter stellen die Funktionalität für das Systemmanagement, 

den Entwicklungsprozess sowie die technische Anbindung von 

Anwendungssystemen an eine EAI-Plattform bereit.  

Mit Blick auf die Topologie können im Fall von EAI Hub-and-Spoke und BUS-

Lösungen identifiziert werden. Im Fall von Hub-and-Spoke werden mehrere Anwen-

dungssysteme über einen zentralen Knoten als Vermittlungsstelle miteinander ver-

knüpft. Im Fall einer BUS-Lösung wird die Koordination der Anwendungssysteme 

lokalisiert. Das bedeutet, dass die Koordinationsaufgabe auf jedes Anwendungssystem 

übertragen wird bzw. jedes Anwendungssystem die Prozesssteuerung selbst über-

nimmt und den BUS hierbei lediglich als passives Kommunikationsmedium benutzt. 

5.1.2.4 Logistics Knowledge Infrastructure 

Bei der im Weiteren unterstellten Integration unter Verwendung der Logistics 

Knowledge Infrastructure (Leukel 2011 et al.) handelt es sich ebenfalls um eine virtu-

elle Form der Integration (Leser und Naumann 2007, S. 86-88). Mit Blick auf die Da-

tenhaltung, den Datenfluss und die Anfragebearbeitung bedeutet dies:  

1. Die Daten werden nicht an einer zentralen Stelle materialisiert, sondern verbleiben 

in den Applikationen des einzelnen Akteurs, beziehungsweise werden erst auf-

grund einer konkreten Anfrage in andere Anwendungssysteme transportiert. 

2. Anfragen werden ebenfalls an ein globales Schema gestellt. In diesem Fall müssen 

jedoch Korrespondenzen zwischen dem globalen Schema und den Modellen der 

lokalen Anwendungssysteme spezifiziert sein, da der Datenbestand nur virtuell 

existiert.  

Die Logistics Knowledge Infrastructure versetzt Nachfrager mechatronischer Pro-

dukte und Dienstleistungen (z. B. Wartungen) Beschaffungsketten übergreifend in die 

Lage, vergleichbar zu Internet-Suchmaschinen geeignete Hersteller und Lieferanten zu 

identifizieren und nach Vertragsabschluss zu steuern. Eigner und Stelzer (2009, S. 

298-299) sprechen in diesem Zusammenhang auch von einem „Business Bus“ beste-

hend aus Konstrukten zur Repräsentation von Produkten, Organisationen und Personen 

einschließlich deren Rollen.  
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Abb. 54 Logistics Knowledge Infrastructure (1/2) 

Bei der „Logistics Knowledge Infrastructure“ handelt es sich um eine Menge gene-

rellen logistischen Wissens, welches als „Brücke“ zwischen Anwendungssystemen 

unterschiedlicher Domänen und unterstützender Middleware-Technologie für das Ser-

vice-Oriented Computing zu verstehen ist. Im Sinne der Logistics Knowledge Infra-

structure handelt es sich bei dem in Kapitel 4 konstruierten IT-Artefakt um „applicati-

on knowledge“.  

 

Abb. 55 Logistics Knowledge Infrastructure (2/2) (Leukel 2011 et al., S. 37) 

Die Logistics Knowledge Infrastructure wird im Einzelnen durch vier Bausteine 

konstituiert: (1) Logistics Ontology, (2) Knowledge Extraction, (3) Situated Agent 

Behaviour und (4) Adaptive Coordination. 

 Logistics Ontology: Die Logistics Ontology hat zur Aufgabe, eine formale Be-

schreibung von logistischen Akteuren, Prozessen, Objekten und Transformationen 

zur Verfügung zu stellen. Ferner soll die Komponente eine detaillierte Beschrei-
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bung logistischer Dienste erlauben, um hierauf ein „Reasoning“ zu potenziellen 

Leistungsflüssen zu ermöglichen. Die Logistics Ontology nutzt zur Strukturierung 

logistischer Informationen das SCOR-Modell. Demzufolge werden dort berück-

sichtigte Modellelemente konzeptionell zu spezifischen Informationsclustern für 

die SCOR-typischen Prozesskategorien Source, Make und Deliver gruppiert. Jene 

Cluster gelten Beschaffungsketten übergreifend als „Single Source of Truth“ und 

ermöglichen damit u. a. übergreifende Statusabfragen oder Auftragsänderungen. 

 Knowledge Extraction: Die Knowledge-Extraction-Komponente hat zur Aufgabe, 

„logistisches“ Faktenwissen aus semi- und/oder unstrukturierten Datenquellen 

(z. B. Weblogs oder Foren zu Lieferanten, spezifischen Fremdbezugsgütern, logis-

tischen Diensten) zu extrahieren und der Logistics Ontology hinzuzufügen.  

 Situated Agent Behavior: Die Situated-Agent-Behavior-Komponente hat zur Auf-

gabe, akteurspezifisches Wissen aus der Logistics Ontology zu „agentifizieren“ 

bzw. für Multi-Agenten-Simulationen anzureichern. Im Speziellen soll die Kom-

ponente eine Simulation logistischer Leistungsflüsse unter spezifischen Akteur-

Verhaltensannahmen (z. B. Homo Oeconomicus) erlauben. 

 Adaptive Coordination: Diese Komponente hat in gewisser Weise „übergreifend“ 

zur Aufgabe unter Verwendung geeigneter Koordinationsverfahren das logistische 

Wissen mit spezifischen Verhaltensannahmen miteinander zu kombinieren. Dabei 

sollen auch Informationsasymmetrien berücksichtigt werden, welche Endkunden 

für gewöhnlich davon abhalten, kundenindividuelle Leistungsflüsse vollständig, al-

so entlang der gesamten Beschaffungskette, planen und steuern zu können. 
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Abb. 56 Logistics Knowledge Infrastructure Bestandteile (Leukel 2011 et al., S. 39) 

Die im Weiteren vorzunehmende vergleichende Untersuchung und Modellintegrati-

on ordnet sich in der Logistics Ontology in den Cluster „Source“ ein. 

5.2 Datenmodellintegration 

5.2.1 Einordnung 

Das Unterfangen einer Datenmodellintegration kann auf zweierlei Wegen erfolgen 

(in Anlehnung an Rosemann 1999, S. 5-6):  

 Integration im Sinne von verbinden: In diesem Fall entsteht ein neues Modell aus 

bislang ungenügend oder gänzlich unverbundenen, aber dennoch logische Bezie-

hungen zueinander aufweisenden Konstrukten. 

 Integration im Sinne von vereinigen: In diesem Fall werden inhaltlich zusammen-

gehörende Konstrukte vereinigt bzw. gleichartige Modellbestandteile zusammen-

geführt. Damit geht eine Reduktion der Anzahl an Konstrukten (im Sinne von Ob-

jekttypen und Relationen) einher. 
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Hierfür zur Anwendung kommende Methoden haben unterschiedlichen, teils kon-

kurrierenden Anforderungen zu genügen (Batini, Lenzerini und Navathe 1986, S. 349-

351):  

 Vollständigkeit: Als Ergebnis des Integrationsprozesses hat das integrierte Modell 

alle Konstrukte der „lokalen“ Modelle verlustfrei zu berücksichtigen.  

 Korrektheit: Jedes Konstrukt des integrierten Modells muss zu mindestens einem 

Konstrukt eines lokalen Modells semantisch äquivalent sein. Zudem dürfen 

Relationen zwischen Konstrukten im integrierten Modell nicht im Widerspruch zu 

den jeweils lokalen Modellen stehen.  

 Minimalität: Semantisch äquivalente Konstrukte dürfen im integrierten Modell nur 

einmal repräsentiert sein.  

 Verständlichkeit: Das integrierte Modell soll für Modellnutzer verständlich sein. 

Namen von Objekttypen, Attributen und Relationen sollen also so weit wie 

möglich erhalten bleiben. 

Neben den zuvor genannten, vergleichsweise allgemeinen Anforderungen müssen 

Integrationsmethoden ferner in der Lage sein, die bei einer Integration entstehenden 

Modellkonflikte zu behandeln. In Anlehnung an Leser und Naumann (2007, S. 58-78), 

Conrad (1997, S. 79-84), Ortner (1997, S. 30) und Spaccapietra, Parent und Dupont 

(1992, S. 89-94) zählt die vorliegende Arbeit hierzu semantische Konflikte, Beschrei-

bungskonflikte und Strukturkonflikte.  

 Semantische Konflikte (synonym: extensionale Konflikte): Konflikte dieses Typs 

treten immer genau dann auf, wenn zwei lokale Modelle einen identischen 

Realweltausschnitt beschreiben, hierbei aber die einander entsprechenden 

Konstrukte nicht dieselbe Menge an Realweltobjekten konzeptualisieren.  

 Beschreibungskonflikte (synonym: intensionale Konflikte): Konflikte dieses Typs 

treten immer genau dann auf, wenn zu integrierende Modelle einen identischen 

Realweltausschnitt konzeptualisieren, zu dessen Beschreibung jedoch 

unterschiedliche Eigenschaften heranziehen. Hierzu zählen beispielsweise 

Namenskonflikte (Synonyme und Homonyme), Wertbereichskonflikte 

(unterschiedliche Wertebereiche für dasselbe Attribut) oder Konflikte um 

zugehörige Integritätsbedingungen. 

 Strukturkonflikte: Konflikte dieses Typs treten immer genau dann auf, wenn ein 

identischer Realweltausschnitt unter Verwendung unterschiedlicher 

Modellierungskonstrukte konzeptualisiert wurde, z. B. bei Verwendung 
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objektorientierter und relationaler Modellierungssprachen (vgl. Abb. 57) oder der 

Modellierung eines Realweltausschnitts als Objekttyp oder Attribut. 

 

Abb. 57 Sprachheterogenität (adaptiert aus Leser und Naumann 2007, S. 66) 

Aus den zuvor genannten Strukturkonflikten ist zuletzt abzuleiten und zu fordern, 

dass Integrationsmethoden relevante Modellierungskonstrukte berücksichtigen, näm-

lich Objekttypen, Attribute, Beziehungstypen, Spezialisierungen und Objektaggregati-

onen (Conrad 1997, S. 134-137).  

5.2.2 Integrationsstrategien & -verfahren 

Zur Modellintegration können binäre und n-äre Integrationsstrategien herangezogen 

werden (Conrad 1997, S. 73-76). Eine binäre Integrationsstrategie umfasst in jedem 

Integrationsschritt immer genau zwei Modelle. Werden einem auf diese Weise inte-

grierten Modell weitere lokale und/oder teilintegrierte Modelle hinzugefügt, spielt die 

Reihenfolge, in welcher die einzelnen Modelle zusammengeführt werden, eine wichti-

ge Rolle. Aus diesem Grund kann im Fall binärer Integrationsstrategien zusätzlich 

zwischen einem balancierten und gewichteten Vorgehen unterschieden werden: 

 Ein balanciertes Vorgehen zeichnet sich dadurch aus, dass jeweils genau ein 

lokales Modell mit einem weiteren lokalen Modell bottom-up zusammengeführt 

wird. Die dabei entstehenden teilintegrierten Modelle werden anschließend 

wiederum paarweise zusammengefasst (vgl. Integrationsbaum in Abb. 58).  
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 Im Fall einer nicht balancierten Integrationsstrategie wird von gewichteten lokalen 

Modellen gesprochen. In diesem Fall werden einzelne lokale bzw. teilintegrierte 

Modelle gegenüber anderen Modellen bevorzugt. Infolgedessen sind bevorzugte 

Modelle in integrierten Modellen unmittelbar oder zumindest mit nur wenigen 

Veränderungen wieder auffindbar.  

Im Gegensatz zu binären Integrationsstrategien zeichnen sich n-äre Integrationsstra-

tegien dadurch aus, dass in jedem Integrationsschritt eine beliebige Anzahl lokaler o-

der teilintegrierter Modelle zusammengefasst werden. Die „one shot“ Integrationsstra-

tegie stellt dabei einen Spezialfall der n-ären Integrationsstrategie dar, da bei diesem 

Verfahren alle lokalen Modelle in nur einem Schritt zusammengefasst werden. Hier-

von unterscheidet sich ein iteratives Verfahren, in welchem immer mehrere lokale 

bzw. teilintegrierte Modelle in mehreren Schritten zusammengefasst werden. 

 

Abb. 58 Integrationsstrategien (Conrad 1997, S. 73-76) 

Bislang wurde der Übergang von mehreren nicht-integrierten Modellen zu einem in-

tegrierten Modell als abstrakter Schritt betrachtet. Tatsächlich jedoch unterteilt sich 

dieser abstrakte Schritt in mehrere konkrete Teilschritte. Dabei spielt es zunächst keine 

Rolle, ob eine binäre oder n-äre Integrationsstrategie verfolgt wird.  

Üblicherweise erfolgen Modellintegrationen in den Schritten Vorintegration, Mo-

dellvergleich, Modellangleichung und Modellfusion und Umstrukturierung (Batini, 

Lenzerini und Navathe 1986, S. 336-337). Andere Ansätze fassen die ersten drei 

Schritte zu einem Homogenisierungsschritt bzw. die ersten beiden und die letzten bei-
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den in einen Investigations- und Integrationsschritt zusammen (Leser und Naumann 

2007, S. 118-123). Eine detaillierte Übersicht an Integrationsverfahren findet sich bei 

Conrad (1997, S. 84-142).  

Zur Umsetzung der Integration im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird im Fol-

genden speziell das Verfahren „Zusicherungsbasierte Integration“ aufgegriffen. Mit 

Einschränkungen genügt dieses Verfahren im Wesentlichen den zuvor genannten An-

forderungen und ist in der Literatur ferner ausreichend detailliert dokumentiert. Insbe-

sondere sind folgende Einschränkungen zu benennen: 

 Die Forderung nach „Vollständigkeit“ wird nur bedingt erfüllt, da die Methode 

nicht sämtliche Konstrukte von UML-Klassendiagrammen behandelt (z. B. 

Spezialisierungen oder Objektaggregationen). Die Methode ist ferner nicht in der 

Lage, die besondere Semantik der Spezialisierung von allgemeinen 

Beziehungstypen zu unterscheiden. Gleiches gilt im Hinblick auf 

Objektaggregationen.  

 Die Forderung nach „Minimalität“ wird ebenfalls nicht vollständig erfüllt, da 

Zusicherungen immer nur bzgl. Objekttypen oder deren Beziehungen definiert 

werden können. Es können jedoch keine Zusicherungen über die Äquivalenz von 

Attributen formuliert werden, wenn diese zu Objekt- oder Beziehungstypen zählen, 

die nicht semantisch äquivalent sind.  

 Die Forderung nach der Möglichkeit zur Behandlung von 

„Modellierungskonflikten“ wird, wie nachfolgend noch gezeigt, ebenfalls nur 

begrenzt erfüllt: Die zusicherungsbasierte Integration bietet allein 

Integrationsregeln für semantisch äquivalente Objekttypen an. 

Teilmengenbeziehungen und semantische Überlappungen werden von den 

angegebenen Integrationsregeln hingegen nicht berücksichtigt (semantischer 

Konflikt). Ferner bietet die Methode keinerlei Unterstützung im Hinblick auf 

Beschreibungskonflikte, sondern geht vielmehr davon aus, dass entsprechende 

Konflikte (z. B. Homonyme/Synonyme, Wertbereichskonflikte) „außerhalb“ der 

Methode gelöst werden. Gleiches, also eine Vorablösung „außerhalb“, gilt für 

Strukturkonflikte. 

Zusicherungen definieren Äquivalenzen zwischen zu integrierenden Modellen bzw. 

Konstrukten. Die Beschreibung des Ansatzes wird nachfolgend aus Conrad (1997, S. 

85-99 und S. 131-139) übernommen. Dessen Darstellung wiederum basiert im We-

sentlichen auf den Arbeiten von Spaccapietra, Parent und Dupont (1992) und Spacca-

pietra und Parent (1994).  
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(A) Generisches Datenmodell & Korrespondenz-Zusicherungen 

Zur Spezifikation von Inter-Modell-Korrespondenzen verwendet das Verfahren Ob-

jekttypen, wertbasierte Attribute und Referenzattribute als Modellierungskonstrukte. 

Gemeinsam bilden diese Objekte das „Generische Datenmodell“ (GDM). Objekttypen 

verfügen über eine Objektidentität, welcher ein Tupel aus Attributen zugeordnet ist. 

Weiterhin sind jedem Attribut Kardinalitäten zugewiesen, die definieren, welche An-

zahl von Werten einem Attribut zugeordnet sein dürfen. Attribute sind hierbei entwe-

der wertebasiert, d. h., ihnen werden Werte eines zugehörigen Wertebereiches zuge-

ordnet, oder referenzbasiert. Referenzattribute beschreiben bidirektionale Beziehungen 

zwischen Objekten. Synonym werden Referenzattribute auch als „Links“ bezeichnet. 

Die zuvor eingeführten Konstrukte erfahren dabei eine größere Nachvollziehbarkeit, 

wenn sie vorab noch mit Konstrukten, unter Umständen bekannterer Modellierungs-

sprachen, verglichen werden (z. B. UML-Klassendiagramme). Jede Klasse eines 

UML-Klassendiagramms kann durch einen GDM-Objekttyp repräsentiert werden. Die 

Attribute, welche einer Klasse zugeordnet sind, entsprechen in GDM ebenfalls Attri-

buten, die dann einen GDM-Objekttyp zugeordnet sind. Beziehungstypen in einem 

Klassendiagramm werden in GDM ebenfalls als GDM-Objekttyp repräsentiert (und 

ihre Attribute entsprechend durch Attribute des GDM-Objekttyps). Die Verbindung 

einer Klasse mit einem Beziehungstyp im Klassendiagramm wird in GDM durch ein 

Referenzattribut zwischen den beiden Objekttypen, die der Klasse und dem Bezie-

hungstyp entsprechen, modelliert. Damit lässt sich jedes Klassendiagramm auch in 

Form des GDM darstellen. 

Im Rahmen der zusicherungsbasierten Integration sind zwei Typen von Korrespon-

denz-Zusicherungen zu unterscheiden: (1) Element-und-Attribut-Korrespondenz-

Zusicherungen und (2) Pfad-Korrespondenz-Zusicherungen. 

(1) Element-und-Attribut-Korrespondenz-Zusicherungen: Zusicherungen dieses Typs 

können für Objekttypen, komplexe oder wertbasierte Attribute als sogenannte Ele-

ment-Korrespondenzen angegeben werden. 

Element-Korrespondenz-Zusicherungen: Seien X1 und X2 zwei Modellelemente, wo-

bei X1 aus Modell M1 und X2 aus Modell M2 stammt. Dann existieren folgende Mög-

lichkeiten, Korrespondenzen zwischen X1 und X2 in Form von Zusicherungen zu be-

schreiben: 
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 Äquivalenz (X1  X2): X1 und X2 repräsentieren dieselbe Menge von Objekten der 

realen Welt. Sie sind semantisch äquivalent.  

 Einschluss (X1  X2): Die Menge von Objekten der realen Welt, die durch X1 

repräsentiert wird, enthält die Menge von Objekten, die durch X2 repräsentiert 

wird. Demnach entspricht X2 einer Teilmenge von X1. 

 Überlappung (X1  X2): Zwischen den Mengen von Real-Welt-Objekten, die 

durch X1 und X2 repräsentiert werden, kann es eine Überlappung geben, d .h. es 

gibt eine nichtleere Schnittmenge.  

 Disjunktheit (X1  X2): Die von X1 und X2 repräsentierten Objektmengen sind 

immer disjunkt, d. h. es gibt zu keinem Zeitpunkt ein Objekt, das gleichzeitig zu 

X1 und X2 zählt. Eine solche Zusicherung ist allerdings nur dann notwendig, wenn 

zwischen den beiden repräsentierten Mengen eine Beziehung besteht, die es 

erforderlich macht, X1 und X2 im integrierten Modell als Teile eines allgemeineren 

Elementes zu modellieren. 

Attribut-Korrespondenz-Zusicherungen: Als Ergänzung zu den beschriebenen Ele-

ment-Korrespondenzen sollen ebenfalls die Korrespondenzen zugehöriger Attribute 

der zueinander in Beziehung stehenden Modellelemente angegeben werden. 

 Äquivalenz (): Attribute haben denselben Wertebereich. 

 Einschluss (): Der Wertebereich eines Attributes umfasst den Wertebereich eines 

zweiten Attributes.  

 Überlappung (): Die Attribute sind mengenwertig und ihre Wertemengen können 

sich schneiden. 

 Disjunktheit () Die Werte der Attribute sind immer verschieden (also nicht 

überlappend), aber stehen in Beziehung zueinander. 

(2) Pfad-Korrespondenz-Zusicherungen: Neben der direkten Zuordnung von Mo-

dellelementen müssen auch Beziehungen zwischen Modellelementen berücksichtigt 

werden. Im generischen Datenmodell wird zu diesem Zweck das Konzept „Refe-

renzattribut“ zur Verfügung gestellt, um Beziehungen zwischen Objekttypen zu reprä-

sentieren.  

Sei X1 – X2 – ... – Xn ein Pfad in Modell M1, wobei Xi – Xi+l jeweils eine Beziehung 

zwischen den Objekten der realen Welt darstellt, die durch Xi und Xi+1 repräsentiert 

werden. Entsprechend sei Y1 – Y2 – ... – Yo ein Pfad in Modell M2. Dann kann es zu 

folgenden Pfad-Zusicherungen kommen: 
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 Pfadäquivalenz (X1 – X2 – ... – Xn  Y1 – Y2 – ... – Yo): Durch den Pfad X1 – X2 – ... 

– Xn stehen genau dieselben Objekte zu X1 und Xn zueinander in Beziehung wie 

Objekte zu Y1 und Yo durch den Pfad Y1 – Y2 – ... – Yo. 

 Pfadeinschluss (X1 – X2 – ... – Xn  Y1 – Y2 – ... – Yo): Die Menge der Paare von 

Objekten zu X1 und Xn, die durch den Pfad Xl – X2 – ... – Xn in Beziehung 

zueinander stehen, umfasst die Menge der Paare von Objekten zu Y1 und Yo, die 

durch den Pfad Y1 – Y2 – ... – Yo in Beziehung zueinander stehen. 

 Pfadüberlappung (X1 – X2 – ... – Xn  Y1 – Y2 – ... – Yo): Die Menge der Paare von 

Objekten zu X1 und Xn, die durch den Pfad X1 – X2 – ... – Xn in Beziehung 

zueinander stehen, und die Menge der Paare von Objekten zu Y1 und Yo, die durch 

den Pfad Y1 – Y2 – ... – Yo in Beziehung zueinander stehen, können eine nichtleere 

Schnittmenge haben. 

 Pfadausschluss (X1 – X2 – ... – Xn  Y1 – Y2 – ... – Yo): Die Menge der Paare von 

Objekten zu X1 und Xn, die durch den Pfad X1 – X2 – ... – Xn in Beziehung 

zueinander stehen, und die Menge der Paare von Objekten zu Y1 und Yo, die durch 

den Pfad Y1 – Y2 – ... – Yo in Beziehung zueinander stehen, sind immer disjunkt, 

stehen aber in Beziehung zueinander. 

(B) Vorgehen & Integrationsregeln 

Nachfolgend werden die Integrationsregeln benannt, welche zur schrittweisen Kon-

struktion des integrierten Modells auszuführen sind. Die im Weiteren beschriebenen 

Integrationsregeln gehen implizit von einer binären Integrationsstrategie aus, da immer 

nur zwei zu integrierende Modelle betrachtet werden.  

Ein zentrales Integrationsprinzip der Methode besteht darin, bei strukturellen Kon-

flikten zwischen zwei Modellen im integrierten Modell immer die weniger einge-

schränkte Struktur zu verwenden. Die weniger eingeschränkte Struktur kommt 

dadurch zum Ausdruck, dass sie weniger existenzielle Abhängigkeiten enthält. Bevor 

auf die Integrationsregeln im Einzelnen eingegangen wird, soll aber zunächst noch die 

Operation „integrate-join“ eingeführt werden. Sie bildet in gewisser Weise das Fun-

dament zur Ausführung der Integrationsregeln.  

Seien E1 und E2 zwei Elemente (Objekttypen; komplexe Attribute) aus Modell M1 

und Modell M2, wobei E1 die Wertattribute (A11, …, A1j, B1, ..., Bk) und E2 die Wer-

tattribute (A21, ..., A2j, C1, ..., Ch) zugewiesen sind. Wenn nun E1 als äquivalent zu E2 

erkannt wurde (E1  E2) mit Attribut-Korrespondenzen attcor1(A11, A21), ...,attcorj(A1j, 

A2j), wobei attcor1(A11, A21) die bijektive Abbildung von (Objekttyp-) Identitäten von 

E1 auf Identitäten von E2 beschreibt, dann erzeugt die Operation 
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E:= integrate-join (E1, E2, attcor2(A12, A22), ..., attcorj(A1j, A2j)) 

einen neuen Objekttyp E im integrierten Modell. 

Seine Struktur besteht aus der Vereinigung der Attribute von E1 und E2, wobei E für 

jedes Attribut Bi von E1, zu dem kein Gegenstück von E2 existiert, ein Attribut B‘i mit 

gleichem Wertebereich und gleicher Kardinalität hat, für jedes Attribut Ci von E2, zu 

dem kein Gegenstück von E1 existiert, ein Attribut C‘i mit gleichem Wertebereich und 

gleicher Kardinalität hat und für jedes attcori(A1i, A2i) ein Attribut Ai hat, das als In-

tegration aus A1i und A2i entsteht. Die Integration zweier durch eine Attribut-

Korrespondenz in Beziehung gesetzter Attribute, geschieht in Abhängigkeit von der 

Attribut-Korrespondenz: 

 A1i  A2i: In diesem Fall kann eines der beiden Attribute ausgewählt werden und in 

das integrierte Modell übernommen werden. Wenn keine explizite Auswahl statt-

findet, gilt die Konvention, dass A1i genommen wird. 

 A1i  A2i: Da A1i die weniger eingeschränkte Struktur ist, wird A1i mit seinem 

Wertebereich und seiner Kardinalität in das integrierte Modell übernommen. 

 A1i  A2i: Das integrierte Attribut erhält als Wertebereich die Vereinigung der 

Wertebereiche von A1i und A2i sowie als minimale Kardinalität das Maximum der 

minimalen Kardinalitäten von A1i und A2i und als maximale Kardinalität die Sum-

me der maximalen Kardinalitäten von A1i und A2i. 

 A1i  A2i: Das integrierte Attribut erhält auch hier als Wertebereich die Vereini-

gung der Wertebereiche von A1i und A2i. Die minimale und die maximale Kardina-

lität des integrierten Attributes sind jeweils als Summe der minimalen bzw. maxi-

malen Kardinalitäten von A1i und A2i bestimmt. 

Auf Basis der Operation „integrate-join“ können die im Folgenden vorgestellten In-

tegrationsregeln Verwendung finden. 

Integrationsregel 1 wird auf Elemente aus einem der beiden zu integrierenden Mo-

delle angewendet, sofern zu diesem Element im jeweils anderen Modell kein Gegen-

stück existiert. Ein Gegenstück ist dann gegeben, wenn über eine Zusicherung eine 

Beziehung zu einem Element aus dem anderen Modell beschrieben ist.  

 Für jedes Element X1 aus Modell M1, zu dem kein Gegenstück im Modell M2 exis-

tiert, wird ein Element X im integrierten Modell erzeugt. X hat dabei denselben 

Typ wie X1. 
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 Für jeden Link X1 – Y1 in Modell M1, zu dem kein Gegenstück in Modell M2 exis-

tiert, wird ein Link im integrierten Modell zwischen X und Y eingefügt, wobei X 

und Y die zu X1 und Y1 korrespondierenden Elemente sind. 

Integrationsregel 2 bezieht sich auf äquivalente Objekttypen und beschreibt, auf 

welche Weise Objekttypen bzw. die zu ihnen zugeordneten Wertattribute behandelt 

werden:  

Seien X1 und X2 zwei Objekttypen in Modell M1 und Modell M2 mit Wertattribu-

ten (A11,…,A1j, B1,…,Bk) bzw. (A11,…,A1j; C1,…,Ch). Ferner gelte X1  X2 with 

corresponding attributes attcor1(A11, A21), …, attcorj(A1j, A2j).  

Dann wird im integrierten Modell ein Objekttyp X eingefügt, wobei der Name für 

X von X1 übernommen wird. Die Struktur von X wird durch die Anwendung der 

„integrate-join“-Operation auf X1 und X2 bestimmt. 

Integrationsregel 3 behandelt Links zwischen als äquivalent erkannten Modellele-

menten:  

Seien A1 und B1 zwei direkt verbundene Elemente in Modell M1 und A2 und B2 

zwei direkt verbundene Elemente in Modell M2, wobei A1  A2, B1  B2 und A1 – 

B1  A2 – B2 gilt. Stellt A das integrierte Element dar, welches aus A1 und A2 ge-

bildet wurde, und B das integrierte Element zu B1 und B2, dann werden die Links 

A1 – B1 und A2 – B2 zu dem Link A – B integriert. Der Typ des Links hängt von 

den Typen von A und B ab. Ist A oder B ein Wertattribut, dann ist A – B ein Attri-

but-Link. Sind A und B Objekttypen, dann ist A – B ein Beziehungs-Link. 

Integrationsregel 4 erlaubt die Integration von Pfaden, die aus mehreren Links zu-

sammengesetzt sind. Seien A1, B1, …, D1 Elemente in Modell M1, A2, B2,…, D2 Ele-

mente in Modell M2, mit Al  A2 und D1  D2. Wenn A und D die integrierten Elemen-

te zu A1 und A2 bzw. D1 und D2 sind, dann gilt: 

 Die Zusicherung A1 – D1  A2 – B2 – ... – D2 zwischen einem elementaren Link 

und einem Pfad erzeugt im integrierten Modell den Pfad A – B´2 – ... – D (wobei 

B´2 das integrierte Element zu B2 ist). 

 Die Zusicherung A1– B1 – ... – D1  A2 – B2 – ... – D2 zwischen zwei Pfaden er-

zeugt in dem integrierten Modell zwei Pfade A – B´1 – ... – D und A - B´2 – ... – D 

(wobei B´1 und B´2 die integrierten Elemente zu B1 bzw. B2 sind). Ferner wird für 

das integrierte Modell eine Integritätsbedingung erzeugt, dass diese beiden Pfade 

immer die gleichen Instanz-Paare von A und D zueinander in Beziehung setzen.  
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Integrationsregel 5 beschreibt, wie ein Objekttyp und ein Wertattribut bzw. komple-

xes Attribut integriert werden. Sei X1 ein Objekttyp aus Modell M1 mit Wertattributen 

(A11,…,A1j, B1, ..., Bk). Ferner sei X2 ein komplexes Attribut eines Elementes E2 aus 

Modell M2 mit den Wertattributen (A21, ..., A2j, C1, ..., Ch). Als Korrespondenz-

Zusicherung sei gegeben: X1  X2 mit zugehörigen Attributkorrespondenzen att-

cor1(A11, A21), ..., attcorj(A1j, A2j). Sei E das zu E2 korrespondierende Element im inte-

grierten Modell, dann entsteht als Integration von X1 und X2 hieraus ein Objekttyp X 

und ein Beziehungs-Link E – X, wobei Folgendes gilt: 

 Das Attribut X2 von E2 wird in ein Referenzattribut X´2 von X transformiert. Die 

Kardinalitäten von X´2 sind dieselben wie die von X2. 

 Der Name von X wird von X1 übernommen. 

 Die Struktur von X besteht aus der Vereinigung der Attribute von X1 und X2, wie 

sie durch die Operation „integrate-join“ definiert wird. 

5.2.3 Integrationsobjekte 

5.2.3.1 Einordnung 

Die Beurteilung der Reife des in Kapitel 4 konstruierten IT-Artefakts erfolgt im 

Speziellen unter Rückgriff auf die Vergleichsobjekte bzw. industriellen Standards 

STEP AP 214 und MechaSTEP.  

Architektur 

Der internationale Standard ISO 10303, auch besser bekannt unter den Namen 

STandard for the Exchange of Product Data (STEP), dient der rechnerinterpretierbaren 

Modellierung von Produkten entlang deren Lebenszyklen sowie dem zwischenbetrieb-

lichen Produktdatenaustausch entlang von Beschaffungsketten. STEP versteht sich 

selbst als Referenzmodell und findet derzeit insbesondere in technischen Anwen-

dungssystemen (CAx, PDM, usw.) der Automobil-, Schiffsbau- und Flugzeugindustrie 

Verwendung (ProSTEP 2013).  
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STEP ist in Form von voneinander unabhängigen Dokumenten, sogenannten Parts, 

dokumentiert (Pratt 2005, S. 86-94). Die einzelnen Parts beschreiben (vgl. Abb. 61) 

1. neben den eigentlichen Produktdatenmodellen, also den Application Protocols und 

Integrated Ressources,  

2. darauf abgestimmte formale Datenmodellierungssprachen (EXPRESS, EXPRESS-

G) sowie  

3. Implementierungs- und Testmethoden (Conformance Testing, Abstract test suites). 

Die Integrated Ressources, heutzutage bestehend aus den Integrated Generic 

Ressources (4x/5x series), Integrated Application Ressources (1xx series) und Appli-

cation Interpreted Constructs (5xx series), bilden dabei gemeinsam das Fundament des 

oftmals zitierten „Integrierten Produktmodells“ (Grabowski, Anderl und Polly 1993). 

Bei den Integrated Generic Ressources handelt es sich um Produktdatenmodelle, wel-

che Produkte unabhängig von einem spezifischen Anwendungskontext beschreiben. 

Synonym werden die Integrated Generic Ressources auch als „Basismodelle“ bezeich-

net. Die Integrated Application Ressources erweitern die Basismodelle in ihrer Breite, 

die Application Integrated Constructs erweitern die Basismodelle in ihrer Tiefe. Bei 

den Application Integrated Constructs handelt es sich vorrangig um Geometriemodel-

le, welche die in den Basismodellen definierten geometrischen und topologischen 

Konstrukte zusätzlich spezialisieren. Den eigentlichen Kern von STEP bilden aber die 

Application Protocols (also die anwendungsbezogenen Produktdatenmodelle). Appli-

cation Protocols stellen Interpretationen der Integrated Ressources für einen spezifi-

schen Anwendungsaspekt bzw. Geltungsbereich dar. Aufgrund ihres normativen Cha-

rakters und der Anwendungsspezifität sind Application Protocols aus Anwenderper-

spektive daher von besonderem Interesse (ProStep 2013; Arlt et al. 2000, S. 39-45, 70-

87). 
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Abb. 59 ISO 10303 Überblick 

Die innere Struktur von Application Protocols berücksichtigt dreierlei Modelltypen: 

Das Application Activity Model (AAM), Application Reference Model (ARM) und 

Application Interpreted Model (AIM). 

 Das AAM, das Prozessmodell, definiert den Gültigkeitsbereich bzw. den 

Anwendungskontext des einzelnen Application Protocols. Methodisch erfolgt die 

Spezifikation des Prozessmodells unter Verwendung der 

Prozessmodellierungssprache IDEF 0.  

 Das ARM, also das Produktdatenmodell, beschreibt formal und aus Anwendersicht 

die im AAM zur Funktionsdurchführung als notwendig identifizierten Inputs und 

Outputs, also Datentypen bzw. Datenschemata.  

 Das AIM, das standardisierte Produktdatenmodell, spezifiziert das zu 

implementierende Produktdatenmodell unter Verwendung von Mapping Tables. 

Dieses Verfahren beruht darauf, eine Korrelation von den im ARM definierten 
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Datentypen, den Application Objects, mit den relevanten Datenobjekten der 

Integrated Ressources zu erreichen.  

 

Abb. 60 STEP-Mapping-Mechanismus (Dyla 2002, S. 28) 

Orthogonal zu AAM, ARM und AIM lassen sich Application Protocols in soge-

nannte Conformance Classes (CC) strukturieren. Diese modularisieren die Gesamtheit 

der Datentypen und Funktionsgruppen eines Application Protocols, da nicht jede Im-

plementierung immer gleich die Umsetzung eines gesamten Application Protocols 

notwendig macht bzw. nicht alle Datentypen in jedem Abschnitt eines Gesamtprozes-

ses von Relevanz sind. Conformance Classes bestehen aus einer oder mehreren Units 

of Function. CC bilden gleichzeitig die Grundlage für mögliche Zertifizierungen (z. B. 

von Prozessoren). Die Konstruktion ist das Ergebnis internationaler Gremienarbeiten 

und setzt hierbei auf Erfahrungswissen der Gremienmitglieder (Unternehmen, Ver-

bände etc.) auf (ProStep 2013). Da Details zur Gremienarbeit nicht im Detail offenge-

legt werden, kann der Konstruktionsprozess allerdings nicht beurteilt werden.  
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Abb. 61 ISO 10303 Überblick (Dyla 2002, S. 24) 

EXPRESS 

Zur Beschreibung der zuvor genannten Referenzmodelle wurde im Rahmen der 

STEP-Initiative eigens eine formale Modellierungssprache entwickelt: EXPRESS. 

Diese wurde 1994 als Part 11 von STEP genormt (Arlt et al. 2000, S. 55-58). EX-

PRESS verfügt gleichermaßen über eine grafische als auch textuelle Notation. Die gra-

fische Notation EXPRESS-G entspricht der grafisch verwertbaren Teilmenge der EX-

PRESS-Definitionen und dient zu deren Visualisierung.  

Das zentrale Konstrukt von EXPRESS ist das sog. „Entity“. Durch Entities werden 

Objekttypen der realen Welt (z. B. Bauteil) abgebildet (also Mengen von Objekten mit 

identischen Attributen). Weiterhin können jene Entities durch mehrwertige Relationen 

zueinander in Beziehung gesetzt werden.  
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Eigenschaften von Entities ohne eigene Struktur wie beispielsweise „Herstellnum-

mer“ oder „Bauteilname“ werden in EXPRESS durch das Sprachelement „Simple Ty-

pe“ modelliert. EXPRESS unterscheidet je nach Art der abzubildenden Daten unter-

schiedliche Wertemengen für Simple Types (Arlt et al. 2000, S. 55-58): 

Tab. 17 STEP Simple Types  

Simple Types Wertemenge Beispiel 

String Zeichenketten beliebiger 

Länge 

Artikelbezeichnung „BMW 5.20i“ 

Integer Intervall [-65536 , 65536] Anzahl an Achsen: „2“ 

Real Rationale Zahlen Radumfang; abhängig von Kreiszahl π  

Boolean True, False „Radaufhängung ist ein Fremdbezugs-

gut“ (true/false) 

Logical True, False, Unknown Siehe Beispiel „Radaufhängung“ 

Binary 0;1 Bilddaten 

 

Zusätzlich zu den vordefinierten Simple Types besteht in EXPRESS die Möglich-

keit, unter Verwendung von „Enumerations“ oder „Select Types“ endliche, benutzer-

definierte Wertemengen zu definieren. Auf diese Weise kann unter Verwendung von 

„Enumeration“ beispielsweise die Wertemenge „Farbe“ aus den Elementen rot, grün 

und blau erzeugt werden. Die Menge, die durch einen „Select Type“ definiert wird, 

besteht aus Begriffen, die bereits im Modell definiert sind, z. B. durch bereits im Mo-

dell vorhandene Entities. Ferner ist es auch möglich, Synonyme (sog. Defined Types) 

für Entities, Enumerations, Simple Types oder Select Types anzugeben. Defined Ty-

pes werden im Allgemeinen benutzt, um die Lesbarkeit eines Modells zu verbessern. 

Darüber hinaus sei darauf hingewiesen, dass Attribute unter Verwendung der Schlüs-

selwörter OPTIONAL und/oder UNIQUE zusätzlich klassifiziert werden können. 

UNIQUE bedeutet, dass die Wertebelegung für ein spezifisches Attribut für alle Ob-

jekte der zugehörigen Entity verschieden sein muss. Als OPTIONAL gekennzeichnete 

Attribute müssen nicht zwingend für jedes Objekt mit einem Wert belegt sein. Zuletzt 

sei noch darauf hingewiesen, dass, mit Blick auf die zuvor genannten mehrwertigen 

Relationen, EXPRESS nicht nur unterschiedliche Kardinalitätstypen (ARRAY, LIST, 

SET, BAG), sondern auch unterschiedliche Relationen- bzw. Vererbungstypen zur 

Verfügung hat: „One-of“, „And“ und „And-or“ (Arlt et al. 2000, S. 55-58).  
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Zur Strukturierung umfangreicher Modelle können Entities zusätzlich in logischen 

Modulen zusammengefasst werden oder deren bildhafte Darstellung auf mehrere phy-

sische Seiten aufgeteilt sein. Jene Module werden in EXPRESS als Schemata bezeich-

net. Obgleich jedes Schema eine abgeschlossene Einheit darstellt, lassen sich Teile 

daraus in anderen Schemata referenzieren und somit zu deren Ergänzung benutzen. 

Dazu werden die Konstrukte „Reference from“ und „Use from“ verwendet. Der Unter-

schied zwischen diesen Konstrukten besteht darin, dass mittels „Reference from“ refe-

renzierte Elemente lediglich innerhalb des importierenden Schemas sichtbar sind. Im 

Gegensatz dazu sind Elemente, welche über „Use from“ referenziert werden, über 

mehrere Ebenen der Referenzierung hinweg sichtbar. Zur Aufteilung eines Modells 

auf mehrere physikalische Seiten bietet EXPRESS die Möglichkeit, Seitenreferenzen 

zu definieren, welche Verweise auf Elemente des Informationsmodells spezifizieren, 

die auf anderen Seiten angeordnet sind (Arlt et al. 2000, S. 61-62).  

 

Abb. 62 Vergleichende Gegenüberstellung: EXPRESS und EXPRESS-G (Dyla 2002, S. 27) 

5.2.3.2 STEP AP 214  

Die Entwicklung von STEP AP 214 „Core Data for Automotive Mechanical Design 

Processes“ wurde 1992 initiiert und bis heute vorangetrieben, unter anderem finanziert 

durch den Verband der Automobilindustrie (VDA), die ProSTEP GmbH oder auch den 

ProSTEP-Verein. Ferner unterstützt bzw. finanziert auch STEP Automotive Special 

Interest Group die Fortentwicklung des Standards. Bei der STEP Automotive Special 
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Interest Group handelt es sich um einen Zusammenschluss von Automobilhersteller- 

und -zuliefererverbänden aus den Ländern Japan, Frankreich, Schweden und den USA. 

Vor dem Hintergrund der ausgeprägten Variantenvielfalt in der Automobilindustrie 

bestand das Hauptziel der Initiative in der Beschreibung von Produktstrukturen wäh-

rend der Produktentwicklung (Arlt et al. 2000, S. 50). 

 

Abb. 63 STEP AP 214: Primärer Anwendungskontext (ISO 2003, S. xix) 

Seit seiner Einführung hat sich STEP AP 214 zu einer wichtigen Grundlage für den 

Austausch von Produktdaten entwickelt und wird dementsprechend heutzutage in einer 

Vielzahl von Anwendungsfällen produktiv eingesetzt, hauptsächlich im Rahmen der 

Produktentwicklung. Dies betrifft insbesondere den Datenaustausch in Entwicklungs-

netzwerken von Automobilherstellern und Zulieferern (vgl. Abb. 63). Dort, also in 

einem Umfeld, in welchem mutmaßlich auch zukünftig eine Vielzahl unterschiedlichs-

ter CAD- und PDM-Anwendungssystem-Lösungen zum Einsatz kommen werden, 
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kann STEP als Grundlage für die Optimierung der Lieferantenintegration gewinnbrin-

gend eingesetzt werden (Geissen 2005, S. 36).  

Im Einzelnen gliedert sich STEP AP 214 in die in Abb. 64 beschriebenen Units of 

Function (UoF). UoF fassen horizontal inhaltlich zusammengehörige Modellkonstruk-

te logisch zusammen und erleichtern auf diese Weise die Identifizierung der für eine 

spezifische Aufgabenstellung relevanten Modellkonstrukte.  

 

Abb. 64 STEP AP 214: UoF-Übersicht (ISO 2003, S. 53) 

Mit Blick auf die vergleichende Untersuchung und Zusicherung wird im Folgenden 

insbesondere das UoF „product_management_data (S1)“ herausgegriffen. Dieses UoF 

thematisiert die Struktur von Produkten und ist gleichermaßen Voraussetzung für die 

Gültigkeit der Units of Function „element_structure (S2)“, „item_definition_structure 

(S3)“, „effectivity (S4)“, „work_management (S5)“, „classification (S6)“, „specificati-

on_control (S7)“ und „process_plan (S8)“. Aus Sicht des Autors handelt es sich bei 

den UoF S2-S8 um Spezialisierungen der UoF „product_management_data (S1)”. 
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5.2.3.3 MechaSTEP 

Bei MechaSTEP handelt es sich um ein neutrales Datenmodell zur Simulation me-

chatronischer Systeme (nachfolgend DIN 2001, S. 1-2). Das Datenmodell wurde aus-

gehend von den in der Normenreihe DIN EN ISO 10303 definierten Konstrukten ent-

wickelt. Es erweitert die dort definierten Datenmodelle um Konstrukte zur Unterstüt-

zung der Simulation mechatronischer Systeme.  

Grundlage des STEP-Datenmodells sind die Anforderungen und technischen Spezi-

fikationen der im Projekt MechaSTEP vertretenen Anwender. Die eindeutige Definiti-

on der interdisziplinären Schnittstellen in den Modellbeschreibungen der Teilbereiche 

Mechanik, Elektrik/Elektronik und Informationstechnik sowie die Abbildung des dis-

ziplinübergreifenden Zusammenwirkens mechatronischer Komponenten ist die Grund-

lage des Datenmodells. Weiterhin enthält das Datenmodell auch solche Schnittstellen-

elemente, die keiner einzelnen Disziplin zuzuordnen sind.  

 

Abb. 65 MechaSTEP Scope (Bellalouna 2009, S. 60) 

Der Inhalt des Standards wurde vom MechaSTEP-Industrie-Arbeitskreis unter Fe-

derführung der TU Darmstadt (Fachgebiet: Datenverarbeitung in der Konstruktion) 

erarbeitet. Mitglieder des MechaSTEP-Industrie-Arbeitskreis waren seinerzeit folgen-

de Automotive OEMs und Teilehersteller:  

 Audi AG, Neckarsulm 

 BMW AG, München 

 Daimler Chrysler AG, Stuttgart 

 Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG, Weissach 

 Ford Werke AG, Köln 
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 Volkswagen AG, Wolfsburg 

 Robert Bosch GmbH, Stuttgart 

Auch MechaSTEP gliedert sich in eine Reihe von Units of Function. Mit Blick auf 

die Produktstruktur kennt MechaSTEP folgende UoF, welche sich in ihrer Struktur 

von STEP AP 214 in Teilen unterscheiden: „product_management_data (S1)“, „ele-

ment_structure (S2)“, „item_definition_structure (S3)“, „change_management (S4)“ 

und „classification (S5)“. Wie bereits zuvor erfolgt auch im Fall von MechaSTEP eine 

Eingrenzung auf das UoF „product_management_data (S1)“. 

5.3 Vergleichende Untersuchung & Zusicherung  

Wie bereits zuvor erläutert, erfolgt die vergleichende Untersuchung und Zusiche-

rung des in Kapitel 4 konstruierten IT-Artefakts mit Konstrukten des UoF „pro-

duct_management_data (S1)“ der Standards STEP AP 214 und MechaSTEP. Zu die-

sem Zweck werden nachfolgend zunächst die einzelnen, den UoF „pro-

duct_management_data (S1)“ zugehörigen Konstrukte beschrieben, gefolgt von ihrer 

vergleichenden Gegenüberstellung und anschließenden Zusicherung bzw. Synthese. 

5.3.1 STEP-Objekttypen 

Das UoF Product_management_data konzeptualisiert in Summe 41 Objekttypen, in-

klusive Attributen und Erläuterungen (siehe ISO 2003, S. 50-51; DIN 2001, S. 50-51). 

Mit Blick auf den Gegenstandsbereich der Arbeit erfolgt im Weiteren deren Eingren-

zung und Darstellung auf die zur Steuerung von Beschaffungsketten relevanten Ob-

jekttypen und Attribute. Danach konzeptualisieren STEP AP 214 und MechaSTEP 

anschließend produktbezogene, akteursbezogene und auftragsabwicklungsbezogene 

Objekttypen. 

5.3.1.1 Produkte 

Zu den produktbezogenen Objekttypen zählt der konstruierte Vergleichsrahmen 

nachfolgend „item“, „item_version“, „specific_item_classification“, „de-

sign_discipline_item_definition“, „alias_identification“, „certification“, „unit“ und 

„application_context“. Diese Objekttypen sind entweder Gegenstand von STEP AP 

214 und/oder MechaSTEP. 
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Tab. 18 Produktbezogene STEP-Objekttypen  

Objekttypen Attribute & Erläuterungen 

item 
(STEP AP 214 &  

MechaSTEP) 

konzeptualisiert alle versionsunabhängigen Eigenschaf-

ten eines Objektes oder einer Gruppe von Objekten  

id 
konzeptualisiert einen item-

Identifier 

name 
konzeptualisiert einen item-

Namen 

description 
konzeptualisiert zusätzliche, 

item-bezogene Erläuterungen 

item_version 

(STEP AP 214 &  

MechaSTEP) 

konzeptualisiert alle versionsabhängigen Eigenschaften 

eines Objekts. Ein Objekt kann mehrere Versionen be-

sitzen. 

id 
konzeptualisiert einen i-

tem_version-Identifier 

description 

konzeptualisiert zusätzliche 

item_version-bezogene Erläute-

rungen 

associated_item 

konzeptualisiert eine Relation 

zwischen item_version und 

item 

specific_item_classification 

(STEP AP 214) 

klassifiziert Objekte mit Bezug auf ein spezifisches Kri-

terium (z. B. „Bauteil“, „Rohstoff“) 

classification_name 
konzeptualisiert item-bezogene 

Klassifikationskriterien 

description 

konzeptualisiert zusätzliche 

ipecific_item_classification-

bezogene Erläuterungen 

associated_item 

konzeptualisiert eine Relation 

zwischen item und spe-

cific_item_classification  

de-

sign_discipline_item_definition 

(STEP AP 214 &  

MechaSTEP) 

konzeptualisiert eine Sicht auf Objekte. Sichten erlauben 

die Eingrenzung der für eine Aufgabenbearbeitung rele-

vanten Eigenschaften bzw. Produktdaten einer i-

tem_version 

id 
konzeptualisiert einen view-

Identifier 
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name 
konzeptualisiert einen View-

Namen 

initial_context 

konzeptualisiert einen initialen 

Anwendungskontext für wel-

chen der View erstellt wurde 

additional_context 

konzeptualisiert zusätzliche 

Anwendungskontexte für wel-

che der View relevant ist 

associat-

ed_item_version 

konzeptualisiert eine Relation 

zwischen de-

sign_discipline_item_definition 

und item_version auf welche 

sich der View bezieht 

alias_identification 

(STEP AP 214) 

konzeptualisiert eine Alias-Beschreibung, um einem Ob-

jekt eine zusätzliche Kennung zuzuweisen. Diese Ken-

nung kann verwendet werden, um ein Objekt in einem 

anderen Kontext (z. B. einer anderen Organisation) zu 

identifizieren 

alias_id 
konzeptualisiert einen alias-

Identifier 

alias_scope 

konzeptualisiert eine Organisa-

tion, in welcher die alias-

Beschreibung gültig ist 

alias_version_id 

konzeptualisiert einen spezifi-

schen alias-Identifier für den 

Fall, dass eine alias-

Beschreibung eines Objekts in 

mehreren Versionen vorliegt 

description 

konzeptualisiert zusätzliche 

alias_identification-bezogene 

Erläuterungen 

is_applied_to 

konzeptualiert eine Relation 

zwischen der alias-

Beschreibung und dem Objekt 

auf welches sich die Beschrei-

bung bezieht 

certification 

(STEP AP 214) 

konzeptualisiert objektbezogene Zertifikate 

name 
konzeptualisiert einen Zertifi-

kat-Namen 

certification_type konzeptualisiert einen Zertifi-
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kat-Typ (z. B. Lieferanten-

Zertifikat) 

purpose 
konzeptualisiert die mit dem 

Zertifikat verfolgte Zielsetzung 

is_applied_to 

konzeptualisiert eine Relation 

zwischen dem Zertifikat und 

dem Objekt, auf welche sich 

das Zertifikat bezieht 

unit 

(STEP AP 214) 

konzeptualisiert die objektbezogene Standard-

Mengeneinheit 

unit_name 
konzeptualisiert eine Mengen-

einheiten (z. B. kg) 

application_context 

(STEP AP 214 &  

MechaSTEP) 

konzeptualisiert eine gemeinsame Diskurswelt, in wel-

cher ein Objekt von Bedeutung ist (z. B. Produktent-

wicklung) 

application_domain 

konzeptualisiert Anwendungs-

bereiche, für welche ein Objekt 

von Interesse ist: assembly, 

digital mock-up, electrical de-

sign, mechanical design, preli-

minary design, process plan-

ning 

description 

konzeptualisiert zusätzliche 

application_context-bezogene 

Erläuterungen 

life_cycle_stage 

konzeptualisiert die Lebenszyk-

lusphase, in welcher sich ein 

item befindet: design, manufac-

turing, recycling 
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5.3.1.2 Akteure 

Zu den akteursbezogenen Objekttypen zählt der konstruierte Vergleichsrahmen, 

nachfolgend „organization“, „person_in_organization“, „organization_in_contract“ 

und „organization_relationship“. Diese Objekttypen sind entweder Gegenstand von 

STEP AP 214 und/oder MechaSTEP. 

Tab. 19 Akteursbezogene STEP-Objekttypen  

Objekttypen Attribute & Erläuterungen 

organization 

(STEP AP 214 &  

MechaSTEP) 

konzeptualisiert eine Gruppe von Personen, eingebunden in einen spe-

zifischen Geschäftsprozess 

id konzeptualisiert einen organization-Identifier 

organizati-

on_name 
konzeptualisiert einen organization-Namen 

organizati-

on_type 

konzeptualisiert einen organization-Typ: company, de-

partment, plant 

pos-

tal_address 
konzeptualisiert eine Postadresse 

visi-

tor_address 
konzeptualisiert eine Besucheradresse 

de-

livery_addr

ess 

konzeptualisiert eine Lieferadresse 

per-

son_in_organizati

on 

(STEP AP 214 &  

MechaSTEP) 

konzeptualisiert eine Person im Kontext einer Organisation  

id konzeptualisiert einen person-Identifier 

location 
konzeptualisiert eine personenbezogene relevante Adres-

se 

role 
konzeptualisiert die Rolle einer Person mit Bezug auf die 

Organisation 

associa-

ted_person 
konzeptualisiert einen Personennamen 

associa-

ted_organiz

ation 

konzeptualisiert die Organisation, mit welcher eine Per-

son in Verbindung steht 
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organiza-

tion_in_contract 

(STEP AP 214) 

konzeptualisiert die einen Vertrag eingehende Organisation 

contrac-

ted_organiz

ation 

konzeptualisiert die in eine Vereinbarung eingehenden 

Organisationen 

ro-

le_of_orga

nization 

konzeptualisiert die Rollen der die Vereinbarung einge-

henden Organisationen: contractor: konzeptualisiert den 

Auftraggeber; contractee: konzeptualisiert den Auftrag-

nehmer 

signature 
konzeptualisiert die Vertragsunterschrift der beteiligten 

Personen in Vertretung ihrer Organisation 

sig-

ned_contra

ct 

konzeptualisiert die wechselseitigen Vertragsverpflich-

tungen der beteiligten Organisationen 

organiza-

tion_relationship 
(MechaSTEP) 

konzeptualisiert einen Beziehungstyp zum Aufbau von Organisations-

strukturen 

description 
konzeptualisiert zusätzliche organization_relationship-

bezogene Erläuterungen 

relating 
konzeptualisiert die erste, zweier miteinander in Bezie-

hung stehender Organisationseinheiten 

related 
konzeptualisiert die zweite, zweier miteinander in Bezie-

hung stehender Organisationseinheiten 

relati-

on_type 

konzeptualisiert einen spezifischen Beziehungstyp: hie-

rarchy (konzeptualisiert ein Über-

/Unterordnungsverhältnis von „relating“ und „related“); 

succession (konzeptualisiert eine Vorgänger-Nachfolger-

Beziehung zwischen „relating“ und „related“) 

5.3.1.3 Auftragsabwicklung 

Zu den auftragsabwicklungsbezogenen Objekttypen zählt der konstruierte Ver-

gleichsrahmen nachfolgend „date_time“, „interval_of_time“, „contract“ und „appro-

val“. Diese Objekttypen sind entweder Gegenstand von STEP AP 214 und/oder Me-

chaSTEP. 
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Tab. 20 Auftragsabwicklungsbezogene STEP-Objekttypen  

Objekttypen Attribute & Erläuterungen 

date_time 

(STEP AP 214 &  

MechaSTEP) 

konzeptualisiert „Datum & Uhrzeit“ 

date konzeptualisiert „Datum“ 

time konzeptualisiert „Uhrzeit“ 

interval_of_time 

(STEP AP 214) 

konzeptualisiert einen Zeitraum 

start_defin

ition 
konzeptualisiert den Intervall-Startzeitpunkt 

end_defini

tion 
konzeptualisiert den Intervall-Endzeitpunkt 

contract 

(STEP AP 214) 

konzeptualisiert eine bindende Vereinbarung mit Bezug auf ein spezi-

fisches Objekt 

id konzeptualisiert den Identifier 

descripti-

on 

konzeptualisiert zusätzliche Informationen mit Bezug auf 

die Vereinbarung 

contract-

ed_elemen

t 

konzeptualisiert den Vertragsgegenstand 

approval 

(STEP AP 214) 

konzeptualisiert eine Zustimmung der personellen Aufgabenträger 

(Technisches Personal; Management) mit Bezug auf spezifische Pro-

duktdaten 

actu-

al_date 
konzeptualisiert das Freigabedatum 

plan-

ned_date 
konzeptualisiert den geplanten Freigabetermin 

is_approve

d_by 

konzeptualisiert das zustimmungsverantwortliche Perso-

nal  

level 

konzeptualisiert den Zustimmungsbezug: disposition 

(konzeptualisiert die Freigabe eines assoziierten Objekts 

für die Serienproduktion), equipment order (konzeptuali-

siert die Freigabe eines assoziierten Objekts für die Vor-

serienproduktion), planning (konzeptualisiert die Freigabe 

eines assoziierten Objekts für die Design-Phase) 

status konzeptualisiert den Status mit Bezug auf das „level“ 
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scope 
konzeptualisiert die Organisationseinheit, auf welche sich 

die Freigabe bezieht 

is_applied

_to 

konzeptualisiert das Objekt, auf welches sich die Freigabe 

bezieht 

5.3.2 Zusicherung  

Im Weiteren erfolgt die vergleichende Untersuchung zwischen dem im vorangegan-

gen Kapitel aufgestellten spezifischen STEP-Bezugsrahmen und dem in Kapitel 4 kon-

struierten IT-Artefakt. Noch bevor mit der eigentlichen Definition der Zusicherung 

begonnen wird, werden bereits zum jetzigen Zeitpunkt eine Reihe von Dingen deut-

lich: 

1. Da im Mittelpunkt der Arbeit fachkonzeptuelle Modelle stehen, erfolgt die verglei-

chende Untersuchung auf Ebene des Application Reference Model, nicht auf Ebene 

des Application Interpreted Model. Eine Überprüfung der technischen Machbarkeit 

bzw. die Überprüfung der Überführbarkeit des integrierten Modells in ein Applica-

tion Interpreted Model entfällt. Die Untersuchung und ggf. Anpassung der zugrun-

de liegenden Mapping Tables stellte nach Auffassung des Autors eine eigene wis-

senschaftliche Aufgabenstellung dar und müsste demzufolge in einer separaten Ar-

beit diskutiert werden.  

2. Im Rahmen der vergleichenden Untersuchung können lediglich Element-und-

Attribut-Korrespondenzen untersucht und definiert werden. Aufgrund fehlender 

Pfade innerhalb des STEP-Bezugsrahmens entfällt die Möglichkeit zur Untersu-

chung bzw. Definition von Pfad-Korrespondenz-Zusicherungen. Ferner wurde 

nach Auffassung des Autors das Kriterium der „Minimalität“ (vgl. Kapitel 5.2.1 

„Zielsetzung & Herausforderungen) innerhalb des Bezugsrahmens mehrfach ver-

letzt, mit der Folge von Beschreibungskonflikten. Im Rahmen der Zusicherung 

muss damit gerechnet werden, dass jene Konflikte unter Umständen nicht aufgelöst 

werden bzw. infolgedessen keinerlei Zusicherungen definiert werden können. 

Wie bereits zuvor erläutert, besteht ein zentrales Integrationsprinzip der zusiche-

rungsbasierten Integration darin, bei strukturellen Konflikten zwischen zwei Modellen, 

in dem integrierten Modell immer die weniger eingeschränkte Struktur zu verwenden. 

Die weniger eingeschränkte Struktur kommt dadurch zum Ausdruck, dass sie weniger 

existenzielle Abhängigkeiten enthält. Aus diesem Grund startet die vergleichende Un-

tersuchung und Formulierung basierend auf dem in Kapitel 4 konstruierten IT-
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Artefakt. STEP AP 214 und MechaSTEP weisen mit ihrer Vielzahl an Modellierungs-

konstrukten und Anwendungsbereichen eine deutlich höhere Komplexität auf.  

Je Gegenstandsbereich werden die in Kapitel 5.2.2 definierten Integrationsregeln 

schrittweise ausgeführt. Integrationsregel 1 „feuert“, sofern in einem der beiden zu 

integrierenden Modelle kein Gegenstück gefunden werden kann. Integrationsregel 2 

„feuert“, sofern zwischen einem Konstrukt aus je einem Modelle eine Äquivalenzbe-

ziehung hergestellt werden kann. Integrationsregel 5 „feuert“, sofern zwischen einem 

Objekttyp und einem komplexen Attribut eine Äquivalenzbeziehung hergestellt wer-

den kann. Die Integrationsregeln drei und vier können hingegen nicht „feuern“, da der 

STEP-Bezugsrahmen zunächst nur in sich geschlossene Objekttypen bereitstellt, nicht 

aber Links oder Pfade zwischen den Objekttypen.  

Die vergleichende Gegenüberstellung und Formulierung von Zusicherungen erfolgt 

tabellarisch. Die Beurteilung der Reife leitet sich dann aus der Anzahl an identifizier-

baren Zusicherungen zwischen dem konstruierten IT-Artefakt und dem STEP-

Bezugsrahmen ab, beziehungsweise aus den Konstrukten des IT-Artefakts, für welche 

im STEP-Bezugsrahmen keine Zusicherungen identifiziert werden können. Zu diesem 

Zweck werden die zuvor identifizierten STEP-Objekttypen in bedarfsspezifische Ein-

zelbestandteile zerlegt. Dies beinhaltet, dass, sofern die in Kapitel 5.3.1 konzeptuali-

sierten Objekttypen Merkmale zur Beschreibung von Relationen berücksichtigten (z. 

B. „is applied to“), diese für den nachfolgenden Vergleich als separate Objekttypen 

interpretiert werden.  

Da der Vergleich eben insbesondere auch die den Objekttypen zugeschriebenen 

Merkmale adressiert, werden im Rahmen der Regelausführung bzw. ihrer tabellari-

schen Darstellung einzelne Objekttypen unter Umständen mehrfach auftreten können. 

Ein und derselbe Objekttyp kann danach abhängig von den identifizierten Äquivalen-

zen auf Merkmalsebene sowohl unter Ausführung von Regel 2 sichtbar werden als 

auch unter Ausführung von Regel 1, sofern einer der beiden Objekttypen Merkmale 

konzeptualisiert, für welche keine Äquivalenzen im jeweils anderen Objekttyp identi-

fiziert werden konnten (Regel 1). Damit wohnt der Integration der Charakter eines 

paarweisen Vergleichs von Merkmalen inne. 

Ferner ist sich der Autor der vorliegenden Arbeit darüber im Klaren, dass eine quan-

titative Reife-Beurteilung des IT-Artefakts maßgeblich durch die Forderung nach 

„Minimalität“ beeinflusst wird. Wurde im Rahmen der Modellerstellung die Forderung 

nach Minimalität verletzt, würde dem konstruierten IT-Artefakt im Rahmen des Ver-

gleichs eine höhere Reife zugesprochen als eigentlich zulässig.  
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Beispiel: Objekttyp-Äquivalenz 

IT-Artefakt Zusicherung STEP 

Objekttyp 1 

 Attribut 11 

 Attribut 12 

 Attribut 1n 

 

Objekttyp 2 

 Attribut 21 

 Attribut 22 

 Attribut 2n 

5.3.2.1 Mechatronische Produkte  

Nach Ausführung der Integrationsregeln 1 und 2 kann, mit Blick auf den untersuch-

ten Cluster „Mechatronische Produkte“, gegenüber dem Bezugsrahmen ein durch-

schnittlicher Reifegrad konstatiert werden. Insgesamt wurden in diesem Cluster 29 

einzelne Objekttypen miteinander verglichen. In 18 der 32 Fälle konzeptualisiert das 

IT-Artefakt Objekttypen, welche in dem integrierten STEP AP 214 & MechaSTEP-

Vergleichsrahmen gänzlich nicht vorgesehen sind. Dabei handelt es sich um spezifi-

sche Konstrukte zur Modellierung mechatronischer Produkte im Kontext synchronisa-

tionsdefekter Beschaffungsketten. Ferner konnten in zwei Fällen Äquivalenzen zwi-

schen dem IT-Artefakt und dem Bezugsrahmen identifiziert werden. 

Tab. 21 Mechatronische Produkte: Integrationsregel 1a 

IT-Artefakt Zusicherung 
STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Produkt 

 serien_nr 

 ausfallwahrscheinlichkeit 

 technologie 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Produkt_Lager 

 lagervolumen 

 bruttogewicht (in kg) 

 nettogewicht (in kg) 

 zulaessige luftfeuchte 

 zulaessige umgebungstemperatur 

 schutzgaslagerung 

 dry-pack-lagerung 

 max._einlagerungsdauer 

 qualitätssicherungsplan 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 
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Produkt_Auftragsabwicklung 

 bezugsort 

 anlieferort 

 verwendungsort 

 herstelldatum 

 mengeneinheit 

 substitute 

 komplemente 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Produkt_Sammelprodukt 

 sammelprodukt_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Produktgruppe 

 produktgruppe_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Produktgruppenstruktur 

 üproduktgrupp.struktur_id 

 uproduktgrupp.struktur_id 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Produkt_Struktur 

 üprodukt_id 

 uprodukt_id 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

VMS 

 vms_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

AMS 

 ams_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

MFM 

 mfm_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Baugruppe unterer Ordnung 

 baugruppe_unt.ordnung_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Einzelteil 

 einzelteil_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Geeignete_Logistische_ 

Einheit 

 log.einheit_id 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Verpackung 

 verpackung_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Ladungsträger 

 ladungstraeger_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Log._Einheit_Struktur 

 ülog.einheit_struktur_id  
nicht durchführbar Gegenstück nicht 
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 ulog.einheit_struktur_id  vorhanden 

Lagerort 

 lagerort_id 

 QS-Ressourcen 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Lagerraum 

 lagerraum_id 

 durchschnittliche_umgebungstemperatur 

 durchschnittliche_luftfeuchte 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

 

Tab. 22 Mechatronische Produkte: Integrationsregel 2 

IT-Artefakt Zusicherung 
STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Produkt 

 produkt_id 

 bezeichnung 

 

Item 

 id 

 name 

Produkt_Auftragsabwicklung 

 mengeneinheit 
 

Unit 

 unit_name 

 

In zwölf Fällen verfügt der Vergleichsrahmen über Konstrukte, welche über den 

Umfang des konstruierten IT-Artefakts hinausreichen. Bei näherer Betrachtung wird 

diesbezüglich allerdings deutlich, dass es sich hierbei um vergleichsweise unspezifi-

sche Konstrukte handelt, welche nicht explizit für mechatronische Produkte vorgese-

hen sind. Einen Mehrwert mit Blick auf das konstruierte IT-Artefakt stellte nach Auf-

fassung des Autors lediglich das Konstrukt „certification“ dar. Dieses Konstrukt kann 

Beschaffungsentscheidungen maßgeblich beeinflussen, da Lieferanten Zertifikate als 

Signalling-Instrument nutzen, um aufseiten der Beauftragenden Vertrauen zu erzeu-

gen. 

Tab. 23 Mechatronische Produkte: Integrationsregel 1b 

IT-Artefakt Zusicherung STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

alias_identification 

 alias_id 

 alias_scope 

 alias_version_id 

 description 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar alias_identification 
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 is_applied_to 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

application_context 

 application_domain 

 description 

 life_cycle_stage 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

certification 

 name 

 certification_type 

 purpose 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 
certification 

 is_applied_to 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

de-

sign_discipline_item_def

inition 

 id 

 name 

 initial_context 

 additional_context 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

de-

sign_discipline_item_def

inition 

 associa-

ted_item_version 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 
item 

 description 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

item_version 

 id 

 description 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 
item_version 

 associated_item 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

spe-

cific_item_classification 

 classification_name 

 description 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

spe-

cific_item_classification 

 associated_item 
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5.3.2.2 Akteure  

Nach Ausführung der Integrationsregeln 1 und 2 kann, mit Blick auf den untersuch-

ten Cluster „Akteure“, gegenüber dem Bezugsrahmen ein vergleichsweise hoher Rei-

fegrad konstatiert werden. Insgesamt wurden in diesem Cluster 13 einzelne Objektty-

pen miteinander verglichen. In 3 von 13 Fällen konzeptualisiert das IT-Artefakt Ob-

jekttypen, welche in dem integrierten STEP AP 214 & MechaSTEP Vergleichsrahmen 

nicht vorgesehen sind. Dabei handelt es sich um wesentliche Konstrukte zur Identifi-

zierung und Klassifizierung von Lieferanten. Ferner konnten in vier Fällen Äquivalen-

zen zwischen dem IT-Artefakt und dem Bezugsrahmen identifiziert werden. 

Tab. 24 Akteure: Integrationsregel 1a 

IT-Artefakt Zusicherung STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Geschaeftspartner_Lieferant 

 durchschnittliche_anlieferort_ 

lieferzeit 

 durchschnittliche_ anlieferort 

_lieferzeit_varianz 

 versandort 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Hersteller 

 hersteller_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Groß- und Einzelhändler 

 haendler_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

 

Tab. 25 Akteure: Integrationsregel 2 

IT-Artefakt Zusicherung STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Geschaeftspartner 

 global_location_id 
 

organization 

 id 

Geschaeftspartner_ 

Abnehmer 

 geschaeftspartner_abnehmer_id 

 
organization_in_contract 

 contractor 

Geschaeftspartner_Lieferant 

 geschaeftspartner_ 

lieferant_id 

 
organization_in_contract 

 contractee 
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Geschaeftspartner_ 

Lieferantenstruktur 

 ügeschaeftspartner_ 

lieferant_id 

 ugeschaeftspartner_ 

lieferant_id 

 

organization_relationship 

 relating 

 related 

 relation_type: hierarchy 

 

In sechs Fällen konzeptualisiert der Bezugsrahmen Objekttypen, welche nicht Ge-

genstand des konstruierten IT-Artefakts sind. Hierbei handelt es sich um Konstrukte 

zur Modellierung von Adressen sowie um Konstrukte zur Modellierung von Organisa-

tionen bzw. einzelnen Personen innerhalb von Organisationen. Letzteres stellt aller-

dings keine Limitierung des konstruierten IT-Artefakts dar, da im Rahmen der Mo-

dellerstellung abstrakt von „Akteuren“ ausgegangen wurde und damit gleichermaßen 

natürliche und juristische Personen assoziiert wurden. Ferner wurden Organisationen 

zuvor bereits spezifischer beschrieben (z. B. organization_in_contract (#contractor)), 

sodass zu vergleichsweise allgemeineren Konstrukten (z. B. organization (#organizati-

on_type)) keinerlei Zusicherungen mehr konstruiert werden müssen. Einen Mehrwert 

gegenüber dem konstruierten IT-Artefakt stellt hingegen der Beziehungstyp „organiza-

tion_relationship (#relation_type: succession)“ dar. Dieser erlaubt zeitliche Vorgänger-

Nachfolger-Beziehungen zwischen Organisationen explizit zu modellieren. Im Rah-

men des spezifizierten IT-Artefakts war dieses Verständnis nur implizit enthalten. 

Tab. 26 Akteure: Integrationsregel 1b 

IT-Artefakt Zusicherung STEP AP 214 & 

MechaSTEP 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

organization 

 organization_name 

 delivery_adress 

 postal_adress 

 visitor_adress 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 
organization_relationship 

 description  

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

organization_relationship 

 relation_type: successi-

on  

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

date_and_person_organiz

ation 

 id 
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 associated_organization 

 location 

 role 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 
organization 

 organization_type 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

organization_in_contract 

 contrac-

ted_organization 

 signature 

 signed_contract 

5.3.2.3 Konditionen & Auftragsabwicklung 

Nach Ausführung der Integrationsregeln 1 und 2 kann, mit Blick auf den untersuch-

ten Cluster „Konditionen & Auftragsabwicklung“, gegenüber dem Bezugsrahmen ein 

vergleichsweise hoher Reifegrad konstatiert werden. Insgesamt wurden in diesem 

Cluster 19 einzelne Objekttypen miteinander verglichen. In 13 von 18 Fällen konzep-

tualisiert das IT-Artefakt Objekttypen, welche in dem integrierten STEP AP 214 & 

MechaSTEP-Vergleichsrahmen nicht vorgesehen sind. Dabei handelt es sich um we-

sentliche Konstrukte zur Auftragssteuerung, welche neben Beschaffungskonditionen 

auch relevante Konstrukte zur Anlieferungs- und Abrechnungssteuerung berücksichti-

gen. Ferner konnten in zwei Fällen Äquivalenzen zwischen dem IT-Artefakt und dem 

Bezugsrahmen identifiziert werden. 

Tab. 27 Auftragsabwicklung: Integrationsregel 1a 

IT-Artefakt Zusicherung 
STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Vertragskondition 

 vertragskondition_id 

 bestellzeitraum (start) 

 bestellzeitraum (ende) 

 gueltig_fuer_mindestbestellmenge 

 gueltig_fuer_max.bestellmenge 

 bestellfrist vor lieferung 

 herstelldatum 

 bezugspreis 

 waehrung 

 strafzahlung_mangellieferung 

 strafzahlung_stornierung 

 importzoll 

 angebotene_versorgungsstrategie 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Konditionengruppe nicht durchführbar Gegenstück nicht 
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 konditionengruppe_id  vorhanden 

Bezugsnachweis 

 bestelldatum 

 beauftragter_fruehester_Liefertermin 

 beauftragter_spaetester_Liefertermin 

 anlieferort 

 kondition_id 

nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Lagerortbestand 

 bestandsmenge 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Nettobedarf 

 bedarfsmenge 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Dispositionsangaben nicht durchführbar 
Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Lieferschein 

 lieferschein_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Lieferschein_Position 

 lieferschein_position_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Lieferschein_Position (unbewertet) 

 unbewertete_lieferschein_pos_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Lieferschein_Position (bewertet) 

 bewertete_lieferschein_pos_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Rechnung 

 rechnung_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Rechnung_Position 

 rechnungsposition_nr 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 

Lagerplatz 

 lagerplatz_id 
nicht durchführbar 

Gegenstück nicht 

 vorhanden 
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Tab. 28 Auftragsabwicklung: Integrationsregel 2 

IT-Artefakt Zusicherung STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Bezugsnachweis 

 bezugsnachweis_id 
 

contract 

 id 

Bezugsnachweis_Position 

 bestellposition_nr 
 

contract 

 contracted_element 

 

In drei Fällen konzeptualisiert der Bezugsrahmen Objekttypen, welche nicht Gegen-

stand des konstruierten IT-Artefakts sind. Hierbei handelt es sich im einen Fall um 

zusätzliche vertragsbezogene Erläuterungen, in den beiden anderen Fällen um Kon-

strukte zur Modellierung von „Zeit“. Scheint die Einbindung von „contract (descripti-

on)“ in ein integriertes Modell vergleichsweise einfach, würde die Einbindung der Ob-

jekttypen „date_time“ und „interval_of_time“ hingegen eine umfangreiche Reorgani-

sation des konstruierten IT-Artefakts nach sich ziehen: Mit Blick auf das spezifizierte 

IT-Artefakt ist dort „Zeit“ zumeist merkmalbasiert konzeptualisiert, und nicht als ein 

eigenständiger Objektyp. Zu diesem Zweck stellt die Methode „zusicherungsbasierte 

Integration“ allerdings keinerlei Verfahrensanweisungen zur Verfügung.  

Tab. 29 Auftragsabwicklung: Integrationsregel 1b 

IT-Artefakt Zusicherung 
STEP AP 214 &  

MechaSTEP 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 
contract 

 description 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

date_time 

 date 

 time 

Gegenstück nicht vorhanden nicht durchführbar 

interval_of_time 

 start_definition 

 end_definition 
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6 Zusammenfassung und kritische Bewertung 

6.1 Zusammenfassung 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit waren Beschaffungsketten mechatronischer 

Produkte in der Automobilwirtschaft. Hierbei handelt es sich um überbetriebliche Pro-

duktionsstrukturen, welche die Bereitstellung mechatronischer Primärprodukte, Bau-

gruppen und Einzelteile hoher Varietät und unterschiedlicher Technologie zur Aufga-

be haben.  

Da Beschaffungsketten dieses Typs jedoch kundenseitig zu steigenden Informati-

onsbeschaffungskosten und einem damit einhergehenden Kontrollverlust während der 

Beschaffungsanbahnung und -abwicklung führen, wurde im Rahmen der Arbeit eine 

Flexibilisierung der logistischen Aufgabenmodelle unter Verwendung hierfür spezifi-

scher Technologien vorgeschlagen. Im Besonderen wurde zu diesem Zweck ein fach-

konzeptuelles Datenmodell „mechatronischer“ Beschaffungsketten entworfen, welches 

die Informationsbeschaffungskosten entlang von Beschaffungsketten senken und da-

mit kürzere Reaktionszeiten und/oder zusätzliche Handlungsoptionen eröffnen soll. 

Fachkonzeptuelle Datenmodelle beschreiben zum einen IT-technisch zu unterstützen-

de, betriebswirtschaftliche Probleme als Ausgangspunkt einer konsistenten Umsetzung 

in Anwendungssysteme und reduzieren zum anderen die Informationsbeschaffungs-

kosten spezifischer Aufgabenbereiche bzw. Anwendungsfälle. 

Im Sinne der gestaltungsorientierten Wirtschaftsinformatikforschung handelt es sich 

bei fachkonzeptuellen Datenmodellen um ein IT-Artefakt vom Typ „Modell“. Zu de-

ren Konstruktion wurde eine Referenzmodell-Perspektive eingenommen. Die Kon-

struktion des Datenmodells erfolgte unter Verwendung von UML Use Cases und Klas-

sendiagrammen. Dabei handelt es sich um Standardsprachen, welche typischerweise 

im fachkonzeptuellen Entwurf, also der frühen Phase im Softwareentwicklungspro-

zess, zur Anwendung kommen. Da die Erstellung des IT-Artefakts unter Anwendung 

des gestaltungsorientierten Forschungsparadigmas erfolgte, wurde das IT-Artefakt ab-

schließend im Hinblick auf dessen Qualität bzw. fachkonzeptuelle Reife untersucht. 

Die Merkmale Nützlichkeit und Effektivität blieben hingegen unberücksichtigt. Dies 

bedeutet natürlich eine Limitierung des IT-Artefakts. Die Überprüfung der Reife er-

folgte argumentativ unter Verwendung der Methode „zusicherungsbasierte Integrati-

on“. Diese Methode erlaubte eine vergleichende Untersuchung des konstruierten IT-

Artefakts mit STEP AP 214 und MechaSTEP sowie die Ableitung des durch diese Ar-

beit entstandenen Mehrwerts bzw. Beitrags zur „Knowledge Base“ im Sinne Hevners. 
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Mit dem konstruierten Datenmodell leistet die Arbeit damit einen klaren Beitrag zur 

Wirtschaftsinformatikforschung. Weiterhin kann der Forschungsansatz der Arbeit 

selbst als Problemlösungswissen verstanden werden. Dessen Bestandteile und Umset-

zung erlauben den Anspruchsgruppen der Arbeit IT-Artefakte dieses Typs selbststän-

dig und begründet konstruieren zu können.  

6.2 Kritische Bewertung 

Hinsichtlich des grundsätzlichen Forschungsdesigns ist festzuhalten, dass die Arbeit 

in großen Teilen auf qualitative Forschungsmethoden zurückgreift und demzufolge 

auch damit typische Beschränkungen dieser Methoden erfährt. Dieses betrifft die Se-

kundäranalyse als die im Wesentlichen zugrunde gelegte Untersuchungsform in den 

Kapiteln1 bis 3. Da im Rahmen der Arbeit nicht auf eine „geprüfte“, konsistente Fle-

xibilitätstheorie zurückgegriffen werden konnte, limitieren die identifizierten Erkennt-

nisquellen (z. B. Monografien, Sammelbände und Aufsätze in Fachzeitschriften) zur 

Flexibilität die Nachvollziehbarkeit bzw. Identifizierung der hierfür notwendigen Kon-

strukte. Ferner ist anzumerken, dass das Grundmodell, aus welchem heraus die Anfor-

derungen an das konstruierte IT-Artefakt abgeleitet wurden, für den Verlauf der Arbeit 

von enormer Bedeutung ist. Blieben an dieser Stelle Annahmen zu relevanten Akteu-

ren und/oder produktbezogenen Interaktionen unberücksichtigt, leidet die Validität des 

konstruierten IT-Artefakts. Zusätzlich ist zu konstatieren, dass das untersuchte Szena-

rio in gewisser Weise Fallstudiencharakter aufweist und damit die Ableitung allge-

meingültiger Aussagen erschwert. Andererseits reklamiert die Arbeit für sich auch 

keinen empirischen Wahrheitsanspruch. Hierbei sei im Speziellen auf das pragmati-

sche Merkmal von Modellen verwiesen: Modelle dienen Modellerstellern und -nutzern 

zeitpunktbezogen vordefinierten Zwecken. Bei der konstruierten Lösung handelt es 

sich demnach zwar um eine normative, aber dennoch subjektgebundene Aussage. In 

anderen Worten handelt es sich bei dem konstruierten IT-Artefakt um eine zwar gene-

relle Aussage, jedoch ohne objektiven Wahrheitswert und subjektiven Wahrheitsan-

spruch (Chmielewicz 1979, S. 119-123). 

Weiterhin ist die Reliabilität des gewählten Modellierungsansatzes zu bewerten. In 

der vorliegenden Arbeit erfolgte die Modellerstellung unter Verwendung eines refe-

renzmodell-theoretischen Ansatzes. Als Referenzmodell wurde im Kontext der Arbeit 

ein Modell normativer Aussagen verstanden, welches sowohl deskriptive als auch prä-

skriptive Aussagen bzw. Empfehlungen beinhaltet. In diesem Sinne formuliert der Bei-

trag explizit Gestaltungsempfehlungen zur Synchronisation mechatronischer Beschaf-
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fungsketten. Damit können zukünftige Anwendungssysteme auf Basis des IT-

Artefakts einheitliche Eigenschaften aufweisen, um damit den zwischenbetrieblichen 

Leistungsfluss planungsseitig zu unterstützen und zu standardisieren. Da das Paradig-

ma der gestaltungsorientierten Forschung jedoch originär über kein eigenes standardi-

siertes Vorgehensmodell zur Deduktion und Lösungsgestaltung verfügt, sondern ledig-

lich relevante Eigenschaften (engl. guidelines) des Problemlösungsprozesses und da-

zugehörige Evaluationsmethoden aufzeigt, wurde zum Entwurf des Datenmodells auf 

das bei Österle et al. (2011, S. 9) vorgestellte Vorgehensmodell ausgewichen. Neben 

diesem existiert allerdings noch eine Reihe anderer Vorgehensmodelle (z. B. Hars 

1994). Da für die Auswahl des Vorgehensmodells kein formales Entscheidungsmodell 

zugrunde gelegt wurde, sondern die Auswahl nach gestaltungspragmatischen Erwä-

gungen erfolgte, kann die Hypothese begründet werden, dass ein anderes Vorgehens-

modell inkl. zugehöriger Modellierungssprachen, zu anderen Ergebnissen führen kann. 

Gleichwohl sollte die in der Arbeit vorgenommene Dokumentation den jeweiligen An-

spruchsgruppen erlauben, unter vergleichbaren Annahmen zu äquivalenten Ergebnis-

sen bzw. IT-Artefakten zu gelangen.  

Schließlich bleibt noch eine Bewertung der gewählten Evaluationsmethode im Hin-

blick auf die zu Beginn definierte Herausforderung der „Flexibilisierung“. Mit Blick 

auf die Informationsbeschaffungskosten kann der Nutzen fachkonzeptueller Modelle 

nicht in Geldeinheiten gemessen werden: Investitionen in Flexibilität können häufig 

keine korrespondierenden Zahlungsmittelzu- und -abflüsse zugeordnet werden, da In-

vestitionen in Flexibilität zumeist zu veränderten Kostenstrukturen führen (z. B. stei-

gende Fixkostenanteile für IT-Infrastrukturen). Aufgrund des Quantifizierungsprob-

lems kann die Bewertung der Flexibilität daher zumeist nicht auf Basis von Wirt-

schaftlichkeitsüberlegungen erfolgen. Vielmehr sind qualitative Instrumente wie bei-

spielsweise Scoring-Modelle oder Argumentationsbilanzen einzusetzen. Diese erlau-

ben neue Hypothesen zu formulieren oder die prinzipielle Machbarkeit bzw. Verwen-

dung aufzuzeigen. An dieser Stelle setzte auch die vorliegende Arbeit an: Die verglei-

chende Untersuchung des konstruierten IT-Artefakts zur Flexibilisierung von Beschaf-

fungsketten zeigte unter Verwendung der zusicherungsbasierten Integration auf, dass 

der Lösungsbeitrag, im Vergleich zu den diskutierten Konstrukten von STEP AP 214 

und MechaSTEP zu einer effektiveren Planungsunterstützung führt. Der Lösungsbei-

trag verbreitert und detailliert die zugrunde liegende Informationsbasis und schlägt 

sich damit unmittelbar in niedrigeren Informationsbeschaffungskosten nieder. 
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